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Auftrag 

Als unabhängige Institution berät die Monopolkommission die Bundesregierung, Bun
destag und Bundesrat, Behörden und die Öffentlichkeit zu Wettbewerb, Wettbe
werbsrecht und Regulierung – wissenschaftlich fundiert, unabhängig und verständ
lich. 

Unser Auftrag ist es, Wettbewerb in Deutschland zu beobachten, einzuordnen und da
raus Empfehlungen für politische Entscheidungen abzuleiten. Wir analysieren, wo 
Wettbewerb funktioniert, wo Märkte aus dem Gleichgewicht geraten und wo politi-
sche oder regulatorische Rahmenbedingungen verbessert werden können. 

Gemäß § 44 Abs. 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) legt die 
Monopolkommission der Bundesregierung ihr alle zwei Jahre zu erstellendes Haupt
gutachten vor. Es trägt den Titel „Wettbewerb 2026: Für eine wettbewerbsorientierte 
Wirtschaftspolitik“. 

In diesem Hauptgutachten untersuchen wir in Kapitel 1 Stand und Entwicklung der 
Unternehmenskonzentration in Deutschland und würdigen in Kapitel 2 die kartell
rechtliche Entscheidungspraxis. In Kapitel 3 analysieren wir Strompreise als Mittel der 
Industriepolitik und blicken in Kapitel 4 auf die KI-Transformation.   

Transparenz 

Zur Vorbereitung des 26. Hauptgutachtens war die Monopolkommission auf die Mit
arbeit und den fachlichen Rat von Sachverständigen aus den verschiedensten Berei
chen angewiesen. Die Kommission dankt allen im Gutachten genannten Wissen
schaftlerinnen und Wissenschaftlern sowie Angehörigen von Gerichten, Behörden, 
Unternehmen und Verbänden für ihre Unterstützung. 

Der Präsident des Bundeskartellamts, Herr Andreas Mundt, der Vizepräsident, Herr 
Prof. Dr. Konrad Ost, sowie die zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus den 
Beschlussabteilungen und der Grundsatzabteilung haben die Vorarbeiten für dieses 
Gutachten maßgeblich unterstützt. Sie haben der Monopolkommission und dem wis
senschaftlichen Stab in einer Diskussionsrunde am 16. April 2026 sowie in zahlrei
chen Einzelgesprächen Gelegenheit zur Erörterung der Entscheidungspraxis und all
gemeiner wettbewerbspolitischer Fragestellungen gegeben. 

Mit dem Generaldirektor der Generaldirektion Wettbewerb der Europäischen Kom
mission, Herrn Anthony Whelan, hat die Monopolkommission in einer Videokonferenz 
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am 30. April 2026 über Themen der europäischen Fusionskontrolle, der Kartell- und 
der Missbrauchsaufsicht sowie der allgemeinen Wettbewerbspolitik gesprochen. 

Mit der Geschäftsstelle der Expertenkommission Forschung und Innovation (EFI) hat 
wissenschaftliche Stab der Monopolkommission am 23. März 2026 diskutiert, nach 
welchen Indikatoren Sektoren für industriepolitische Maßnahmen ausgewählt werden 
können. 

Im Zuge der Erstellung des Kapitels zu einer wettbewerbsorientierten Wirtschaftspoli
tik für die KI-Transformation hat die Monopolkommission ein Dutzend Gespräche und 
Gesprächsrunden mit Unternehmen, Unternehmensverbänden und Experten geführt, 
darunter deutsche Start-ups, kleine, mittlere und große Industrieunternehmen sowie 
internationale Akteure. Um eine größtmögliche Offenheit der Gesprächsteilnehmer zu 
erreichen, wurde im Vorfeld zugesagt, dass eine namentliche Zuordnung zu den Aus
sagen im Gutachten nicht erfolgen wird. 

Bei der Erstellung des Gutachtens kamen punktuell KI-gestützte Werkzeuge als unter
stützende Hilfsmittel zum Einsatz, etwa zur sprachlichen und redaktionellen Unter
stützung sowie zur Strukturierung einzelner Arbeitsprozesse. Die Analysen, Bewertun
gen und Empfehlungen wurden durch die Monopolkommission und ihre Geschäfts
stelle erarbeitet. Die Verantwortung für sämtliche Inhalte des Gutachtens liegt allein 
bei der Monopolkommission.  
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Mitarbeit und Dank 

Dieses Hauptgutachten wurde wesentlich von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
aus dem wissenschaftlichen Stab der Monopolkommission erarbeitet. Die Ge-
schäftsstelle der Monopolkommission leitet den Prozess der Gutachtenerstellung 
und koordiniert die Arbeit der Monopolkommission.  

Die Geschäftsstelle wird geleitet von Dr. Marc Bataille als Generalsekretär und Dr. Ju
liane Scholl als Geschäftsführerin. 

An den einzelnen Kapiteln waren schwerpunktmäßig die folgenden Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter beteiligt: 

◼ Kapitel 1: Jonathan Meinhof, Dr. Jan-Philip Schain 
◼ Kapitel 2: Dr. Thiemo Engelbracht, Emanuel Kollmann, Sebastian Oschmann 
◼ Kapitel 3: Dr. Nadine Hahn, Emanuel Kollmann, Kim-Ines Meier, Jonathan Mein

hof, Dr. Hendrik Schmitz, Dr. Torben Stühmeier 
◼ Kapitel 4: Dr. Stefan Bulowski, Christian Hildebrandt, Julia Reimer 

Wichtige Unterstützung haben zudem Michelle Busch, Marion Schadowski, Katha-
rina Schneider und Dr. Oliver Zierke geleistet. 

Allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern schulden die Mitglieder der Monopolkom-
mission großen Dank. Die Verantwortung für dieses Gutachten liegt allein bei den Mit
gliedern der Monopolkommission. 

#TEAMWETTBEWERB 
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In eigener Sache 

Mit Wirkung vom 1. Juli 2026 hat der Bundespräsident der Bundesrepublik Deutsch
land Constanze Buchheim und Prof. Dr. Tomaso Duso für jeweils eine weitere Amts
periode bis zum 30. Juni 2030 berufen. Die Amtszeiten der Mitglieder Pamela Knapp, 
Dagmar Kollmann und Prof. Dr. Rupprecht Podszun enden jeweils zum 30. Juni 2028. 

In Erinnerung  

Im November 2024 verstarb Prof. Dr. Erhard Kantzenbach, Mitglied der Monopolkom
mission von 1974 bis 1986, Vorsitzender von 1979 bis 1986. 

Im Februar 2025 verstarb Dr. Horst Greiffenberg, Generalsekretär der Monopolkom-
mission von 1980 bis 2012. 

Im Juli 2025 verstarb Karsten Schulz, der über viele Jahre in der Geschäftsstelle der 
Monopolkommission den IT-Bereich verantwortete. 

Im März 2026 verstarb Prof. Dr. Dr. h.c. Ulrich Immenga, Mitglied der Monopolkom-
mission von 1979 bis 1989, Vorsitzender von 1986 bis 1989. 

Die Monopolkommission verdankt ihnen viel. Wir werden ihnen ein ehrendes Anden
ken bewahren. 
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Vorwort 
Deutschland diskutiert Industriepolitik. 
Lautstark, dringend, mit Milliardenbe
trägen. Was diese Debatte braucht, ist 
ein klarer Kompass: Ziel muss es sein, 
Innovationskraft und Unternehmer
geist zu stärken, damit Wohlstand gesi
chert wird. Das ist auch deshalb wich
tig, weil eine starke Wirtschaft das Fun
dament für Demokratie und Rechts
staatlichkeit, für Frieden, Freiheit und 
soziale Gerechtigkeit ist. Eine solche 
Wirtschaft wird es aber nur mit Wettbe
werb geben. Wie eine wettbewerbsori
entierte Wirtschaftspolitik aussehen 
kann, ist Thema dieses Gutachtens. 

Wettbewerb ist keine antiquierte Theo
rie. Er ist das Fundament für die Be
grenzung von Macht, für Freiheit und 
die Kraft, die Innovation und Wohlstand 
kreiert. Keine Subvention, kein nationa
ler Champion ersetzt, was ein funktio
nierender Markt leistet. Herausfor
dernde Zeiten können mehr staatliches 
Handeln erfordern. Aber Wettbewerb 
muss das Grundprinzip bleiben. 

Als unabhängiges Beratungsgremium 
der Bundesregierung und der gesetzge
benden Körperschaften widmen wir 
uns in diesem 26. Hauptgutachten vier 
Themen, die den Dreiklang aus Wettbe
werbspolitik, Regulierung und Indust
riepolitik aus unterschiedlichen Blick
winkeln beleuchten – und die alle eine 
Antwort auf dieselbe Grundfrage su
chen: Welche Maßnahmen braucht die 
deutsche Wirtschaft, um wettbewerbs
fähig zu bleiben? 

◼ Was verrät die Entwicklung der 100 
größten Unternehmen über die 
Lage der deutschen Industrie und 

welche Spuren hat der Energie
preisschock im verarbeitenden Ge
werbe hinterlassen? 

◼ Wie kann Industriepolitik von der 
Strompreisbelastung bis zur Förde
rung strategischer Technologien 
den Wettbewerb stärken? 

◼ Warum bleibt die KI-Transforma
tion der deutschen Industrie hinter 
ihrem Potenzial zurück und wie 
kann mehr Tempo gelingen? 

◼ Wie lässt sich Kartellrecht schlag
kräftiger machen – von Schadens
ersatzklagen über Rüstungsmärkte 
bis zur lernenden Fusionskontrolle? 

Unsere Empfehlungen zu diesen Fra
gen sind nicht einfach, aber wichtig. 
Wir wünschen Ihnen eine erkenntnis-
reiche und spannende Lektüre! 

Bonn, 9. Juli 2026 
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Kurz gefasst 

Die Konzentrationsberichterstattung gehört zum gesetzlichen Kernauf
trag der Monopolkommission: Seit 1978 untersucht sie, wie sich die Un
ternehmenskonzentration in Deutschland entwickelt. Im Hauptgutach
ten 2026 richtet die Monopolkommission den Blick besonders auf das 

verarbeitende Gewerbe, energieintensive Branchen und den Hightech-Sektor. 
Hier zeigt sich besonders deutlich, wie sich Kosten, Produktivität und inländische 
Wertschöpfung entwickeln und wie Unternehmen auf veränderte Standortbedin
gungen reagieren.  

1 - Wie entwickelt sich die Wertschöpfung der 100 größten Un
ternehmen in Deutschland und wie reagieren sie auf verän
derte Standortbedingungen?  

PROBLEM 

Die Konzentrationsberichterstattung zeigt, dass die 100 größten Unterneh
men für wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, Beschäftigung und politische 
Einflussmöglichkeiten weiterhin von hoher Bedeutung sind, auch wenn ihre 

aggregierten Anteile an Wertschöpfung und Beschäftigung langfristig eher rückläufig 
sind. Wettbewerbspolitisch problematisch ist weniger Größe an sich, sondern die 
Möglichkeit, dass wirtschaftliche Verfügungsgewalt, politische Einflussnahme, Eigen
tümerstrukturen oder personelle Verflechtungen den Wettbewerb mittelbar beein
trächtigen. 

Zugleich zeigt sich bei einem Großteil dieser Unternehmen eine sinkende inländische 
Wertschöpfungsbindung. Besonders im verarbeitenden Gewerbe wächst die welt
weite Wertschöpfung stärker als die inländische, sodass sich globales Unterneh
menswachstum zunehmend vom Standort Deutschland entkoppelt. 

KONTEXT 

Die „100 Größten“ werden anhand ihrer inländischen Wertschöpfung be
stimmt, um ihre gesamtwirtschaftliche Bedeutung branchenübergreifend 
vergleichbar zu messen. Im Jahr 2024 lag ihr Anteil an der gesamtwirtschaft

lichen Wertschöpfung bei 13,9 Prozent. Gleichzeitig blieben personelle Verflechtun
gen und Zusammenschlussaktivitäten sichtbar, aber im langfristigen Vergleich deut
lich niedriger als in früheren Jahrzehnten. 
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1 Konzentrationsberichterstattung 

② Gemäß § 44 Abs. 1 Satz 1 GWB beurteilt die Monopolkommission den Stand und die 
Entwicklung der Unternehmenskonzentration in Deutschland. Sie erfüllt diesen ge
setzlichen Auftrag durch zwei komplementäre Analysen. Erstens misst sie die gesamt
wirtschaftliche Unternehmenskonzentration von Großunternehmen, wofür die inlän
dische Wertschöpfung der 100 größten Unternehmen die Grundlage darstellt (Ab
schnitt 🡭1.1). Zweitens berechnet die Monopolkommission unternehmensspezifi
sche Preisaufschläge (Abschnitt 🡭1.2). Diese können als Indikator für Marktmacht 
dienen und werden zur Einordnung der wettbewerblichen Entwicklung herangezogen. 
Preisaufschläge erfassen den Wettbewerbsdruck auf Unternehmensebene und lie
fern damit eine Perspektive, die nicht allein von der beobachtbaren Marktstruktur ab
hängt. 

③ Neben diesen aggregierten, sektorübergreifenden Analysen behandelt die Monopol
kommission im vorliegenden Kapitel aktuelle Fragestellungen, die mit der Unterneh
menskonzentration in Deutschland zusammenhängen. Das diesjährige Gutachten 
steht dabei insbesondere im Zeichen industriepolitischer Fragen sowie der wettbe
werbspolitischen Herausforderungen durch den zunehmenden Einsatz von KI. Ab
schnitt 🡭1.3 enthält eine sektorspezifische Analyse von Preisaufschlägen und Ar
beitsproduktivität, unter anderem in Abhängigkeit von der Energie-, Import-, Export- 
und Technologieintensität der jeweiligen Sektoren. Abschnitt 🡭1.4 untersucht, inwie
weit bereits Abwanderungstendenzen der Wertschöpfung von Großunternehmen ins 
Ausland zu beobachten sind, und legt dabei einen Schwerpunkt auf das verarbeitende 
Gewerbe. 

1.1 Stand der aggregierten Unternehmenskonzentra
tion von Großunternehmen in Deutschland 

1.1.1 Die zunehmende Bedeutung von Großunternehmen 

④ Die aggregierte Unternehmenskonzentration misst die Konzentration von Unterneh
men auf gesamtwirtschaftlicher Ebene. Im Unterschied zur Messung der Unterneh
menskonzentration auf einzelnen Märkten, die die Wettbewerbsintensität innerhalb 
des jeweiligen Marktes untersucht, dient die aggregierte Unternehmenskonzentration 
der Einschätzung von Konzentrationsstrukturen auf makroökonomischer Ebene. 
Hierzu werden Größen wie Beschäftigtenzahlen oder die Wertschöpfung herangezo
gen. Auf dieser Grundlage wird der Anteil der größten Unternehmen einer Volkswirt
schaft an der jeweiligen gesamtwirtschaftlichen Bezugsgröße bestimmt und seit dem 
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zung inländischer Unternehmen als einen zunehmend zentralen Bestandteil der nati
onalen Wirtschaftsstrategie erscheinen (siehe dazu 🡭Kapitel 3). Sollen bestehende 
Standortnachteile durch Subventionen kompensiert werden, besteht jedoch die Ge
fahr, dass Großunternehmen überproportional profitieren. Zudem weisen Studien da
rauf hin, dass kleine und mittlere Unternehmen unter bürokratischen Vorgaben über
proportional leiden (Europäische Kommission u. a., 2022; Icks/Weicht, 2022; Kitching 
u. a., 2015). Insgesamt besteht somit die Gefahr einer mittelfristig wieder zunehmen
den Unternehmenskonzentration auf gesamtwirtschaftlicher Ebene. Vor diesem Hin
tergrund erscheint die Betrachtung der aggregierten Unternehmenskonzentration ge
genwärtig besonders relevant.  

⑧ Der potenziellen Wirkung einer Konzentration wirtschaftlicher Verfügungsgewalt war 
sich auch der Gesetzgeber bewusst. Im Rahmen der zweiten GWB-Novelle wurde der 
Monopolkommission daher der Auftrag erteilt, die Unternehmenskonzentration regel
mäßig zu beobachten (Bundesregierung, 1964). Eine hohe Unternehmenskonzentra
tion wird dabei weder per se positiv noch negativ bewertet. Es wird jedoch davon aus
gegangen, dass eine „Einschränkung des Wettbewerbs durch Konzentration […] die 
Erhaltung einer freiheitlichen und sozial befriedigenden Wirtschafts- und Gesell
schaftsordnung“ gefährden kann. Die Ausübung wirtschaftlicher „Verfügungsgewalt 
von einem immer kleiner werdenden Personenkreis“ wurde vor diesem Hintergrund 
kritisch beurteilt. Die Monopolkommission kommt ihrem Auftrag nach, indem sie den 
Stand und die Entwicklung der aggregierten Unternehmenskonzentration darstellt und 
hierdurch Transparenz über die Verteilung wirtschaftlicher Verfügungsgewalt schafft. 
Auf diese Weise können mögliche Fehlentwicklungen frühzeitig identifiziert und gege
benenfalls adressiert werden. 

1.1.2 Ermittlung der größten Unternehmen anhand ihrer in
ländischen Wertschöpfung 

⑨ Seit Beginn ihrer Berichterstattung bestimmt die Monopolkommission die aggre
gierte Unternehmenskonzentration auf Grundlage der 100 größten Unternehmen in 
Deutschland (im Folgenden „100 Größte“). Der Begriff „Unternehmen“ bezieht sich 
hierbei nicht auf eine rechtlich selbstständige Einheit. Bei den betrachteten Großun
ternehmen handelt es sich vielmehr um Unternehmensgruppen (Konzerne). Sämtli
che rechtlich selbstständigen Unternehmen, die einer Unternehmensgruppe angehö
ren, sind als wirtschaftliche Einheit zu betrachten. Oberste Gesellschaft dieser wirt
schaftlichen Einheit ist das Mutterunternehmen. Mutterunternehmen mit Sitz in 
Deutschland sind gemäß § 290 HGB verpflichtet, einen Konzernabschluss aufzustel
len. In diesen Konzernabschluss sind alle Unternehmen einzubeziehen, auf die das 
Mutterunternehmen unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss ausü
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gen. Da die volkswirtschaftliche Wertschöpfung dem Bruttoinlandsprodukt weitge
hend entspricht, eignet sie sich als konsistente Bezugsgröße zur Beurteilung aggre
gierter Unternehmenskonzentration. 

1.1.3 Methodisches Vorgehen zur Schätzung der inländi
schen Wertschöpfung 

②② Die Monopolkommission wertet im aktuellen Hauptgutachten die unternehmeri
sche Wertschöpfung des Jahres 2024 („aktuelles Berichtsjahr“) aus. Vollständige Da
ten für aktuellere Jahre lagen zum Bearbeitungszeitpunkt nicht vor. Darüber hinaus hat 
die Monopolkommission ihr methodisches Vorgehen zur Ermittlung der inländischen 
Wertschöpfung für das aktuelle Berichtsjahr angepasst. Anders als in früheren Be
richtsjahren wurden keine Unternehmensbefragungen mehr durchgeführt. Aus
schlaggebend hierfür waren die teilweise eingeschränkte Verwertbarkeit früherer Un
ternehmensangaben, die inzwischen verbesserte Datenlage durch kommerzielle Da
tenbanken und öffentlich zugängliche Abschlüsse sowie der mit Befragungen verbun
dene Aufwand für Unternehmen und Monopolkommission. Interne Untersuchungen 
anhand der gemeldeten Daten aus den vergangenen Jahren haben gezeigt, dass durch 
die Umstellung auf Schätzmethoden mit vereinzelten Ausnahmen Abweichungen von 
unter drei Prozent entstehen.  

②③ Zur Abgrenzung des Kandidatenkreises der „100 Größten“ wurden insbesondere 
die 250 umsatzstärksten inländischen Unternehmen außerhalb des Finanz- und Ver
sicherungssektors, die 25 größten Unternehmen dieses Sektors nach Bilanzsumme 
sowie die im vorherigen Berichtsjahr einbezogenen Unternehmen berücksichtigt. Die 
inländische Wertschöpfung wurde anschließend je nach Konzernstruktur und Daten
verfügbarkeit auf Grundlage von Konzern-, Teilkonzern- oder Einzelabschlüssen ge
schätzt. Dabei wurden insbesondere Auslandsanteile, besondere Strukturen im Le
bensmitteleinzelhandel sowie inländische Tochtergesellschaften ausländischer Mut
terunternehmen berücksichtigt. Das detaillierte methodische Vorgehen ist im 🡭On
line-Appendix 1.1 „Methodik zu Auswahl und Datenverfügbarkeit des Kandidatenkrei
ses für die ‚100 Größten‘“ dargestellt. 

1.1.4 Die 100 größten Unternehmen in Deutschland 

②④ 🡭Tabelle 1.1 stellt die 100 größten Unternehmen in Deutschland im Berichtsjahr 
2024 auf Grundlage ihrer inländischen Wertschöpfung dar. Zusätzlich wird die Anzahl 
der Beschäftigten der inländischen Konzerngesellschaften ausgewiesen. 
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Tabelle 1.1: Die größten Unternehmen im Jahr 2024 nach inländischer Netto
wertschöpfung 

Rang Unternehmen Wertschöp
fung im In
land (Mio. 
EUR) 

Veränderung 
(Prozent) 

Beschäftigte 
im Inland 

Branche 

1     – Volkswagen AG 37.604 -5.8 295.178 Industrie 

2   ↑ Deutsche Telekom AG 19.732 +30.4 74.550 IT/Medien 

3   ↓ Mercedes-Benz Group AG 18.172 -25.9 114.741 Industrie 

4   ↑ Deutsche Bahn AG (ohne DB 
Schenker) 

15.205 +5.1 214.047 Verkehr 

5   ↑ Robert Bosch GmbH 14.300 -0.4 129.649 Industrie 

6   ↓ Bayerische Motoren Werke 
AG 

13.290 -20.3 89.490 Industrie 

7   ↑ DHL Group 10.512 +21.8 218.783 Verkehr 

8   ↓ Siemens AG 9.027 -26.6 88.476 Industrie 

9   ↑ E.ON SE 8.304 +381.7 42.293 Energie 

10   ↑ Allianz SE 7.794 +73.2 40.599 Versicherung 

11     – REWE Gruppe 7.536 +0.9 272.000 Handel 

12   ↑ Deutsche Lufthansa AG 6.996 +11.9 66.336 Verkehr 

13   ↑ SAP SE 6.160 +5.8 26.944 IT/Medien 

14   ↑ Commerzbank AG 6.073 +25.3 26.646 Kreditinstitut 

15   ↑ RWE AG 5.843 +161.4 13.505 Energie 

16   ↑ Schwarz-Gruppe 5.732 +15.7 179.294 Handel 

17   ↑ EDEKA Gruppe 5.521 +6.9 132.242* Handel 

18   ↑ EnBW Energie Baden-Würt
temberg AG 

5.454 +53.7 27.005 Energie 

19   ↑ Roche Gruppe Deutschland 5.454 +20.8 18.256 Industrie 

20   ↓ Deutsche Bank AG 5.427 -5.5 35.773 Kreditinstitut 

21   ↓ Fresenius SE & Co. KGaA 5.132 -27.2 86.101 Industrie 

22   ↓ INA-Holding (Schaeffler AG) 4.708 -35.9 75.640 Industrie 

23   ↑ Asklepios Kliniken GmbH & 
Co. KGaA 

4.201 +15.1 50.802 Gesundheit 

24   ↓ BASF SE 4.125 -53.0 50.602 Industrie 

25   ↑ Aldi Gruppe 3.974 +21.3 91.736* Handel 

26   ↑ C. H. Boehringer Sohn AG & 
Co. KG 

3.434 -23.1 16.636* Industrie 

27   ↓ ZF Friedrichshafen AG 3.298 -6.2 52.027 Industrie 

28         ING Holding Deutschland 
GmbH 

3.294  5.917 Kreditinstitut 
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1.1.5 Gesamtwirtschaftliche Bedeutung der „100 Größten“ 

③0 Besondere Aufmerksamkeit verdient die wirtschaftliche Bedeutung der „100 Größ
ten“ für den Wirtschaftsstandort Deutschland. Hierzu werden zum einen der Anteil der 
„100 Größten“ an der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung sowie zum anderen der 
Anteil der bei den „100 Größten“ Beschäftigten an der Gesamtzahl der Beschäftigten 
aller Unternehmen in Deutschland ermittelt. 

③② Der Anteil der „100 Größten“ an der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung wird 
bestimmt, indem die aggregierte inländische Wertschöpfung dieser Unternehmen der 
gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung gegenübergestellt wird. Letztere wird auf Ba
sis der gesamtwirtschaftlichen Nettowertschöpfung berechnet, bereinigt um den 
Staatssektor. Diese methodische Vorgehensweise wurde im Vergleich zu früheren 
Gutachten angepasst und mit der Methodik zur Ermittlung der gesamtwirtschaftlichen 
Beschäftigtenzahlen harmonisiert. Weitere Ausführungen hierzu finden sich im 🡭On
line-Appendix 1.1. 

Abbildung 1.1: Entwicklung der realen Wertschöpfung von 1978 bis 2024 

 

Anmerkungen: Die methodische Ermittlung der gesamtwirtschaftlichen Nettowertschöpfung wurde zum Ge
schäftsjahr 2024 leicht angepasst. Die dargestellte Vergleichsgröße wird nun auf Grundlage der preisbereinigten 
Nettowertschöpfung ohne Staatssektor und private Organisationen ohne Erwerbszweck ermittelt (siehe Online-
Appendix 1.1). „100 Größte“ stellt die aggregierte, preisbereinigte Nettowertschöpfung eines Jahres dar. Die De
flationierung erfolgt mittels eines impliziten Preisindex der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung mit Referenz
jahr 2020. 

Quelle: Eigene Berechnungen sowie Daten des Statistischen Bundesamtes. 
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③③ 🡭Abbildung 1.1 zeigt die Entwicklung der realen Nettowertschöpfung für die Ge
samtwirtschaft sowie den aggregierten Beitrag der „100 Größten“. Preisbereinigt ist 
sowohl für die Gesamtwirtschaft als auch für die aggregierte Wertschöpfung der „100 
Größten“ ein Rückgang zu verzeichnen. Der gesamtwirtschaftliche Rückgang ist auf 
eine Kombination aus wirtschaftlicher Stagnation und hoher Inflation in den vergange
nen Jahren zurückzuführen. Der Rückgang der Wertschöpfung der „100 Größten“ ist 
insbesondere auf die rückläufige Wertschöpfung großer Industriekonzerne zurückzu
führen. 

③④ Der Anteil der aggregierten Wertschöpfung der „100 Größten“ an der Gesamtwirt
schaft lag im Jahr 2024 bei 13,9 Prozent. Damit setzt sich der langfristig rückläufige 
Trend fort.  

③⑤ Zusätzlich wird der Anteil der Beschäftigten untersucht, der auf die „100 Größten“ 
entfällt. Hierzu wird die aggregierte Anzahl der Beschäftigten bei den „100 Größten“ 
ins Verhältnis zur Gesamtzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Unter
nehmen in Deutschland gesetzt, ohne den Staatssektor. Weitere methodische Hin
weise finden sich im 🡭Online-Appendix 1.1. 

Abbildung 1.2: Entwicklung der Beschäftigtenzahlen von 1978 bis 2024 

 

Anmerkungen: Die gesamtwirtschaftliche Beschäftigtenzahl wurde auf Basis der Beschäftigungsstatistik der Bun
desagentur für Arbeit zum Stichtag 31. Dezember 2024 ermittelt. Ausgangspunkt ist die Gesamtzahl der sozial
versicherungspflichtig Beschäftigten in Deutschland, abzüglich der als nicht unternehmerisch abgegrenzten Be
reiche (öffentlicher Sektor, private Haushalte, exterritoriale Organisationen), zuzüglich der Beamtinnen und Be
amten der Deutsche Bahn AG, Deutsche Post AG und Deutsche Telekom AG (siehe Online-Appendix 1.1 „Ermitt
lung der gesamtwirtschaftlichen Bezugsgrößen“). 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage eigener Erhebungen sowie Bundesagentur für Arbeit (2025). 
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③⑥ 🡭Abbildung 1.2 zeigt die Entwicklung der aggregierten Beschäftigtenzahlen der 
„100 Größten“ sowie der Gesamtwirtschaft. Da der Personalaufwand einen wesentli
chen Bestandteil der Wertschöpfung darstellt und eng mit den Beschäftigtenzahlen 
verknüpft ist, zeigt sich ein ähnlicher rückläufiger Trend im Anteil der „100 Größten“ 
wie in Abbildung 2. Gleichwohl ist der Anteil der „100 Größten“ im Jahr 2024 auf 12,2 
Prozent gestiegen, nach 11,8 Prozent im Jahr 2022. 

③⑦ Im Gegensatz zur Wertschöpfung sind die Beschäftigtenzahlen sowohl in der Ge
samtwirtschaft als auch bei den „100 Größten“ im Jahr 2024 nicht rückläufig, sondern 
stabil bzw. leicht gestiegen. Die „100 Größten“ beschäftigten im Jahr 2024 insgesamt 
3,81 Mio. Personen in ihren inländischen Teilkonzernen, gegenüber 3,65 Mio. im Jahr 
2022. 

③⑧ Der aufgezeigte, langfristige Trend eines abnehmenden Anteils der „100 Größten“ 
steht jedoch in einem gewissen Widerspruch zu Studien, die für Deutschland (wie 
auch für andere Industrienationen) in den letzten Jahrzehnten eher einen konstanten 
bzw. leicht ansteigenden Anteil von Großunternehmen am Umsatz sehen und auf eine 
tendenziell eher wachsende Unternehmenskonzentration hinweisen (Bajgar u. a., 
2025; Bighelli u. a., 2023; Ma u. a., 2026). Allerdings konzentriert sich die Monopol
kommission einerseits mit ihrer Analyse der „100 Größten“ auf einen kleineren Teil der 
Unternehmenslandschaft als z. B. Ma u. a. (2026), die die 1 Prozent größten Unterneh
men heranziehen. Andererseits konzentriert sich die Monopolkommission in ihrer 
Analyse auf die inländische Wertschöpfung von Unternehmen, während in anderen 
Studien oft andere Kenngrößen herangezogen werden (z. B. der Gesamtumsatz von 
Unternehmen).  

③⑨ Veränderungen im Umsatz müssen zum einen nicht bedeuten, dass sich die Wert
schöpfung gleichermaßen entwickelt. Zum anderen können Unternehmen auch in ih
rer Gesamtwertschöpfung teils deutlich wachsen, während ihre inländische Wert
schöpfung stagniert, wie Abschnitt 🡭1.4 für das verarbeitende Gewerbe aufzeigt. 
Diese Diskrepanzen bestätigen die Monopolkommission darin, dass eine Betrachtung 
der inländischen Wertschöpfung trotz der deutlich höheren Komplexität in Datenge
winnung und -auswertung wichtig ist und nicht etwa durch die Untersuchung von Un
ternehmensumsätzen ersetzt werden kann. Für zukünftige Analysen könnte trotzdem 
interessant sein zu untersuchen, wie diese eher gegenläufigen Trends zusammenpas
sen. 

1.1.6 Struktur der Anteilseigner der „100 Größten“ 

③⑩ Die "100 Größten" werden im Folgenden hinsichtlich ihrer Mehrheitsverhältnisse 
klassifiziert und analysiert. Im Mittelpunkt steht damit nicht die vollständige Struktur 
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④⑦ Insgesamt erlaubt die Analyse der Mehrheitsverhältnisse eine Einordnung der "100 
Größten" nach der jeweils dominierenden Eigentümerkontrolle. Sie zeigt, welche An
teilseignergruppen die größten Unternehmen in Deutschland prägen und wie sich der 
Bestand gegenüber dem vorherigen Berichtsjahr verändert hat. Aussagen über Min
derheitsbeteiligungen, wechselseitige Kapitalverflechtungen oder Common-Ow
nership-Strukturen sind damit jedoch nicht verbunden.  

1.1.7 Personelle Verflechtungen der „100 Größten“ 

④⑧ Die „100 Größten“ wurden darüber hinaus auf personelle Verflechtungen in Ge
schäftsführungs- und Kontrollgremien untersucht. Übt eine Person aus der Ge
schäftsführung oder dem Kontrollgremium eines Unternehmens aus dem Kreis der 
„100 Größten“ ein weiteres Mandat in einem anderen Unternehmen dieses Kreises 
aus, besteht zwischen den betroffenen Unternehmen über diese Person eine perso
nelle Verflechtung. Es ist davon auszugehen, dass Personen mit mehreren Mandaten 
in unterschiedlichen Unternehmen am Erfolg jedes dieser Unternehmen interessiert 
sind. Insofern können personelle Verflechtungen zu einer Gleichrichtung von Interes
sen beitragen und damit die Konzentration unternehmerischer Verfügungsgewalt gro
ßer Unternehmen verstärken. 

④⑨ Gemäß § 285 Nr. 10 HGB sind Kapitalgesellschaften und bestimmte Personenge
sellschaften verpflichtet, die Mitglieder des Geschäftsführungsorgans und des Auf
sichtsrats im Anhang zum Jahresabschluss anzugeben. Die Mitglieder der Geschäfts
führungs- und Kontrollgremien der „100 Größten“ lassen sich daher in der Regel auf 
Grundlage der veröffentlichten Geschäftsberichte ermitteln. Da sich die Untersu
chung auf die inländischen Teilkonzerne bezieht, werden bei Unternehmen mit aus
ländischer Konzernobergesellschaft die Gremien der obersten Gesellschaft im Inland 
zur Ermittlung der Mandate herangezogen. 

④⑩ Für das Berichtsjahr 2024 konnten auf dieser Grundlage Mandatsträgerinnen und 
Mandatsträger von 99 Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten“ ermittelt wer
den. Von der Procter & Gamble Gruppe Deutschland lagen keine Informationen vor, 
von der Aldi Gruppe lagen darüber hinaus lediglich Informationen für Aldi Nord vor. 
Insgesamt wurden 1.954 Personen identifiziert, die zusammen 2.071 Mandate inne
hatten. Davon entfielen 551 auf Geschäftsführungsmandate und 1.520 auf Mandate 
in Kontrollgremien. 39 Geschäftsführungsmandate und 185 Mandate in Kontrollgre
mien standen in einem Verflechtungszusammenhang. Dies entspricht 7,1 % aller Ge
schäftsführungsmandate und 12,2 % aller Mandate in Kontrollgremien. Personelle 
Verflechtungen sind damit zwar weiterhin vorhanden, erfassen aber jeweils nur einen 
vergleichsweise kleinen Teil der insgesamt besetzten Mandate. 🡭Tabelle 1.2 zeigt, 
wie sich die Mandate auf Geschäftsführungs- und Kontrollgremien verteilen. 
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Tabelle 1.2: Mandate in Geschäftsführungs- und Kontrollgremien der "100 
Größten" 

 2022 2024 

Geschäftsführungsmandate 594 551 

     - davon mit Verflechtung 34 (5,7 %) 39 (7,1 %) 

Mandate in Kontrollgremien 1476 1520 

     - davon mit Verflechtung 194 (13,1 %) 185 (12,2 %) 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage veröffentlichter Geschäftsberichte. 

⑤0 Die personellen Verflechtungen zwischen den „100 Größten“ sind auch im aktuel
len Berichtsjahr noch von Bedeutung, haben im langfristigen Vergleich jedoch weiter 
an Intensität verloren. Wie 🡭Abbildung 1.5 zeigt, ist die Gesamtzahl personeller Ver
flechtungen seit dem Ende der 1970er Jahre deutlich zurückgegangen. Während sich 
Ende der 1970er Jahre und Anfang der 1980er Jahre noch deutlich mehr als 800 Ver
flechtungen beobachten ließen, beläuft sich ihre Zahl im Geschäftsjahr 2024 nur noch 
auf 117. In 39 dieser Verflechtungen war ein Mitglied einer Geschäftsführung eines der 
Unternehmen beteiligt. In den 78 weiteren Verflechtungen waren keine Geschäftsfüh
rungsmitglieder involviert.  

Abbildung 1.5: Entwicklung der personellen Verflechtungen nach Art der Ver
flechtung 

 
Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage veröffentlichter Geschäftsberichte. 
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Anmerkungen: Es wird die Anzahl der Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten“ dargestellt, die mit mindes
tens einem weiteren Unternehmen aus diesem Kreis über Personen verflochten war. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage veröffentlichter Geschäftsberichte. 

⑤⑥ Besonders viele mit anderen Unternehmen verflochtene Personen finden sich 
2024 bei der INA-Holding (Schaeffler AG), bei Siemens Energy AG, bei der Münchener 
Rückversicherungs-Gesellschaft AG und bei der KfW Bankengruppe. Bei diesen Un
ternehmen sind jeweils neun Personen mit Mandaten in anderen relevanten Unter
nehmen vertreten. Ebenfalls hohe Werte weisen unter anderem die Deutsche Luft
hansa AG, die Siemens AG und die Deutsche Telekom AG mit jeweils sieben sowie die 
Deutsche Bank AG, die Mercedes-Benz Group AG und die ZF Friedrichshafen AG mit 
jeweils sechs verflochtenen Personen auf. Die Verflechtungen konzentrieren sich da
mit nicht auf einzelne Ausreißer, sondern auf eine breitere Gruppe großer Unterneh
men. 

⑤⑦ Insgesamt bestätigen die aktuellen Daten den seit Längerem zu beobachtenden 
Trend. Die personellen Verflechtungen der „100 Größten“ haben im Zeitverlauf erheb
lich abgenommen, sind jedoch weiterhin vorhanden. Der Großteil der identifizierten 
Verflechtungen tritt in Form von Überschneidungen zwischen Kontrollorganen auf. 
Demgegenüber sind personelle Verbindungen zwischen Geschäftsführungen von Un
ternehmen mit den Kontrollorganen anderer Unternehmen seltener. Dies spricht da
für, dass die personellen Verflechtungen weniger Ausdruck unmittelbarer Leitungs
verflechtungen sind. Vielmehr finden sie rein auf Ebene der Überwachungs- und Be
ratungsgremien statt. Zudem konzentrieren sie sich auf eine begrenzte Zahl beson
ders verflochtener Unternehmen und Personen. Gleichwohl können auch solche Ver
flechtungen aus wettbewerblicher Sicht relevant sein, etwa wenn dieselben Personen 
an zentralen strategischen Entscheidungen in mehreren großen Unternehmen mitwir
ken oder jedenfalls vertiefte Einblicke in deren wirtschaftliche Lage und Ausrichtung 
erhalten. Vor diesem Hintergrund bleibt die Beobachtung personeller Verflechtungen 
ein wesentlicher Bestandteil der Konzentrationsberichterstattung. 

1.1.8 Beteiligung der „100 Größten“ an Unternehmenszu
sammenschlüssen 

⑤⑧ Für das Geschäftsjahr 2024 wurden alle vom Bundeskartellamt freigegebenen Zu
sammenschlussvorhaben mit Enddatum zwischen dem 1. Januar 2024 und dem 31. 
Dezember 2025 ausgewertet. In diesem Zeitraum wurden insgesamt 1.615 Freigaben 
erfasst. In 168 Fällen war mindestens ein Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größ
ten“ beteiligt. Der Anteil der „100 Größten“ an allen freigegebenen Zusammen
schlussvorhaben lag damit bei 10,3 %. Gegenüber dem im vorangegangenen Gutach
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SE, die Robert Bosch GmbH und die Volkswagen AG mit jeweils sieben Beteiligungen. 
Je sechs Fälle entfielen auf die Rethmann SE & Co. KG, die EDEKA Gruppe sowie die 
RWE AG. 

⑥0 Das Beteiligungsmuster spricht dafür, dass das Zusammenschlussgeschehen der 
„100 Größten“ im Berichtszeitraum weniger von einer breit angelegten Fusionswelle 
als vielmehr von selektiven Zukäufen, Portfoliobereinigungen und branchenbezoge
nen Konsolidierungsvorgängen geprägt ist. Eine vergleichsweise hohe Aktivität fällt 
insbesondere in der Industrie, im Handel und in der Energiewirtschaft auf. Insgesamt 
bestätigt sich damit auch für das Geschäftsjahr 2024, dass die „100 Größten“ zwar 
weiterhin sichtbar am Zusammenschlussgeschehen beteiligt sind, ihre Bedeutung für 
die Gesamtzahl der freigegebenen Unternehmenszusammenschlüsse jedoch deut
lich unter den langjährigen Höchstwerten liegt. 

1.2 Aggregierte Wettbewerbsanalyse: Kostenschock, 
sinkende Margen und rückläufige Produktivität 
im verarbeitenden Gewerbe 

⑥② Die Monopolkommission untersucht die horizontale Unternehmenskonzentration 
und Preisaufschläge regelmäßig im Rahmen der Konzentrationsberichterstattung im 
Hauptgutachten. Im Folgenden wird die durchschnittliche Entwicklung des Wettbe
werbs anhand von Preisaufschlägen, Preisindizes und verschiedenen Produktivitäts
maßen für das verarbeitende Gewerbe in Deutschland analysiert. 

⑥③ Eine kontinuierliche Beobachtung von Marktmachtindikatoren auf gesamtwirt
schaftlicher Ebene ist aus wirtschaftspolitischer Sicht von zentraler Bedeutung. Sie 
liefert wichtige Erkenntnisse über die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftssystems 
und die Effizienz der Ressourcenzuteilung. Die Europäische Kommission dokumen
tiert für die vergangenen 25 Jahre eine zunehmende Konzentration in zahlreichen eu
ropäischen Branchen sowie steigende Preisaufschläge und Gewinne, insbesondere 
am oberen Rand der Unternehmensverteilung. Sie weist zugleich darauf hin, dass ein 
schwächerer Wettbewerb Preise, Produktivität, Wettbewerbsfähigkeit und langfristi
ges Wachstum beeinträchtigen kann (Europäische Kommission, 2024).  

⑥④ Die Entwicklung der deutschen Industrie steht seit einigen Jahren im Zentrum einer 
intensiven wirtschaftspolitischen Debatte. Ausgangspunkt ist die wachsende Sorge, 
dass das industrielle Fundament Deutschlands erodiert und damit potenziell weitrei
chende Folgen für Wachstum, Beschäftigung und Wohlstand verbunden sind 
(Falck/Krause, 2026; Grömling, 2026). Aktuelle Analysen zeigen, dass die Industrie 
bereits seit Längerem an Wertschöpfung und internationaler Wettbewerbsfähigkeit 
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1.2.1 Rückläufige Preisaufschläge seit 2021  

⑥⑩ 🡭Abbildung 1.9 zeigt die Entwicklung der durchschnittlichen Preisaufschläge im 
verarbeitenden Gewerbe im Zeitraum von 2014 bis 2023. Dargestellt sind sowohl der 
einfache Durchschnitt (blaue Linie) als auch der gewichtete Durchschnitt (orange Li
nie). 

⑦0 Der einfache Durchschnitt der Preisaufschläge stieg von rund 1,33 im Jahr 2014 
kontinuierlich auf einen Höchstwert von etwa 1,37 im Jahr 2016 an. Anschließend be
wegte er sich bis 2021 relativ stabil auf einem Niveau zwischen 1,36 und 1,37. Ab dem 
Jahr 2021 ist ein deutlicher Rückgang zu beobachten, der sich 2022 und 2023 fort
setzte. Bis 2022 fiel der einfache Durchschnitt auf rund 1,32. 

⑦② Der gewichtete Durchschnitt folgte einem ähnlichen, jedoch insgesamt niedrige
ren Verlauf. Er stieg von etwa 1,29 im Jahr 2014 auf einen Spitzenwert von rund 1,33 
im Jahr 2016 und blieb danach bis 2020 weitgehend stabil zwischen 1,32 und 1,33. Ab 
2020 ging auch der gewichtete Durchschnitt spürbar zurück. Dieser Rückgang ver
stärkte sich 2022 und 2023, sodass der gewichtete Durchschnitt im Jahr 2023 einen 
Wert von etwa 1,29 erreichte. 

Abbildung 1.9: Aggregierte Preisaufschläge verarbeitendes Gewerbe 

Anmerkung: Dargestellt sind geschätzte Preisaufschläge im verarbeitenden Gewerbe. Die Preisaufschläge wer
den auf Grundlage einer ACF-Produktionsfunktionsschätzung (Ackerberg u. a., 2015; De Loecker/Warzynski, 
2012) mit Gross-Output-Translog-Spezifikation berechnet. Der gewichtete Durchschnitt verwendet den Unter
nehmensumsatz als Gewicht. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Orbis-Daten von Moody’s. 
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⑦③ 🡭Abbildung 1.10 zeigt den zeitlichen Verlauf der Verteilung der Preisaufschläge. 
Sie gibt Hinweise darauf, ob die Höhe der Preisaufschläge einen Einfluss darauf hat, 
wie sich ein Unternehmen in der Energiekrise entwickelt. Die Abbildung zeigt, dass es 
sich um einen systematischen Schock handelt, der die Unternehmen in ähnlicher 
Größenordnung betrifft. Dies ist daran erkennbar, dass die Perzentile der Verteilung 
einen Einbruch von etwa 5 Prozentpunkten aufweisen. Eine ergänzende Darstellung 
der kumulierten Verteilungen der Preisaufschläge in den Jahren 2019 und 2022 findet 
sich im 🡭Online-Appendix 1.2. Sie bestätigt, dass die Preisaufschläge im Jahr 2022 
über die gesamte Verteilung hinweg niedriger liegen als im Jahr 2019 und dass sich die 
Streuung der Preisaufschläge nach dem Kostenschock verringert hat. 

Abbildung 1.10: Verlauf der gewichteten Quantile der Preisaufschläge 

Anmerkung: Dargestellt sind umsatzgewichtete Quantile der geschätzten Preisaufschläge im verarbeitenden Ge
werbe. Die Gewichtung erfolgt mit dem Unternehmensumsatz. Die Preisaufschläge werden auf Grundlage einer 
ACF-Produktionsfunktionsschätzung mit Gross-Output-Translog-Spezifikation berechnet. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Orbis-Daten von Moody’s. 

1.2.2 Deutschland hat ein Kosten- und Produktivitätsprob
lem 

⑦④ 🡭Abbildung 1.11 stellt die Wachstumsraten der Preisaufschläge, der Preise und 
der approximierten Grenzkosten im verarbeitenden Gewerbe mit dem Referenzjahr 
2019 dar. Dargestellt sind der Preisaufschlag (blaue Linie), die Preise (grüne Linie) so
wie die Grenzkosten (gelbe Linie). 
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Abbildung 1.11: Verlauf Preisaufschläge, Preise und approximierte Grenzkos
ten 

Anmerkung: Dargestellt sind Veränderungen relativ zum Referenzjahr 2019. Die Preisentwicklung basiert auf in
dustriebezogenen Preisindizes, die auf 2019 normiert werden. Approximierte Grenzkosten werden aus dem rela
tiven Verhältnis von Preisen und geschätzten Preisaufschlägen abgeleitet. Formal gilt in Logarithmen: approxi
mierte Grenzkosten gleich Preise minus Preisaufschläge. Die dargestellten Verläufe beruhen auf Firmen-Fixed-
Effects-Schätzungen. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Orbis-Daten von Moody’s sowie Eurostat, Preisindizes in der 
Industrie, jährliche Daten, Datensatz sts_inpp_a. 

⑦⑦ 🡭Abbildung 1.12 zeigt erneut Wachstumsraten mit dem Basisjahr 2019 für Preis
aufschläge sowie für die totale Faktorproduktivität und die Arbeitsproduktivität. Letz
tere wird als preisbereinigte Wertschöpfung je Beschäftigten gemessen. Es zeigt sich 
ein deutlicher Rückgang der Faktorproduktivität sowie ein Einbruch der Arbeitspro
duktivität nach den Jahren 2017/18. Dieser Einbruch beschleunigt sich in den folgen
den Jahren während des Beginns der Pandemie. Nach einer kurzen Erholung im Jahr 
2021 ist ab 2022 nochmals ein stärkerer Rückgang zu beobachten. Dabei sinkt die Ar
beitsproduktivität um acht Prozentpunkte bis 2023. 

⑦⑧ 🡭Abbildung 1.13 zeigt, wie sich die Entwicklung der Arbeitsproduktivität durch die 
Veränderungen in der Arbeitnehmerzahl und der deflationierten Wertschöpfung erklä
ren lässt. Die Bewegungen der Arbeitsproduktivität nach 2019 werden vorrangig durch 
die Fluktuation der preisbereinigten Wertschöpfung verursacht. Dieses Muster steht 
im Einklang mit aktuellen Befunden zur deutschen Industrie, wonach die reale Wert
schöpfung bereits seit 2017 rückläufig ist und die jüngeren Krisen eher als Verstärker 
eines länger bestehenden Strukturproblems zu interpretieren sind (Grömling, 2026). 
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Abbildung 1.12: Verlauf Preisaufschläge, Faktor- und Arbeitsproduktivität 

Anmerkung: Dargestellt sind Veränderungen relativ zum Referenzjahr 2019. Preisaufschläge und totale Faktor
produktivität werden auf Grundlage einer ACF-Produktionsfunktionsschätzung mit Gross-Output-Translog-Spezi
fikation berechnet. Die Arbeitsproduktivität wird als preisbereinigte Wertschöpfung je Beschäftigten gemessen. 
Die Verläufe beruhen auf Firmen-Fixed-Effects-Schätzungen. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Orbis-Daten von Moody’s. Für die Preisbereinigung der Wert
schöpfung werden Eurostat-Preisindizes in der Industrie, jährliche Daten, Datensatz sts_inpp_a, verwendet. 

Abbildung 1.13: Arbeitsproduktivität - Zusammensetzung 

Anmerkung: Dargestellt sind Veränderungen relativ zum Referenzjahr 2019. Die Arbeitsproduktivität wird in preis
bereinigte Wertschöpfung und Anzahl der Beschäftigten zerlegt. Die Wertschöpfung wird mit Preisindizes auf In
dustrieebene preisbereinigt. Beschäftigung wird als Anzahl der Beschäftigten gemessen. Arbeitszeit und Kurzar
beit werden in den Orbis-Daten nicht beobachtet. 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Orbis-Daten von Moody’s. Für die Preisbereinigung der Wert
schöpfung werden Eurostat-Preisindizes in der Industrie, jährliche Daten, Datensatz sts_inpp_a, verwendet. 

1.2.3 Fazit 

⑧② Insgesamt zeigt sich seit 2021 ein breit wirkender Kostenschock im verarbeitenden 
Gewerbe, der sich deutlich in Preisaufschlägen und Produktivität niederschlägt. Die
ser Befund fügt sich in aktuelle Studien zur deutschen Industrie ein, wonach die reale 
industrielle Wertschöpfung bereits seit 2017 geschwächt ist und die jüngeren Krisen 
eher als Verstärker eines länger bestehenden Strukturproblems zu interpretieren sind. 

⑧③ Die Preisaufschläge sind seit 2021 deutlich und systematisch zurückgegangen. 
Grund dafür ist, dass die Grenzkosten stärker stiegen als die Preise. Unternehmen 
konnten höhere Kosten damit nur unvollständig an Kundinnen und Kunden weiterge
ben. Rückläufige Preisaufschläge sind in diesem Kontext daher vor allem Ausdruck 
von Kostendruck und nicht Ausdruck einer wettbewerbspolitisch gewünschten Inten
sivierung des Wettbewerbs. Zugleich gingen sowohl die totale Faktorproduktivität als 
auch die Arbeitsproduktivität zurück. Der Rückgang der Arbeitsproduktivität ist vor al
lem auf eine sinkende reale Wertschöpfung bei vergleichsweise stabiler Beschäfti
gung zurückzuführen. Insgesamt ergibt sich damit das Bild einer Industrie, in der die 
Anpassung an den Kostenschock vor allem über sinkende Margen und Produktivität 
erfolgt, während die Beschäftigung vergleichsweise träge reagiert. 

1.3 Energieintensität, die Rolle des internationalen 
Handels und Hightech-Boom 

⑧④ Die aggregierte Analyse zeigt, dass sich der breit wirkende Kostenschock in sinken
den Preisaufschlägen und rückläufiger Produktivität widerspiegelt. Diese aggregierten 
Ergebnisse liefern wichtige Hinweise auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung, las
sen jedoch offen, inwieweit sich die Anpassungsprozesse zwischen unterschiedli
chen Industrien unterscheiden.  

⑧⑤ Vor diesem Hintergrund wird im folgenden Kapitel eine disaggregierte Analyse der 
Teilmärkte vorgenommen. Ziel ist es, ein differenzierteres Bild der Wettbewerbsdyna
mik zu erhalten. Im Mittelpunkt steht dabei die Energieintensität von Industrien, da der 
beobachtete Kostenschock maßgeblich über steigende Energiepreise gewirkt hat und 
daher zu erwarten ist, dass sich die Effekte zwischen energieintensiven und nicht 
energieintensiven Industrien systematisch unterscheiden. 

⑧⑥ Die Analyse erfolgt dabei in mehreren aufeinander aufbauenden Schritten. Zu
nächst wird in Abschnitt 🡭1.3.1 zwischen energieintensiven und nicht energieintensi
ven Industrien unterschieden, um grundlegende Unterschiede in der Betroffenheit 
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ausgesetzt sind. Höhere Exportintensität geht dagegen tendenziell mit einem schwä
cheren Verlauf der Preisaufschläge einher. Dieser Befund ist vorsichtig zu interpretie
ren, da hier wahrscheinlich weniger ein direkter Kostenkanal im Vordergrund steht, 
sondern stärker die Einbindung exportorientierter Industrien in internationale Absatz
märkte und Preisbildungsprozesse. 

⑨0 Innerhalb der nicht energieintensiven Industrien ergeben sich zudem erhebliche 
Unterschiede zwischen Hochtechnologie- und den übrigen Industrien. Während der 
Pandemie ist ein deutlicher Aufschwung im Hochtechnologiesektor zu beobachten. 
In diesem Segment entwickeln sich Preisaufschläge sowie Faktor- und Arbeitsproduk
tivität entgegen dem allgemeinen Trend und steigen an. Gleichzeitig fällt der Preisan
stieg im Hochtechnologiesektor geringer aus, was darauf hindeutet, dass zuvor ge
sunkene Grenzkosten den Preisdruck dämpfen. Insgesamt zeigt sich, dass der Hoch
technologiesektor nicht von dem im verarbeitenden Gewerbe insgesamt beobachte
ten Produktivitätseinbruch betroffen ist, sondern im Gegenteil eine steigende Faktor- 
und Arbeitsproduktivität aufweist. Dieser Befund ist jedoch als relative Stärke inner
halb Deutschlands zu verstehen, da forschungsintensive Industrien in Deutschland 
im internationalen Vergleich zuletzt an Dynamik und Arbeitsproduktivität verloren ha
ben (Danne/Schiersch, 2026). 

⑨② Auch hier zeigt sich die Trägheit des Arbeitsmarkts. Die Beschäftigung unterschei
det sich zwischen den Industriegruppen nur geringfügig, obwohl die reale Wertschöp
fung sehr unterschiedlich verläuft. Dies gilt sowohl für energieintensive Industrien mit 
stark fallender Wertschöpfung als auch für Hochtechnologieindustrien mit steigender 
Wertschöpfung und für Industrien dazwischen. Der Befund unterstreicht die Bedeu
tung von Mobilität zwischen schrumpfenden und wachsenden Industriebereichen. 

1.3.1 Energieintensive Industrien als Treiber der aggregier
ten Entwicklung 

⑨③ Die Unterscheidung zwischen energieintensiven und nicht energieintensiven In
dustrien ist von zentraler Bedeutung für das Verständnis der im vorigen Abschnitt 🡭1.2 
identifizierten Entwicklungen. Energieintensive Industrien nehmen eine Schlüsselrolle 
innerhalb des verarbeitenden Gewerbes ein, da sie einen besonders hohen Anteil der 
gesamtindustriellen Energienachfrage auf sich vereinen und gleichzeitig zentrale Vor
leistungen für zahlreiche nachgelagerte Industrien bereitstellen. So entfielen im Jahr 
2021 rund 77 Prozent des industriellen Energieverbrauchs auf energieintensive In
dustriezweige, während diese lediglich etwa 17 Prozent der industriellen Bruttowert
schöpfung und rund 15 Prozent der Beschäftigten ausmachten (Statistisches Bundes
amt, 2026). Diese Struktur verdeutlicht, dass Energie als Produktionsfaktor in diesen 
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1.3.1.1 Energieintensive Industrien mit Margenrückgang   

⑨⑦ 🡭Abbildung 1.14 zeigt die Entwicklung der Preisaufschläge für energieintensive 
und nicht energieintensive Industrien relativ zum Basisjahr 2019. Es wird deutlich, 
dass die Preisaufschläge in energieintensiven Industrien ab dem Jahr 2021 stärker zu
rückgehen als in nicht energieintensiven Industrien. Während beide Gruppen bis 2020 
keine ausgeprägten Rückgänge aufweisen, setzt der Einbruch bei energieintensiven 
Industrien früher ein und fällt im weiteren Verlauf deutlich stärker aus. 

⑨⑧ Ein Vergleich der Niveaus der Preisaufschläge wird in 🡭Abbildung 1.15 darge
stellt. Dabei zeigt sich, dass energieintensive Industrien bereits vor 2020 ein niedrige
res Niveau an Preisaufschlägen aufweisen, jedoch bis etwa 2020 einen leicht steigen
den Trend verzeichnen. Demgegenüber bewegen sich die Preisaufschläge in nicht 
energieintensiven Industrien bis 2020 weitgehend stabil auf einem höheren Niveau. 
Ab 2021 kommt es in beiden Gruppen zu einem Rückgang der Preisaufschläge, der 
jedoch in energieintensiven Industrien deutlich stärker ausfällt. 

Abbildung 1.14: Energie – Verlauf Preisaufschläge 

Anmerkung: Dargestellt sind Veränderungen der geschätzten Preisaufschläge relativ zum Referenzjahr 2019 für 
energieintensive und nicht energieintensive Industrien. Die Preisaufschläge werden auf Grundlage einer ACF-
Produktionsfunktionsschätzung mit Gross-Output-Translog-Spezifikation berechnet. Die dargestellten Verläufe 
beruhen auf Firmen-Fixed-Effects-Schätzungen. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Orbis-Daten von Moody’s. Die Einteilung energieintensiver In
dustrien basiert auf (Dechezleprêtre u. a., 2025).  
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Abbildung 1.15: Energie – Preisaufschläge 

Anmerkung: Dargestellt sind die Niveaus der geschätzten Preisaufschläge für energieintensive und nicht energie
intensive Industrien. Die Preisaufschläge werden auf Grundlage einer ACF-Produktionsfunktionsschätzung mit 
Gross-Output-Translog-Spezifikation berechnet. Die Darstellung zeigt den einfachen Durchschnitt der Preisauf
schläge innerhalb der jeweiligen Industriegruppe. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Orbis-Daten von Moody’s. Die Einteilung energieintensiver In
dustrien basiert auf (Dechezleprêtre u. a., 2025). 

 

1.3.1.2 Energieintensive Industrien erleiden massiven Produktivi
tätseinbruch 

⑨⑨ Zur Einordnung dieser Entwicklung zeigt 🡭Abbildung 1.16 den Verlauf der Preis
aufschläge, der Preise und der approximierten Grenzkosten für energieintensive und 
nicht energieintensive Industrien relativ zum Basisjahr 2019. Ziel ist es, die unter
schiedlichen Entwicklungen der Preisaufschläge zwischen beiden Gruppen besser zu 
verstehen. 

⑨⑩ Es zeigt sich, dass sowohl Preise als auch Grenzkosten in energieintensiven In
dustrien deutlich stärker ansteigen als in nicht energieintensiven Industrien. Die 
Preise steigen in energieintensiven Industrien bis 2023 um rund 25 Prozent, während 
der Anstieg in nicht energieintensiven Industrien bei etwa 16 Prozent liegt. Noch aus
geprägter ist der Unterschied bei den Grenzkosten. Diese nehmen in energieintensi
ven Industrien um etwa 30 Prozent zu, während der Anstieg in nicht energieintensiven 
Industrien unter 20 Prozent bleibt. 
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⑩0 Der stärkere Rückgang der Preisaufschläge in energieintensiven Industrien lässt 
sich somit auf den deutlich höheren Anstieg der Grenzkosten zurückführen, der nicht 
im gleichen Umfang durch steigende Preise kompensiert wird. 

Abbildung 1.16: Energie – Verlauf Preisaufschläge, Preise und approximierte 
Grenzkosten 

Anmerkung: Dargestellt sind Veränderungen relativ zum Referenzjahr 2019 für energieintensive und nicht ener
gieintensive Industrien. Die Preisentwicklung basiert auf Preisindizes auf Industrieebene, die auf 2019 normiert 
werden. Approximierte Grenzkosten werden aus dem relativen Verhältnis von Preisen und geschätzten Preisauf
schlägen abgeleitet. Formal gilt in Logarithmen: approximierte Grenzkosten gleich Preise minus Preisaufschläge. 
Die dargestellten Verläufe beruhen auf Firmen-Fixed-Effects-Schätzungen. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Orbis-Daten von Moody’s sowie Eurostat, Preisindizes in der 
Industrie, jährliche Daten, Datensatz sts_inpp_a. Die Einteilung energieintensiver Industrien basiert auf (De
chezleprêtre u. a., 2025)  

⑩② 🡭Abbildung 1.17 zeigt den Verlauf der totalen Faktorproduktivität sowie der Ar
beitsproduktivität für energieintensive und nicht energieintensive Industrien relativ 
zum Basisjahr 2019. Während die totale Faktorproduktivität vor 2019 vergleichsweise 
stabil verläuft, zeigt sich bei der Arbeitsproduktivität bereits ab 2017 ein Rückgang. 
Dieser frühe Rückgang steht im Einklang mit aktuellen Befunden zur deutschen In
dustrie, wonach die reale industrielle Wertschöpfung bereits seit 2017 geschwächt ist 
und die jüngeren Krisen eher als Verstärker eines länger bestehenden Strukturprob
lems zu interpretieren sind (Bolwin u. a., 2025; Falck/Pfaffl, 2026; Grömling, 2026). 

⑩③ Der Abschwung der Arbeitsproduktivität beschleunigt sich ab 2020, verläuft je
doch zwischen den beiden Gruppen zeitlich unterschiedlich. Energieintensive Indust
rien verzeichnen zu Beginn der Pandemie im Jahr 2020 zunächst keinen Einbruch der 
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Faktor- oder Arbeitsproduktivität. Demgegenüber zeigen nicht energieintensive In
dustrien in diesem Zeitraum einen Rückgang der Arbeitsproduktivität um etwa 5 Pro
zent sowie der totalen Faktorproduktivität um knapp 2 Prozent. Dieser Rückgang wird 
jedoch im Jahr 2021 durch eine deutliche Erholung ausgeglichen. 

⑩④ Ab dem Jahr 2022 ergibt sich ein deutlich anderes Bild. Energieintensive Industrien 
verzeichnen einen starken Rückgang der Produktivität. Bis zum Jahr 2023 sinken die 
Arbeitsproduktivität um rund 15 Prozent und die totale Faktorproduktivität um etwa 5 
Prozent. In nicht energieintensiven Industrien fällt der Rückgang im gleichen Zeitraum 
deutlich moderater aus. Hier liegt der Rückgang der Arbeitsproduktivität bei etwa 5 
Prozent und der der totalen Faktorproduktivität bei rund 1 Prozent. 

Abbildung 1.17: Energie – Verlauf Preisaufschläge, Faktor- und Arbeitsproduk
tivität 

Anmerkung: Dargestellt sind Veränderungen relativ zum Referenzjahr 2019 für energieintensive und nicht ener
gieintensive Industrien. Preisaufschläge und totale Faktorproduktivität werden auf Grundlage einer ACF-Produkti
onsfunktionsschätzung mit Gross-Output-Translog-Spezifikation berechnet. Die Arbeitsproduktivität wird als 
preisbereinigte Wertschöpfung je Beschäftigten gemessen. Die Verläufe beruhen auf Firmen-Fixed-Effects-
Schätzungen. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Orbis-Daten von Moody’s. Für die Preisbereinigung der Wert
schöpfung werden Eurostat, Preisindizes in der Industrie, jährliche Daten, Datensatz sts_inpp_a, verwendet. Die 
Einteilung energieintensiver Industrien basiert auf (Dechezleprêtre u. a., 2025). 

⑩⑤ 🡭Abbildung 1.18 zeigt die Zusammensetzung der Arbeitsproduktivität aus preis
bereinigter Wertschöpfung und Anzahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer für 
energieintensive und nicht energieintensive Industrien. Es wird deutlich, dass sich die 
Anzahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in beiden Gruppen relativ ähnlich 
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Abbildung 1.18: Energie – Zusammensetzung Arbeitsproduktivität 

Anmerkung: Dargestellt sind Veränderungen relativ zum Referenzjahr 2019 für energieintensive und nicht ener
gieintensive Industrien. Die Arbeitsproduktivität wird in preisbereinigte Wertschöpfung und Anzahl der Beschäftig
ten zerlegt. Die Wertschöpfung wird mit Preisindizes auf Industrieebene preisbereinigt. Beschäftigung wird als 
Anzahl der Beschäftigten gemessen. Arbeitszeit und Kurzarbeit werden in den Orbis-Daten nicht beobachtet. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Orbis-Daten von Moody’s. Für die Preisbereinigung der Wert
schöpfung werden Eurostat, Preisindizes in der Industrie, jährliche Daten, Datensatz sts_inpp_a, verwendet. Die 
Einteilung energieintensiver Industrien basiert auf (Dechezleprêtre u. a., 2025). 

1.3.2 Importe stabilisieren nicht energieintensive Industrien 

⑩⑨ Der vorherige Abschnitt hat gezeigt, dass Preisaufschläge und Produktivität in 
energieintensiven Industrien nach 2021 stärker einbrechen als in anderen Bereichen 
des verarbeitenden Gewerbes. Der folgende Abschnitt erweitert die Analyse der ener
gieintensiven und nicht energieintensiven Industrien aus dem vorherigen Kapitel. Un
tersucht wird, ob sich der dort dokumentierte Einbruch der Preisaufschläge je nach 
Import- und Exportintensität einer Industrie verstärkt oder abschwächt. Die Ergeb
nisse deuten darauf hin, dass eine höhere Importintensität insbesondere in nicht 
energieintensiven Industrien mit günstigeren Verläufen verbunden ist, während hö
here Exportintensität tendenziell mit schwächeren Entwicklungen einhergeht. 

⑩⑩ Die deutsche Industrie ist in hohem Maße in internationale Wertschöpfungs- und 
Handelsbeziehungen eingebunden. Der Energiepreisschock hat auch die relativen 
Kosten zwischen heimischer Produktion, importierten Vorleistungen und internatio
nalen Absatzmärkten verändert. Für deutsche Industrien ist dieser Mechanismus be
sonders relevant, weil der Energiepreisschock die Kosten der inländischen Produktion 
im Vergleich zu vielen außereuropäischen Handelspartnern erhöhte. Die Europäische 



1 – Konzentrationsberichterstattung 60 

 

 

Kommission weist darauf hin, dass industrielle Gas- und Strompreise in der EU auch 
nach dem Höhepunkt der Krise deutlich über denen wichtiger Handelspartner lagen 
(Europäische Kommission, 2025).  

②00 Internationale Handelsexposition kann in der Krise sowohl stabilisierend als 
auch belastend wirken. Importe können Unternehmen entlasten, wenn ausländische 
Vorleistungen relativ günstiger sind als inländisch produzierte energieintensive Inputs. 
Dies kann Kostenanstiege dämpfen und die Produktion nachgelagerter Güter stabili
sieren. Gleichzeitig können Importe auch heimische Wertschöpfung ersetzen, wenn 
Vorprodukte nicht mehr im Inland hergestellt, sondern aus dem Ausland bezogen wer
den. Exportexposition ist demgegenüber schwieriger eindeutig zu interpretieren. Ex
portorientierte Industrien haben Zugang zu internationalen Absatzmärkten. Zugleich 
stehen sie dort stärker im Wettbewerb mit Produzenten aus Ländern, die teilweise ge
ringeren Energie- und Produktionskosten ausgesetzt waren. Höhere Exportexposition 
kann daher sowohl zusätzliche Absatzchancen als auch stärkeren internationalen 
Wettbewerbsdruck widerspiegeln. 

1.3.2.1 Import- und Exportquoten treten gemeinsam auf 

②0② Für die Messung der Handelsexposition verwendet die Analyse Eurostat-Daten 
zu Trade by Enterprise Characteristics. Der Datensatz ordnet Einfuhren und Ausfuhren 
den Unternehmen zu, die diese Waren handeln, und weist sie anschließend nach dem 
Hauptwirtschaftszweig dieser Unternehmen aus. Damit lässt sich messen, wie stark 
Unternehmen einer bestimmten Industrie in den internationalen Warenhandel einge
bunden sind. Damit liegen Import- und Exportwerte auf derselben NACE-2-Ebene vor, 
auf der auch die übrige Industrieanalyse durchgeführt wird. Für die Umsatzdaten wer
den Eurostat-Daten der strukturellen Unternehmensstatistik genutzt.7 Diese weisen 
zentrale Unternehmenskennzahlen wie Umsatz, Beschäftigung und Wertschöpfung 
nach Wirtschaftszweigen aus.8 

②0③ Die Import- und Exportdaten werden anschließend mit den Umsatzdaten der je
weiligen NACE-2-Industrie verknüpft. Auf dieser Grundlage werden für jede Industrie 
und jedes Jahr eine Import- und eine Exportquote gebildet. Die Importquote setzt die 
Warenimporte aus der Welt ins Verhältnis zum Umsatz der Industrie. Die Exportquote 
misst entsprechend die Warenexporte in die Welt relativ zum Umsatz der Industrie.  

 

7  Die Handelsdaten stammen aus dem Eurostat-Datensatz ext_tec01. Umsatz- und Wertschöpfungs
größen werden aus der strukturellen Unternehmensstatistik von Eurostat ergänzt. Für die ältere Da
tenstruktur wird der Datensatz sbs_na_ind_r2 verwendet, für die neuere Datenstruktur der Daten
satz sbs_sc_ovw. 

8  Eine Diskussion zu alternativen Datenquellen zur Messung von Handelsmaßen ist im Online-Appen
dix 1.3. 
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②0⑧ Zudem wird deutlich, dass energieintensive Industrien nicht auf einen bestimm
ten Bereich der Handelsverteilung beschränkt sind. Sie finden sich sowohl unter stär
ker handelsintensiven Branchen, etwa der Metallerzeugung und der Chemieindustrie, 
als auch in Bereichen mit geringerer oder einseitiger Handelsintensität, etwa bei Holz, 
Glas und Keramik oder Mineralöl. Energieintensität und Handelsintensität sind damit 
unterschiedliche strukturelle Merkmale der Industrie, die sich teilweise überlagern, 
aber nicht deckungsgleich sind. 

Abbildung 1.20: Handelsexposition 

Anmerkung: Dargestellt sind NACE-2-Industrien nach ihrer Import- und Exportquote. Auf der horizontalen Achse 
ist der Median der Exportquote in den Jahren 2014 bis 2019 abgetragen, auf der vertikalen Achse der entspre
chende Median der Importquote. Die Punktgröße zeigt die Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten der jeweiligen 
Industrie im Median der Jahre 2014 bis 2019. Energieintensive Industrien sind gesondert hervorgehoben. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Eurostat, Trade by Enterprise Characteristics, Datensatz 
ext_tec01, sowie Eurostat, strukturelle Unternehmensstatistik, Datensätze sbs_na_ind_r2 und sbs_sc_ovw. Die 
Einteilung energieintensiver Industrien basiert auf (Dechezleprêtre u. a., 2025)  

1.3.2.2 Preisaufschläge nach Import- und Exportintensität 

②0⑨ Ziel ist es zu prüfen, ob und wie Import- und Exportintensität die zuvor dokumen
tierten Unterschiede zwischen energieintensiven und nicht energieintensiven Indust
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bereits in 🡭Abschnitt 1.3.1 dargestellt, stellen energieintensive Industrien häufig 
Grundstoffe, Materialien und Vorprodukte für andere Industrien her. Importe können 
dort zwar ebenfalls auf der Kostenseite entlasten, konkurrieren aber zugleich stärker 
mit inländischer Produktion und können heimische Wertschöpfung ersetzen. Hinzu 
kommt, dass importierte Energie in Teilen energieintensiver Industrien nicht nur als 
Energiequelle im Produktionsprozess dient, sondern selbst unmittelbarer stofflicher 
Input in die Produktion ist. Auch deshalb ist der entlastende Importkanal in energiein
tensiven Industrien weniger eindeutig als in nicht energieintensiven Industrien. In nicht 
energieintensiven Industrien dürfte der Substitutionseffekt dagegen weniger relevant 
sein. Dies könnte erklären, warum die Importkoeffizienten dort höher ausfallen und 
deutlich positiv sind. 

②②⑦ Diese Interpretation ist konsistent mit Befunden der Europäischen Zentralbank 
(Chiacchio u. a., 2023). Die Autoren zeigen für den Euroraum, dass Importe in den 
meisten Industrien positiv mit der heimischen Produktion zusammenhängen. Dieser 
positive Zusammenhang fällt jedoch umso schwächer aus, je energieintensiver eine 
Industrie ist. Am oberen Rand der Energieintensitätsverteilung wird der Zusammen
hang sogar negativ. Die Autoren interpretieren dies als Hinweis darauf, dass Importe 
grundsätzlich als Vorleistungen die heimische Produktion stützen können, in beson
ders energieintensiven Industrien aber zunehmend inländische Produktion ersetzen. 

②②⑧ Die vorliegenden Ergebnisse ergänzen diesen Befund für deutsche Industrien. 
Der positive Zusammenhang zwischen Importquote und Preisaufschlagsentwicklung 
ist vor allem in nicht energieintensiven Industrien ausgeprägt. Dort spricht der günsti
gere Verlauf der Preisaufschläge dafür, dass importierte Vorleistungen Kostenan
stiege teilweise abgefedert haben dürften. In energieintensiven Industrien ist dieser 
Zusammenhang schwächer. Das passt zu der zuvor beschriebenen Struktur dieser In
dustrien. Sie stellen häufig selbst Grundstoffe und Vorprodukte her, sodass Importe 
nicht nur entlastend wirken, sondern auch heimische Produktion ersetzen. Auch die 
deskriptive Entwicklung der Handelsquoten fügt sich in dieses Bild. Die Importquote 
energieintensiver Industrien steigt in den Jahren 2021 und 2022 stärker als die Import
quote nicht energieintensiver Industrien. (Chiacchio u. a., 2023) zeigen für den Euro
raum ein ähnliches Muster. Während der Energiekrise nahmen Importe energieinten
siver Güter relativ zu nicht energieintensiven Gütern zu. Dieser Anstieg setzte bereits 
vor dem Rückgang der heimischen Produktion energieintensiver Güter ein. 

1.3.2.3 Preise und Grenzkosten stützen den Handelskanal 

②②⑨ Zur weiteren Überprüfung des beschriebenen Handelskanals wird die Analyse im 
nächsten Schritt auf Preise und approximierte Grenzkosten übertragen. Damit wird 
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Abbildung 1.24: Preise und Handelselastizität nach Energieintensität 

Anmerkung: Dargestellt sind geschätzte Handelselastizitäten der Preise relativ zum Referenzjahr 2019, getrennt 
für energieintensive und nicht energieintensive Industrien. Grundlage ist eine Firmen-Fixed-Effects-Schätzung, in 
der logarithmierte Preisindizes auf Jahresindikatoren und deren Interaktion mit der Import- und Exportquote der 
jeweiligen NACE-2-Industrie regressiert werden. Die Interaktionen werden getrennt nach Energiegruppen ge
schätzt. Import- und Exportquoten werden als Median der Jahre 2014 bis 2019 gemessen und gemeinsam in der 
Schätzung berücksichtigt. Die dargestellten Koeffizienten zeigen, ob sich Preise in stärker import- oder exportin
tensiven Industrien innerhalb der jeweiligen Energiegruppe relativ zu 2019 günstiger oder schwächer entwickeln. 
Die schattierten Bereiche zeigen 95-Prozent-Konfidenzintervalle. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Eurostat, Preisindizes in der Industrie, jährliche Daten, Daten
satz sts_inpp_a, Eurostat, Trade by Enterprise Characteristics, Datensatz ext_tec01, sowie Eurostat, strukturelle 
Unternehmensstatistik, Datensätze sbs_na_ind_r2 und sbs_sc_ovw. Die Einteilung energieintensiver Industrien 
basiert auf (Dechezleprêtre u. a., 2025). 

1.3.3 Hightech gegen den Trend 

②③③ Innerhalb der nicht energieintensiven Industrien zeigen sich ebenfalls erhebliche 
strukturelle Unterschiede, die in einer aggregierten Betrachtung nur unzureichend 
sichtbar werden. Insbesondere technologieintensive Industrien unterscheiden sich in 
ihren Produktionsstrukturen, Innovationsprozessen und Nachfragebedingungen 
deutlich von weniger technologieintensiven Bereichen. Vor diesem Hintergrund ist 
eine disaggregierte Analyse entlang der Technologieintensität erforderlich, um mögli
che Unterschiede in der Wettbewerbsdynamik systematisch zu erfassen. 

②③④ Ein zentraler Fokus liegt dabei auf Hochtechnologieindustrien10 in 🡭Tabelle 1.4. 
Seit Beginn der Pandemie haben sich die Rahmenbedingungen für technologieinten
sive Industrien deutlich verändert. Die beschleunigte Digitalisierung, die zunehmende 
 

10  Die hier verwendete Abgrenzung von Hochtechnologieindustrien folgt einer sektoralen Klassifikation 
innerhalb des verarbeitenden Gewerbes und ist daher nicht deckungsgleich mit der Hightech-
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ser Befund ist jedoch als relative Stärke innerhalb Deutschlands zu verstehen. Im in
ternationalen Vergleich haben forschungsintensive Industrien in Deutschland zuletzt 
an Dynamik und Arbeitsproduktivität verloren (Danne/Schiersch, 2026).  

Tabelle 1.4: Hightech-Sektor 

NACE-Code Beschreibung 

21 Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen 

26 Herstellung von Computern, elektronischen und optischen Erzeugnissen 

30.3 Herstellung von Luft- und Raumfahrzeugen und militärischen Luftfahrzeugen 

Anmerkung: Die Abgrenzung der Hightechindustrien folgt der OECD-Taxonomie wirtschaftlicher Aktivitäten nach 
FuE-Intensität und berücksichtigt Industrien mit besonders hoher FuE-Intensität. Sie entspricht inhaltlich weitge
hend dem DIW-Begriff der Spitzentechnologie. 

Quelle: (Danne/Schiersch, 2026; Galindo-Rueda/Verger, 2016)  

 

Abbildung 1.25: Produktionsindex - Hightech und Chemie 

Anmerkung: Dargestellt sind Jahresmittel des saisonbereinigten Produktionsindex für ausgewählte Wirtschafts
zweige des Verarbeitenden Gewerbes. Die Indexwerte werden auf das Jahr 2019 normiert (2019 = 100). Die Abbil
dung zeigt damit die relative Produktionsentwicklung gegenüber dem Referenzjahr 2019. Der Produktionsindex 
dient der deskriptiven Einordnung der Branchenentwicklung und ist nicht Teil der mikroökonomischen Schätzun
gen auf Grundlage der Orbis-Daten. 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Statistisches Bundesamt (Destatis), GENESIS-Online, Tabelle 
42153-0002 
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1.3.3.1 Preisaufschläge zeigen Aufwärtsdynamik 

②③⑦ 🡭Abbildung 1.26 zeigt die Entwicklung der Preisaufschläge für drei Industrie
gruppen relativ zum Basisjahr 2019. Neben den bereits betrachteten energieintensi
ven Industrien werden die nicht energieintensiven Industrien zusätzlich in Hochtech
nologieindustrien und übrige Industrien unterteilt. Damit stellt die Abbildung eine Er
weiterung der vorherigen Analyse dar, in der lediglich zwischen energieintensiven und 
nicht energieintensiven Industrien unterschieden wurde. Zugleich dient sie als Aus
gangspunkt für die folgende Analyse, die sich im Weiteren auf die Differenzierung in
nerhalb der nicht energieintensiven Industrien konzentriert. 

②③⑧ Es zeigt sich, dass sich die Preisaufschläge in den drei Gruppen deutlich unter
schiedlich entwickeln. Während die energieintensiven Industrien, wie bereits zuvor 
dargestellt, einen starken Rückgang der Preisaufschläge von über fünf Prozent ver
zeichnen, ergibt sich für die Hochtechnologieindustrien ein gegenläufiges Bild. In die
sen Industrien steigen die Preisaufschläge ab dem Jahr 2021 um etwa drei bis vier Pro
zent an. Die übrigen nicht energieintensiven Industrien, die nicht dem Hochtechnolo
giebereich zugeordnet sind, nehmen eine Zwischenposition ein. In dieser Gruppe sind 
ebenfalls rückläufige Preisaufschläge zu beobachten, wobei der Rückgang mit etwa 
drei Prozent deutlich moderater ausfällt als in den energieintensiven Industrien. 

②③⑨ Insgesamt verdeutlicht die Abbildung, dass sich innerhalb der nicht energiein
tensiven Industrien eine klare Differenzierung ergibt. Die weitere Analyse knüpft daran 
an und untersucht die Unterschiede zwischen Hochtechnologieindustrien und übri
gen nicht energieintensiven Industrien im Detail. 
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Abbildung 1.26: Hightech - Preisaufschläge im Vergleich 

Anmerkung: Dargestellt sind Veränderungen der geschätzten Preisaufschläge relativ zum Referenzjahr 2019 für 
energieintensive Industrien, Hightech-Industrien und übrige nicht energieintensive Industrien. Die Preisauf
schläge werden auf Grundlage einer ACF-Produktionsfunktionsschätzung mit Gross-Output-Translog-Spezifika
tion berechnet. Die dargestellten Verläufe beruhen auf Firmen-Fixed-Effects-Schätzungen. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Orbis-Daten von Moody’s. Die Einteilung energieintensiver In
dustrien basiert auf (Dechezleprêtre u. a., 2025). Die Einteilung der Hightechindustrien folgt (Danne/Schiersch, 
2026; Galindo-Rueda/Verger, 2016). 

②③⑩ 🡭Abbildung 1.27 zeigt die Entwicklung der Niveaus der Preisaufschläge für 
Hochtechnologieindustrien und übrige nicht energieintensive Industrien. Dabei zeigt 
sich, dass sich die Preisaufschläge in beiden Gruppen insgesamt auf einem ähnlichen 
Niveau bewegen, sich jedoch im Zeitverlauf deutlich unterschiedlich entwickeln. 

②④0 In den Hochtechnologieindustrien ist ein kontinuierlicher Anstieg der Preisauf
schläge zu beobachten. Ausgehend von einem Wert von etwa 1,37 im Jahr 2014 stei
gen die Preisaufschläge bis 2019 moderat an und verzeichnen ab dem Jahr 2021 einen 
weiteren deutlichen Anstieg auf rund 1,45 im Jahr 2022. Demgegenüber verlaufen die 
Preisaufschläge in den übrigen nicht energieintensiven Industrien bis etwa 2019 weit
gehend konstant. Im Anschluss ist jedoch ein Rückgang zu beobachten, der sich ins
besondere ab dem Jahr 2022 deutlich verstärkt. 
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Abbildung 1.27: Hightech - Preisaufschläge 

Anmerkung: Dargestellt sind die Niveaus der geschätzten Preisaufschläge für Hightechindustrien und übrige 
nicht energieintensive Industrien. Die Preisaufschläge werden auf Grundlage einer ACF-Produktionsfunktions
schätzung mit Gross-Output-Translog-Spezifikation berechnet. Die Darstellung zeigt einfache und umsatzge
wichtete Durchschnittswerte innerhalb der jeweiligen Industriegruppe. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Orbis-Daten von Moody’s. Die Abgrenzung energieintensiver 
und nicht energieintensiver Industrien basiert auf (Dechezleprêtre u. a., 2025). Die Einteilung der Hightechindust
rien folgt (Danne/Schiersch, 2026; Galindo-Rueda/Verger, 2016). 

1.3.3.2 Produktivität zieht ebenfalls an im Hightech Bereich 

②④② Zur Einordnung der unterschiedlichen Entwicklung der Preisaufschläge zeigt 
🡭Abbildung 1.28 die Zerlegung in Preise und approximierte Grenzkosten für Hoch
technologieindustrien und übrige nicht energieintensive Industrien relativ zum Basis
jahr 2019. Die Abbildung verdeutlicht, dass die Unterschiede in der Entwicklung der 
Preisaufschläge maßgeblich durch unterschiedliche Verläufe von Preisen und Kosten 
bestimmt werden. 

②④③ In den Hochtechnologieindustrien zeigt sich zunächst ein Rückgang der Preise 
bis zum Jahr 2021. Gleichzeitig sinken die approximierten Grenzkosten in diesem Zeit
raum deutlich um rund fünf Prozent. Dieser Kostenrückgang trägt wesentlich zum An
stieg der Preisaufschläge in dieser Phase bei. 

②④④ Ab dem Jahr 2021 steigen auch in den Hochtechnologieindustrien die Preise an. 
Der Anstieg fällt jedoch vergleichsweise moderat aus und erreicht bis zum Jahr 2023 
etwa sieben Prozent relativ zum Basisjahr 2019. Demgegenüber zeigt sich in den übri
gen nicht energieintensiven Industrien ein deutlich stärkerer Preisanstieg. Bereits ab 

Hightech übrige nicht energieintensiv

2015 2017 2019 2021 2023 2015 2017 2019 2021 2023

1,30

1,40

1,50

Pr
ei

sa
uf

sc
hl

ag

Durchschnitt Gewichteter Durchschnitt



1 – Konzentrationsberichterstattung 76 

 

 

dem Jahr 2021 steigen die Preise merklich und erreichen bis zum Jahr 2023 einen An
stieg von knapp 20 Prozent gegenüber 2019. 

②④⑤ Insgesamt verdeutlicht die Zerlegung, dass die unterschiedliche Entwicklung der 
Preisaufschläge zwischen den beiden Gruppen auf deutlich divergierende Preis- und 
Kostenverläufe zurückzuführen ist.  Insbesondere der Rückgang der Grenzkosten und 
die zunächst schwächere Preisentwicklung im Hochtechnologiebereich tragen dazu 
bei, dass sich die Preisaufschläge in dieser Gruppe anders entwickeln als in den übri
gen nicht energieintensiven Industrien. 

Abbildung 1.28: Hightech – Verlauf Preisaufschläge, Preise und approximierte 
Grenzkosten 

Anmerkung: Dargestellt sind Veränderungen relativ zum Referenzjahr 2019 für Hightechindustrien und übrige 
nicht energieintensive Industrien. Die Preisentwicklung basiert auf Preisindizes auf Industrieebene, die auf 2019 
normiert werden. Approximierte Grenzkosten werden aus dem relativen Verhältnis von Preisen und geschätzten 
Preisaufschlägen abgeleitet. Formal gilt in Logarithmen: approximierte Grenzkosten gleich Preise minus Preisauf
schläge. Die dargestellten Verläufe beruhen auf Firmen-Fixed-Effects-Schätzungen. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Orbis-Daten von Moody’s sowie Eurostat, Preisindizes in der 
Industrie, jährliche Daten, Datensatz sts_inpp_a. Die Abgrenzung energieintensiver und nicht energieintensiver 
Industrien basiert auf (Dechezleprêtre u. a., 2025). Die Einteilung der Hightechindustrien folgt (Danne/Schiersch, 
2026; Galindo-Rueda/Verger, 2016). 

②④⑥ 🡭Abbildung 1.29 zeigt den Verlauf der totalen Faktorproduktivität sowie der Ar
beitsproduktivität für Hochtechnologieindustrien und übrige nicht energieintensive In
dustrien relativ zum Basisjahr 2019. Dabei werden erneut deutliche Unterschiede zwi
schen den beiden Gruppen sichtbar. Zunächst zeigt sich auch in den Hochtechnolo
gieindustrien die bereits in anderen Industrien beobachtete Schwächephase vor 
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mit dazu beitragen, dass Deutschland bei disruptiven Technologien und KI internatio
nal zurückfällt (Bartelsman u. a., 2016; Coatanlem, 2026; Coatanlem/Coste, 2026). 

Abbildung 1.29: Hightech – Verlauf Preisaufschläge, Faktor- und Arbeitspro
duktivität 

Anmerkung: Dargestellt sind Veränderungen relativ zum Referenzjahr 2019 für Hightechindustrien und übrige 
nicht energieintensive Industrien. Preisaufschläge und totale Faktorproduktivität werden auf Grundlage einer 
ACF-Produktionsfunktionsschätzung mit Gross-Output-Translog-Spezifikation berechnet. Die Arbeitsproduktivi
tät wird als preisbereinigte Wertschöpfung je Beschäftigten gemessen. Die Verläufe beruhen auf Firmen-Fixed-
Effects-Schätzungen. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Orbis-Daten von Moody’s. Für die Preisbereinigung der Wert
schöpfung werden Eurostat, Preisindizes in der Industrie, jährliche Daten, Datensatz sts_inpp_a, verwendet. Die 
Abgrenzung energieintensiver und nicht energieintensiver Industrien basiert auf (Dechezleprêtre u. a., 2025). Die 
Einteilung der Hightechindustrien folgt (Danne/Schiersch, 2026; Galindo-Rueda/Verger, 2016). 
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Abbildung 1.30: Hightech – Arbeitsproduktivität Zerlegung 

Anmerkung: Dargestellt sind Veränderungen relativ zum Referenzjahr 2019 für Hightechindustrien und übrige 
nicht energieintensive Industrien. Die Arbeitsproduktivität wird in preisbereinigte Wertschöpfung und Anzahl der 
Beschäftigten zerlegt. Die Wertschöpfung wird mit Preisindizes auf Industrieebene preisbereinigt. Beschäftigung 
wird als Anzahl der Beschäftigten gemessen. Arbeitszeit und Kurzarbeit werden in den Orbis-Daten nicht beo
bachtet. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Orbis-Daten von Moody’s. Für die Preisbereinigung der Wert
schöpfung werden Eurostat, Preisindizes in der Industrie, jährliche Daten, Datensatz sts_inpp_a, verwendet. Die 
Abgrenzung energieintensiver und nicht energieintensiver Industrien basiert auf (Dechezleprêtre u. a., 2025). Die 
Einteilung der Hightechindustrien folgt (Danne/Schiersch, 2026; Galindo-Rueda/Verger, 2016). 

1.3.4  Fazit 

②⑤② Abschnitt 🡭1.3 zeigt, dass der Energiepreisschock die Industrien des verarbei
tenden Gewerbes sehr unterschiedlich getroffen hat. Die aggregierten Rückgänge bei 
Preisaufschlägen und Produktivität werden maßgeblich durch energieintensive In
dustrien getrieben. Dort stiegen die Kosten nach 2019 deutlich stärker als die Preise. 
Dadurch gingen die Preisaufschläge stärker zurück als in nicht energieintensiven In
dustrien. Auch die Produktivität entwickelte sich schwächer. Der Rückgang der Ar
beitsproduktivität ist vor allem auf eine sinkende preisbereinigte Wertschöpfung bei 
vergleichsweise stabiler Beschäftigung zurückzuführen. 

②⑤③ Internationale Verflechtung verändert die Wirkung dieses Kostenschocks. Impor
tintensität ist insbesondere in nicht energieintensiven Industrien mit günstigeren 
Preisaufschlagsverläufen verbunden. Dies spricht dafür, dass importierte Vorleistun
gen dort Kostenanstiege abfedern konnten. In energieintensiven Industrien ist dieser 
Kanal weniger eindeutig, weil Importe zwar ebenfalls entlasten können, zugleich aber 
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onsprojekte hemmen und Mobilitätshemmnisse den Wechsel qualifizierter Arbeits
kräfte in technologisch dynamische Unternehmen beeinträchtigen (Coatanlem, 2026; 
Coatanlem/Coste, 2026). 

②⑤⑦ Insgesamt zeigt Abschnitt 🡭1.3 damit, dass Energieintensität, internationale Ein
bindung, technologische Ausrichtung und Arbeitsmarktdynamik entscheidend dafür 
sind, wie sich Industrien des verarbeitenden Gewerbes an den Energiepreisschock 
anpassen. Die Empfehlungen in Abschnitt 🡭1.5 greifen diese Befunde auf und leiten 
daraus wirtschaftspolitische Folgerungen für Standortbedingungen und Arbeits
marktdynamik ab. 

1.4 Abwanderung der Wertschöpfung von Großunter
nehmen ins Ausland 

②⑤⑧ Großunternehmen prägen den Wirtschaftsstandort Deutschland nicht nur durch 
ihre Größe, sondern auch durch die Frage, wo sie ihre Wertschöpfung erzielen. Für die 
Deutsche Volkswirtschaft ist daher relevant, ob das Wachstum deutscher Großunter
nehmen weiterhin in nennenswertem Umfang am Standort Deutschland stattfindet 
oder ob sich die Wertschöpfung zunehmend relativ ins Ausland verschiebt. Im Mittel
punkt stehen dabei Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten“ mit deutscher 
Konzernobergesellschaft außerhalb des Finanz- und Versicherungssektors. 

②⑤⑨ Die folgende Analyse untersucht, wie sich der Inlandsanteil der Wertschöpfung 
deutscher Großunternehmen seit 2008 entwickelt hat. Eine sinkende inländische 
Wertschöpfungsquote bedeutet dabei nicht zwingend, dass bestehende Wertschöp
fung unmittelbar aus Deutschland abgezogen wird. Die nachfolgenden Ergebnisse 
deuten vielmehr darauf hin, dass zusätzliche Wertschöpfung vor allem im Ausland 
entsteht und sich globales Unternehmenswachstum dadurch zunehmend vom 
Standort Deutschland entkoppelt. Besondere Aufmerksamkeit gilt dem verarbeiten
den Gewerbe, weil Unternehmen aus dem Bereich wesentlich zur relativen Verschie
bung der Wertschöpfung ins Ausland beitragen. 

1.4.1 Methodik und Auswahl der Großunternehmen 

②⑤⑩ Die Definition von Großunternehmen orientiert sich an ihrer inländischen Wert
schöpfung und folgt damit der Auswahl der „100 Größten“ eines Jahres. In die Analyse 
werden für ein bestimmtes Jahr nur solche Unternehmen einbezogen, die im jeweili
gen Jahr zum Kreis der „100 Größten“ gehörten. 
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②⑥0 Die folgende Analyse konzentriert sich zudem auf Unternehmen, deren Konzern
obergesellschaft in Deutschland ansässig ist. Unternehmen mit ausländischem Mut
terkonzern werden daher aus der Analyse ausgeschlossen. Darüber hinaus bleiben 
Unternehmen aus der Finanz- und Versicherungsbranche unberücksichtigt. Weitere 
Ausführungen hierzu finden sich in Monopolkommission (2024, Tz. 25 ff.). 

②⑥② Die folgende Analyse muss daher unter dem Vorbehalt betrachtet werden, dass 
die zugrundeliegende Stichprobengröße durch die Orientierung am Kreis der “100 
Größten” sehr begrenzt ist. Es werden lediglich die besonders großen Großunterneh
men analysiert. 

②⑥③ Da sich einzelne Unternehmen im Untersuchungszeitraum erst zu Großunter
nehmen entwickeln oder diesen Status verlieren, variiert die Zusammensetzung der 
untersuchten Großunternehmen von Jahr zu Jahr. Die Analysen werden daher auf Ba
sis eines unbalancierten Paneldatensatzes durchgeführt. Die dargestellten Trends 
lassen sich jedoch grundsätzlich auch in einem balancierten bzw. “rollierenden”12 
Datensatz beobachten. 

1.4.2 Bedeutung des verarbeitenden Gewerbes 

②⑥④ Die folgende Analyse unterscheidet die ausgewählten Großunternehmen im We
sentlichen in Unternehmen aus dem “verarbeitenden Gewerbe” und “sonstige Bran
chen”. Zum verarbeitenden Gewerbe werden dabei alle Unternehmen gezählt, deren 
Geschäftstätigkeit nach NACE Rev. 2-Klassifizierung der Kategorie C bzw. den Bran
chen 10 bis 33 zugeordnet wird. Dazu gehören Hersteller von Kraftfahrzeugen, Holz
waren, Metallerzeugnissen, chemischen und pharmazeutischen Produkten sowie der 
Maschinenbau. 🡭Online-Appendix 1.4 bietet eine Übersicht über die zum verarbei
tenden Gewerbe gehörenden Branchen. 

②⑥⑤ Bei der Betrachtung von Großunternehmen spielt das verarbeitende Gewerbe 
eine zentrale Rolle, wie 🡭Tabelle 1.5 darstellt. Im Jahr 2024 stammen 28 der 66 aus
gewählten Großunternehmen in Deutschland aus dem verarbeitenden Gewerbe.  

②⑥⑥ Ein Vergleich der Zusammensetzung der ausgewählten Großunternehmen im 
Jahr 2024 mit der Gesamtwirtschaft zeigt, dass das verarbeitende Gewerbe in diesem 
Unternehmenskreis deutlich überrepräsentiert ist. So entfallen 51 Prozent der Wert
schöpfung der ausgewählten Großunternehmen auf das verarbeitende Gewerbe, 
während 41 Prozent der Beschäftigten in diesem Sektor tätig sind. Demgegenüber be

 

12  „Rollierend“ meint, dass alle Unternehmen betrachtet werden, die bereits im Vorjahreszeitraum Be
standteil der „100 Größten“ waren. Dieses Vorgehen folgt der Logik in Monopolkommission 2024, 
Tz. 25 ff.   
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trägt der Anteil des verarbeitenden Gewerbes an der Wertschöpfung der Gesamtwirt
schaft 24 Prozent und an den Beschäftigten 23 Prozent, jeweils bezogen auf die Ge
samtwirtschaft ohne Staatssektor. 

②⑥⑦ Dass das verarbeitende Gewerbe im Kreis der ausgewählten Großunternehmen 
überrepräsentiert ist, steht im Einklang mit den Ergebnissen früherer Jahre und ist in 
erster Linie darauf zurückzuführen, dass in diesem Wirtschaftsbereich überdurch
schnittlich häufig sehr große Unternehmen vertreten sind. 

Tabelle 1.5: Bedeutung des verarbeitenden Gewerbes im Jahr 2024 

 Großunterneh
men aus dem 
verarbeitenden 
Gewerbe 

Ausgewählte 
Großunterneh
men1 

Verarbeitendes Ge
werbe insgesamt 

Gesamtwirt
schaft ohne 
Staatssektor 

Anzahl Unternehmen 28  
(42,4 %) 

66   

Nettowertschöpfung  
(Inland, aggregiert) 

EUR126 Mrd.  
(51,3 %) 

EUR 246 Mrd. EUR 652 Mrd.  
(24,3 %) 

EUR 2.678 Mrd. 

Beschäftigte  
(Inland, aggregiert) 

1,35 Mio.  
(41,3 %) 

3,26 Mio. 7,21 Mio.  
(23,2 %) 

31,1 Mio. 

Durchschnittliches 
AN-Entgelt 

  EUR 70.808 EUR 55.625 

1 Unternehmen, die im Jahr 2024 zu den „100 Größten“ gehörten ohne Banken und Versicherungen, sowie ohne 
Unternehmen mit ausländischem Mutterkonzern. 

Quelle: Eigene Erhebungen; Bundesagentur für Arbeit (2025); Statistisches Bundesamt. 

②⑥⑧ Insbesondere das verarbeitende Gewerbe steht typischerweise unter einem in
tensiven internationalen Wettbewerbsdruck und gilt als besonders stark von struktu
rellen Wettbewerbsnachteilen wie hohen Energiepreisen betroffen. Weitere Ausfüh
rungen hierzu finden sich in 🡭Kapitel 3. 

②⑥⑨ Gleichwohl leistet das verarbeitende Gewerbe auch im Jahr 2024 einen wesent
lichen Beitrag zur Wertschöpfung. Die Nettowertschöpfung je Arbeitnehmerin bezie
hungsweise Arbeitnehmer liegt über dem Durchschnitt der übrigen Wirtschaft. Auch 
das durchschnittliche Arbeitnehmerentgelt je Kopf übersteigt den Durchschnitt der 
Gesamtwirtschaft um rund 15.000 Euro.13 

 

13  Im Umkehrschluss bedeutet dies jedoch auch, dass die Personalkosten pro Kopf im verarbeitenden 
Gewerbe vergleichsweise hoch ausfallen. 
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1.5 Empfehlungen auf einen Blick 

②⑨⑤ Das vorliegende Kapitel stellt die Entwicklung der inländischen Wertschöpfung 
von Großunternehmen sowie Preisaufschlägen und Arbeitsproduktivität der deut
schen Volkswirtschaft auf aggregierter und disaggregierter Ebene dar. Insbesondere 
die disaggregierte Analyse zeigt sektorspezifische Unterschiede auf und deutet auf 
Probleme des verarbeitenden Gewerbes und der energieintensiven Industrie hin, was 
in ersten Abwanderungstendenzen des verarbeitenden Gewerbes resultiert. Dagegen 
entwickelten sich Produktivität und Preisaufschläge im Hightech-Bereich innerhalb 
Deutschlands gegen den Trend positiv. Im internationalen Vergleich haben for
schungsintensive Industrien in Deutschland zuletzt jedoch an Dynamik und Arbeits
produktivität verloren. 

 

1 Die Schwäche von Großunternehmen des verarbeitenden Gewerbes ist kein 
weltweites, sondern ein deutschlandspezifisches Phänomen – ein Hinweis 
darauf, dass nicht die Unternehmen schwächeln, sondern die Standort-
bedingungen sich verschlechtern. Wachstum im Ausland, häufig im euro-
päischen Binnenmarkt, ist dabei zunächst Ausdruck freier unternehmerischer 
Entscheidungen und für sich kein wettbewerbliches Problem. Erst wenn 
vermeidbare regulatorische Belastungen solche Entscheidungen verzerren, 
wird die Verlagerung relevant. Eine wettbewerbsorientierte Wirtschaftspolitik 
sollte daher vorrangig prüfen, inwieweit die relative Verlagerung der Wert-
schöpfung auf solche Belastungen zurückgeht. Diese sollten konsequent 
abgebaut werden, ohne marktgetriebene Anpassungsprozesse auszu-
bremsen. Abschnitt 🡭1.4 

2 Innerhalb des verarbeitenden Gewerbes sind energieintensive Industrien 
besonders stark von gestiegenen Kosten und rückläufiger Produktivität 
betroffen. Zugleich bestehen Hinweise darauf, dass Importe heimische 
Vorleistungsproduktion teilweise ersetzen. Zudem wächst die deutsche 
Spitzentechnologie zwar, bleibt im internationalen Vergleich jedoch zurück. 
Weiterhin geben ähnliche Beschäftigungsverläufe trotz unterschiedlicher 
Wertschöpfungsentwicklungen Hinweise auf Arbeitsmarktrigiditäten. 
Abschnitt 🡭1.3 

  

 Sektorspezifische Warnsignale ernst nehmen 
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Kurz gefasst 

Die Monopolkommission erfüllt mit diesem Kapitel ihren gesetzlich 
angelegten Auftrag, die kartellrechtliche Entscheidungspraxis zu 
würdigen. In diesem Hauptgutachten stehen die Themen 
Kartellschadensersatz, Wettbewerb im Rüstungssektor, das Kraftstoff

maßnahmenpaket und Ex-post-Evaluation im Vordergrund, weil sie derzeit von 
besonderer praktischer Relevanz sind.  

1 - Wie gelingt eine effektivere Durchsetzung von Kartellscha-
densersatzansprüchen in der Praxis?  

PROBLEM 

Die praktische Durchsetzung von Kartellschadensersatzansprüchen bleibt 
schwierig. Kleinere Streuschäden lassen sich häufig nicht wirtschaftlich gel
tend machen, weil der individuelle Schaden gering, der Verfahrensaufwand 

aber hoch ist und es für Unternehmen bislang an einem rechtssicheren Instrument zur 
gebündelten Durchsetzung fehlt. Zum anderen ist die Darlegung der Schadenshöhe 
besonders anspruchsvoll, weil der hypothetische Wettbewerbspreis ohne Kartellver
stoß nicht beobachtbar ist und ökonometrische Gutachten in der Praxis oft zu aufwen
digen und langwierigen Auseinandersetzungen führen. 

KONTEXT 

Kartellschadensersatz gleicht Schäden aus und stärkt zugleich die Durch
setzung der Wettbewerbsregeln. Trotz der gesetzlichen Ausgestaltung in 
den §§ 33a ff. GWB bleibt seine praktische Durchsetzung jedoch komplex, 

rechtsunsicher und langwierig. Neuere ober- und höchstrichterliche Entscheidungen 
zeigen zugleich, dass sich allmählich praxistauglichere Ansätze und Rechtssicherheit 
bei wichtigen Rechtsfragen wie der Bündelung von Ansprüchen und bei der Schadens
schätzung herausbilden. 

EMPFEHLUNGEN 

Vor diesem Hintergrund sollte die Durchsetzung von Kartellschadens-
ersatzansprüchen weiter verbessert werden. Die Monopolkommission 
empfiehlt: 
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2 Würdigung der kartellrechtlichen Ent
scheidungspraxis 

2.1 Spezifische Probleme der Kartellrechtsanwen
dung (hier: Kartellschadensersatz, Rüstung, 
Kraftstoffe) 

2.1.1 Effektive Durchsetzung von Kartellschadensersatzan
sprüchen 

②⑨⑥ Die effektive Durchsetzung von Schadensersatzforderungen aufgrund von Wett
bewerbsverstößen anderer Marktteilnehmer (Kartellschadensersatz) ist in zweierlei 
Hinsicht von großer Bedeutung.16 Einerseits trägt sie dazu bei, Schäden auszuglei
chen, die durch wettbewerbswidrige Absprachen oder – bislang allerdings seltener – 
den Missbrauch marktbeherrschender Stellungen bei Wettbewerbern, Kundinnen und 
Kunden oder Lieferanten entstehen. Andererseits spielt der Kartellschadensersatz 
eine immer wichtiger werdende Rolle im System der Kartellsanktionen. Er bildet neben 
kartellbehördlichen Bußgeldern und der zuletzt verschärften behördlichen Vorteilsab
schöpfung17 die Gesamtheit der gesetzlich vorgesehenen finanziellen Konsequenzen 
eines Kartells (Monopolkommission 2016, Tz. 41 ff; Monopolkommission 2024, 
Tz. 327 ff.).18 Kartellschadensersatzansprüche und ihre Geltendmachung sollen da
her auch die Durchsetzung der Wettbewerbsregeln stärken und Unternehmen von 
Verhaltensweisen abhalten, die den Wettbewerb beschränken oder verfälschen. Sie 
tragen auf diese Weise zur Aufrechterhaltung wirksamen Wettbewerbs bei (EuGH, C-
453/99, 20.09.2001, Courage und Crehan, Rz. 27; C-724/17, 14.03.2019, Skanska, 
Rn. 25 f.; C-882/19, 06.10.2021, Sumal, Rz. 35 und die dort jeweils zitierte Rspr.; vgl. 
auch BGH, KZR 4/19, 23.09.2020, Schienenkartell V, Rz. 50; Schweitzer/Woeste 
2022, S. 55; Franck 2024, Rz. 3 ff.). Die Bedeutung dieser Anreizfunktion wird durch 
empirische Evidenz verdeutlicht, die darauf hinweist, dass bei einem Großteil der Kar
telle der Kartellgewinn die Bußgelder übersteigt (Smuda 2014). 

 

16  Neben der Durchsetzung kartellrechtlicher Ansprüche nimmt auch das Private Enforcement des Di
gital Markets Act (Verordnung (EU) 2022/1925, DMA) an Bedeutung zu, vgl. dazu noch Tz. 🡭484. 

17  Vgl. § 34 Abs. 4 GWB, dazu bereits Monopolkommission 2024, Tz. 160; zu einem ersten Anwen
dungsfall, Tz. 🡭473. 

18  Weitere Konsequenzen wären etwa Abhilfemaßnahmen gemäß § 32 Abs. 2 GWB, die Erlöskehr ge
mäß § 32 Abs. 2a GWB sowie die strafrechtlichen Sanktionen im Fall des Submissionsbetrugs (§ 298 
StGB). 
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②⑨⑦ Nach den allgemeinen Regeln der zivilprozessualen Darlegungs- und Beweislast 
müssen die Klägerinnen und Kläger – im Fall des Kartellschadensersatzes also die Ge
schädigten – die anspruchsbegründenden Tatsachen vortragen und beweisen. Dazu 
zählt zunächst der Nachweis, dass überhaupt ein Wettbewerbsverstoß vorgelegen 
hat. Sofern dies bereits Gegenstand einer wettbewerbsbehördlichen Entscheidung 
war, sind die Gerichte an deren Feststellungen allerdings gebunden und eine Beweis
führung ist insoweit nicht mehr nötig (sog. Follow-on-Klage, vgl. Art. 16 Abs. 1 Verord
nung 1/2003, Art. 9 Kartellschadensersatzrichtlinie 2014/104/EU (KSE-RL), § 33b 
GWB). 

②⑨⑧ Basierend hierauf muss die Klägerin oder der Kläger den Umfang des durch das 
Kartell verursachten Schadens beweisen. Unterstützend – jedenfalls bei jüngeren Kar
tellen – wirkt dabei zunächst die im Rahmen der 10. GWB-Novelle in das Gesetz auf
genommene Regelung des § 33a Abs. 2 Satz 4 GWB, wonach widerleglich vermutet 
wird, dass Beschaffungsvorgänge mit kartellbeteiligten Unternehmen, die sachlich, 
zeitlich und räumlich in den Bereich eines Kartells fallen, von diesem erfasst waren 
(allerdings verzichtet die Rechtsprechung mittlerweile weitgehend auf eine eigenstän
dige Prüfung des Merkmals der Kartellbefangenheit; vgl. Monopolkommission 2020, 
Tz. 368). Dennoch stellen der Vortrag und Beweis der betroffenen Beschaffungsvor
gänge eine der größten Herausforderungen des Kartellschadensersatzprozesses dar. 
Die Vermutungsregelung befreit Klägerinnen und Kläger nicht davon, jeden einzelnen 
kartellbetroffenen Beschaffungsvorgang vorzutragen und zu belegen. Die Aufstellung 
der Beschaffungsvorgänge und die übliche Vorlage der Einkaufsbelege sowie deren 
Prüfung binden insbesondere in Fällen, in denen es um sehr viele – im Fall des Rund
holzkartells beispielsweise bis in die zehntausende – Beschaffungsvorgänge geht, auf 
Kläger-, Beklagten- und Gerichtsseite erhebliche Ressourcen. Noch herausfordernder 
für die Rechtsdurchsetzung gestaltet sich die Situation, wenn die Beschaffungsvor
gänge nicht bei einzelnen Großabnehmern der Kartellanten gebündelt sind, sondern 
eine Vielzahl von kleineren Kunden betreffen, die aber nicht notwendigerweise Ver
braucherinnen oder Verbraucher sind (sog. Streuschäden). In diesem Fall haben die 
Kartellbetroffenen aufgrund des hohen Aufwands und der Kosten eines gerichtlichen 
Verfahrens, die zunächst vorgestreckt werden müssen und denen individuell nur 
Schäden in geringer Höhe gegenüberstehen, ein rationales Desinteresse an der Ver
folgung ihrer Ansprüche, sofern es keine Möglichkeit gibt, die Schäden ohne größere 
Hürden gebündelt geltend zu machen (dazu noch unten, Abschnitt 🡭2.1.1.1). 

②⑨⑨ Als größte Herausforderung stellt sich in Kartellschadensersatzprozessen je
doch die Darlegung und der Beweis der Höhe der kartellbedingten Preisaufschläge 
dar. Die gesetzliche Vermutung des § 33a Abs. 2 Satz 1 GWB bezieht sich nur auf die 
Existenz des Schadens an sich, nicht jedoch auf dessen Umfang. Insofern obliegt der 
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Klägerseite die Darlegungs- und Beweislast zur Schadenshöhe. Auf die Bindungswir
kung wettbewerbsbehördlicher Entscheidungen können sich die Klägerinnen oder 
Kläger im Regelfall ebenfalls nicht berufen, da die Entscheidungen regelmäßig keine 
(ausdrücklichen) Angaben zur Schadenshöhe enthalten. 

②⑨⑩ Das europäische Recht sieht in der Kartellschadensersatzrichtlinie 2014/104/EU 
(KSE-RL) nicht nur vor, dass jeder den vollständigen Ersatz eines Kartellschadens ver
langen und erwirken kann (Art. 3 KSE-RL), sondern verpflichtet die Mitgliedstaaten 
darüber hinaus, Verfahrensvorschriften vorzusehen, die gewährleisten, dass dieses 
Recht wirksam geltend gemacht werden kann (ErwGr. 4 KSE-RL). Den Mitgliedstaaten 
– und damit auch Deutschland – obliegt es daher, einen rechtssicheren Rahmen für 
die gerichtliche Geltendmachung von Kartellschäden zu schaffen. 

②⑩0 Trotz der Umsetzung dieser Richtlinie in den §§ 33a ff. GWB gestaltet sich die Gel
tendmachung von Kartellschadensersatzansprüchen weiterhin anspruchsvoll. Die 
Verfahren sind häufig komplex, umfangreich und die rechtlichen und ökonomischen 
Fragen sind trotz einer Vielzahl gerichtlicher – auch obergerichtlicher – Entscheidun
gen weiterhin nicht abschließend geklärt. Dadurch ist die Geltendmachung solcher 
Ansprüche weiterhin von hoher Rechtsunsicherheit geprägt, und die Verfahren dauern 
in der Regel sehr lange. 

②⑩② Vor diesem Hintergrund sind zuletzt mehrere ober- und bundesgerichtliche Ent
scheidungen ergangen, die die Anforderungen an die Darlegung und Ermittlung kar
tellbetroffener Beschaffungsvorgänge und der kartellbedingten Preiserhöhungen kon
kretisieren und die Bündelung von Schadensersatzforderungen verschiedener Kartell
betroffener erleichtern. Dies hat das Potenzial, die Durchsetzung von Kartellscha
densersatzansprüchen mittelfristig nicht unerheblich zu vereinfachen und dadurch 
die wettbewerbliche Rechtsdurchsetzung zu stärken. Dennoch verbleiben Herausfor
derungen, die durch die Rechtsprechung und gegebenenfalls den Gesetzgeber gelöst 
werden sollten (vgl. noch unten, Abschnitt 🡭 2.1.1.3). 

2.1.1.1 Bündelung von Streuschäden durch das sogenannte Sam
melklageinkasso 

②⑩③ Um der Rolle kartellrechtlicher Schadensersatzforderungen – Ausgleich der 
durch wettbewerbsrechtswidrige Handlungen verursachter Schäden sowie Verhinde
rung solcher Verhaltensweisen – gerecht zu werden, ist es unabdingbar, dass Scha
densersatzansprüche auch im Fall von Streuschäden effektiv gerichtlich durchgesetzt 
werden können. Angesichts der erheblichen Hürden und Kosten der Geltendmachung 
von Kartellschäden werden kleinere Schäden allerdings üblicherweise nicht geltend 
gemacht. Die Monopolkommission hat deshalb bereits in der Vergangenheit auf die 
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③②⑦ Insgesamt stellt die Entscheidung des BGH einen Ausgangspunkt dar, das kar
tellrechtliche Sammelklageinkasso zu einem Instrument weiterzuentwickeln, mit dem 
Unternehmen kartellrechtliche Streuschäden effektiver geltend machen können. In 
Kombination mit anderen Instrumenten – insbesondere der auf die Verbraucherebene 
ausgerichteten Abhilfeklage des VDuG – steht ein umfassendes Instrumentarium zur 
Durchsetzung kartellrechtlicher Schadensersatzansprüche zur Verfügung. 

2.1.1.2 Ermittlung der Schadenshöhe 

③②⑧ Sofern den Geschädigten der Nachweis des Kartells – in der Regel unter Heran
ziehung der Bindungswirkung gemäß § 33b GWB – und der davon betroffenen Be
schaffungsvorgänge gelingt, besteht die eigentliche Herausforderung darin, den kon
kret durch das Kartell verursachten Schaden zu ermitteln. Materiell-rechtlicher Aus
gangspunkt dieser Schadensermittlung ist § 249 Abs. 1 BGB, wonach der Kartellbe
troffene so zu stellen ist, wie er ohne den Kartellverstoß gestanden hätte. Die Höhe 
des Schadens bestimmt sich dementsprechend aus der Differenz zwischen dem tat
sächlich für die vom Kartell betroffenen Güter bezahlten Preis und einem fiktiven Wett
bewerbspreis, der sich ohne den Wettbewerbsverstoß gebildet hätte (BGH, KZR 
63/18, 10.02.2021, Schienenkartell VI, Rz. 34; BGH, KZR 98/20, 09.07.2024, LKW-Kar
tell IV, Rz. 18).28 

③②⑨ Die Existenz des Schadens und dessen Höhe sind anspruchsbegründende Tat
sachen. Dementsprechend sind hierfür nach allgemeinen Grundsätzen die Klägerin 
bzw. der Kläger darlegungs- und beweisbelastet (vgl. bereits oben, Tz. 🡭187 f.). Unsi
cherheiten und Zweifel gehen daher grundsätzlich zu ihren bzw. seinen Lasten. Ein hy
pothetischer Wettbewerbspreis und damit der konkrete Schadensumfang wird jedoch 
kaum ohne Unsicherheit und Bewertungsspielräume zu ermitteln sein. Ginge diese 
Unsicherheit vollumfänglich zulasten der oder des Geschädigten, würde eine syste
matische Unterkompensation von Kartellbetroffenen drohen. 

③②⑩ Da diese Problematik nicht auf kartellrechtliche Schadensersatzansprüche be
schränkt ist, sieht das Zivilverfahrensrecht für die prozessuale Schadensermittlung in 
§ 287 Abs. 1 der Zivilprozessordnung (ZPO) eine allgemeine Beweiserleichterung vor, 
auf die § 33a Abs. 3 Satz 1 GWB auch für den Kartellschadensersatz verweist. Danach 
entscheidet das Gericht sowohl darüber, ob ein (Kartell-)Schaden entstanden ist, als 
auch über dessen Höhe „unter Würdigung aller Umstände nach freier Überzeugung“ 
(vgl. BGH, KZR 25/14, 12.07.2016, Lottoblock II, Rz. 42 ff). Dabei sind die Tatrichterin
nen und Tatrichter in diesem Rahmen gegenüber den strengeren Anforderungen des 
§ 286 ZPO deutlich freier gestellt (BGH, KZR 24/17, 28.01.2020, Schienenkartell II, 
 

28  Hinzu kann der Ersatz entgangenen Gewinns kommen, vgl. grundsätzlich EuGH, C-536/11, 
06.06.20213, Donau Chemie, Rz. 24; zu den insoweit relevanten Fallgestaltungen vgl. Ohlhoff 2024, 
Rn. 160 f.  
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pflichtgemäßen Ermessen (§ 287 Abs. 1 Satz 2 ZPO). Es ist nicht an förmliche Beweis
anträge der Parteien gebunden.29 Hält das Gericht mangels bestehender Schätz
grundlage eine ökonometrische Analyse für erforderlich (dazu noch Tz. 🡭226 ff.), hat 
es allerdings den angebotenen Sachverständigenbeweis zu erheben (BGH, KZR 42/20, 
29.11.2022, Schlecker, Rz. 106 ff.; KZR 98/20, 09.07.2024 LKW-Kartell IV, Rz. 24). 
Umgekehrt ist das Gericht nicht verpflichtet, von der Einholung eines Sachverständi
gengutachtens abzusehen, nur weil eine eigene Schätzung grundsätzlich möglich er
scheint.  

③③④ Bei der Schätzung von Kartellschäden streitet nach ständiger Rechtsprechung 
des BGH eine tatsächliche Vermutung dafür, dass die im Rahmen des Kartells erziel
ten Preise im Schnitt über denjenigen liegen, die sich ohne die Wettbewerbsbeschrän
kung gebildet hätten (vgl. insb. BGH, KZR 4/19, 23.09.2020, Schienenkartell V, Rn. 26; 
KZR 35/19, 23.09.2020, LKW-Kartell I, Rz 40 und die dort jeweils angeführte Recht
sprechung; zuletzt KZR 71/23, 08.04.2025, LKW-Kartell VI, Rz. 32). Diese Vermutung 
ist als gewichtiges Indiz im Rahmen der Gesamtwürdigung zu berücksichtigen und ge
winnt oder verliert an Überzeugungskraft abhängig von Art, Dauer, Stabilität und kon
kreter Durchführung des jeweiligen Kartells (BGH, KZR 24/17, 28.01.2020, Schienen
kartell II, Rz. 40; KZR 4/19, 23.09.2020, Schienenkartell V, Rn. 26; KZR 98/20, 
09.07.2024, LKW-Kartell IV, Rz. 11). Die Anwendung darf sich nicht in Widerspruch zu 
gesicherten ökonomischen Erkenntnissen setzen (BGH KZR 35/19, 23.09.2020, LKW-
Kartell I, Rz. 51). 

③③⑤ Unterbleibt die von § 287 ZPO geforderte umfassende und widerspruchsfreie 
Würdigung oder erfolgt sie unter Verstoß gegen diese Grundsätze, ist die Schadens
schätzung rechtsfehlerhaft. Im Übrigen ist die revisionsgerichtliche Kontrolle einer 
solchen tatrichterlichen Schadensschätzung allerdings begrenzt. Überprüft wird im 
Wesentlichen, ob das Tatgericht Rechtsgrundsätze der Schadensbemessung ver
kannt, wesentliche Bemessungsfaktoren außer Betracht gelassen oder seiner Schät
zung unrichtige Maßstäbe zugrunde gelegt hat (BGH, KZR 25/14, 12.07.2016, Lotto
block II, Rz. 49; KZR 8/18, 19.05.2020, Schienenkartell IV, Rz. 40; KZR 98/20, 
09.07.2024, LKW-Kartell IV, Rn. 13). 

③③⑥ Für die Geschädigten ergeben sich durch die Beweiserleichterung des § 287 ZPO 
mehrere Vorteile. Analog zum Ermessen des Gerichtes wird auch ihre Darlegungslast 
reduziert. Insbesondere ist für einen substantiierten Vortrag zur Schadenshöhe nicht 
 

29  Es darf zwar einen angebotenen und mit verhältnismäßigem Aufwand möglichen genauen Scha
densnachweis einer Partei nicht versagen (BVerfG, 1 BvR 3041/06, 08.12.2009). Im Kartellschadens
ersatzrecht spielt dies jedoch praktisch keine Rolle, da eine genaue Ermittlung des Kartellschadens 
nicht möglich ist. Auch ein gerichtlicher Sachverständiger kann die Frage der Schadenshöhe nur 
aufgrund der gegebenen Anknüpfungstatsachen und Indizien bewerten (BGH, KZR 24/17, 
28.01.2020, Schienenkartell II, Rz. 37). 



2 – Würdigung der kartellrechtlichen Entscheidungspraxis 126 

 

 

die Vorlage eines Privatgutachtens erforderlich (BGH, KZR 98/20, 09.07.2024, Lkw-
Kartell IV, Rz. 21). Es bedarf nur der Darlegung der relevanten Anknüpfungstatsachen 
(BGH, KZR 4/19, 23.09.2020, Schienenkartell V, Rz. 27; KZR 35/19, 23.09.2020, LKW-
Kartell I, Rz. 58; Thiede 2020, S. 658). Verbleibende Lücken im Parteivortrag sind un
schädlich, sofern dem Gericht hinreichende Anhaltspunkte für eine sachgerechte 
Schätzung des Schadens zur Verfügung stehen. Darüber hinaus führt die Möglichkeit 
der gerichtlichen Schadensschätzung dazu, die Kostenrisiken der Rechtsverfolgung 
zu senken. Für einen hinreichend bestimmten gerichtlichen Antrag genügt es, einen 
Mindestschaden anzugeben. Die genaue Schadenshöhe kann dann in das Ermessen 
des Gerichts gestellt werden. Dadurch führt eine abweichende gerichtliche Scha
densschätzung nicht zu einem teilweisen Unterliegen, das eine anteilige Kostentra
gungspflicht nach sich ziehen würde. 

2.1.1.2.1 Herausforderungen der gerichtlichen Schadensschätzung 

③③⑦ Die übliche wissenschaftliche Vorgehensweise für die Ermittlung kartellbeding
ter Preisaufschläge sind ökonometrische Regressionen. Bei der Schätzung von kartell-
bedingten Preisaufschlägen geht es um die hypothetische Frage, welcher Preis gegol
ten hätte, wenn es das Kartell nicht gegeben hätte. Da dieser Preis nicht direkt be
obachtbar ist, können Regressionsanalysen genutzt werden, um ihn anhand geeigne
ter Daten zu schätzen. Dabei gibt es zwei verschiedene Ansätze (siehe 🡭Box 2.2). Ver
gleichsbasierte Ansätze sind in der Praxis stärker verbreitet und schätzen den Kartell
schaden, indem sie den beobachteten Kartellpreis mit einem möglichst passenden 
Vergleichsmaßstab ohne Kartell abgleichen, etwa mit kartellfreien Märkten, Vor- oder 
Nach-Kartellzeiträumen oder einer Kombination daraus. Modellbasierte Ansätze 
schätzen den hypothetischen Preis nicht über einen direkten Vergleich, sondern über 
ein Modell, das preisbildende Faktoren wie Kosten, Nachfrage und Marktstruktur ab
bildet. 
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③③⑧ Voraussetzung für eine plausible sowie nachvollziehbare Analyse ist, den ge
wählten kontrafaktischen Ansatz zu begründen, die verwendeten Datenquellen offen
zulegen und erkennen zu lassen, welche Daten erfasst, bereinigt oder nicht berück
sichtigt wurden und aus welchen Gründen dies erfolgte. Eine ökonometrische Scha
densschätzung muss zudem prüfen, ob die Daten für den konkreten Markt und Zeit
raum geeignet sind, ob Daten zufällig oder systematisch fehlen und ob dadurch Ver
zerrungen entstehen können. Das Regressionsmodell sollte die wesentlichen preis
bildenden Faktoren angemessen berücksichtigen. Die Variablenauswahl sollte sach
lich begründet sein und die maßgeblichen Einflussfaktoren auf den Preis hinreichend 

SCHADENSERMITTLUNG MITTELS REGRESSIONS
ANALYSE 
Als methodisch stärkster vergleichsbasierter Ansatz gilt der Differenz-
in-Differenzen-Ansatz. Dieser beruht auf einer doppelten Vergleichslo
gik. Zunächst wird der kartellbetroffene Markt mit einem oder mehreren 
möglichst ähnlichen, aber kartellfreien Vergleichsmärkten verglichen. 
Dieser Vergleich genügt jedoch nicht, weil sich Märkte auch unabhängig 
von der Existenz eines Kartells unterscheiden können. Deshalb wird zu
sätzlich betrachtet, wie sich der Preisabstand zwischen den Märkten 
über die Zeit verändert, im Kartellzeitraum einerseits und in einem Wett
bewerbszeitraum vor und/oder nach dem Kartell andererseits. Alternativ 
kann auch ein rein zeitlicher Vergleich genutzt werden, bei dem Kartell
preise mit Vor- oder Nach-Kartellpreisen verglichen werden, oder ein 
Ansatz, der ausschließlich auf den Vergleich mit kartellfreien Märkten 
abstellt. 

Bei modellbasierten Ansätzen wird der hypothetische Preis anhand ei
nes ökonomischen Modells geschätzt. Das Modell bildet den Preisbil
dungsprozess nach und berücksichtigt dafür die wesentlichen preisre
levanten Einflussfaktoren, etwa Kosten, Nachfrage, Produkteigenschaf
ten oder Marktstruktur. Auf dieser Grundlage wird berechnet, welcher 
Preis ohne den Kartellverstoß zu erwarten gewesen wäre. Der kartellbe
dingte Schaden ergibt sich dann aus der Differenz zwischen dem tat
sächlich gezahlten Kartellpreis und dem modellhaft geschätzten hypo
thetischen Wettbewerbspreis. 

Box 2.2: Schadensschätzung mittels Regressionsanalyse 
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genau abbilden, ohne relevante Faktoren auszublenden oder das Modell durch zu 
viele, insbesondere stark korrelierte Variablen, unnötig zu überfrachten (Haucap/Hei
meshoff 2022, S. 80 ff).30  

③③⑨ In der gerichtlichen Praxis hat sich die Schadensschätzung auf Basis ökonomet
rischer Gutachten bisher als herausfordernd dargestellt. So werden von verschiede
nen Parteien eines Kartellschadensersatzprozesses häufig sich widersprechende 
Gutachten vorgelegt. Dies liegt daran, dass es sich auch bei einer Regressionsanalyse 
letztlich um eine Schätzung des Preisaufschlags handelt. Das kontrafaktische Szena
rio – funktionierender Wettbewerb ohne Kartellrechtsverstoß – ist nie eingetreten und 
kann dementsprechend nicht gemessen werden (BGH, KZR 24/17, 28.01.2020, 
Schienenkartell II, Rz. 34; Thral/Dietrich/Lochner 2024, S. 487). 

③③⑩ Wenn – was in der Praxis durchaus relevant ist – Kläger- und Beklagtenseite über 
unterschiedliche Datengrundlagen verfügen, kann dies die Ergebnisse der jeweiligen 
Gutachten maßgeblich beeinflussen (Thiede 2020, S. 658). Auch bei der Auswahl der 
Erklärungsvariablen können unterschiedliche Datengrundlagen bestehen. Zudem 
können ökonometrische Gutachter bei der Bewertung der relevanten Modellierungs
annahmen zu unterschiedlichen Ergebnissen gelangen, selbst wenn wissenschaftli
che Standards bestehen, mit deren Hilfe sich die Auswahl eines robusten Modells ein
grenzen lässt (Trhal/Dietrich/Lochner 2024, S. 487 f.; eingehend Heusel/Hilde
brand/Mattes 2024, S. 382 ff.; Klumpe/Paha 2024, S. 450 ff.).31 Hinzu kommen offen
bar Qualitätsunterschiede der in verschiedenen Verfahren vorgelegten ökonometri
schen Gutachten (vgl. etwa Thiede 2020, S. 658; Paha/Lüke 2026, S. 186).  

③④0 Diese Bewertungsspielräume haben in der Praxis zu regelrechten Gutachten
schlachten in Kartellschadensersatzprozessen geführt, mit denen versucht wurde, an 
dem von der Gegenseite – oder einem gerichtlich bestellten Sachverständigen – ge
wählten Modell fachliche Zweifel zu sähen (Heusel/Hildebrand/Mattes 2024, S. 386). 
Dies hat zu Kritik an den ökonometrischen Instrumenten geführt und in der Praxis zu 
einem erheblichen Anstieg der Prozessdauern beigetragen (allgemein zur Kritik an re
gressionsgestützten Gutachten im Kartellschadensersatz Thiede 2026, S. 186 
m. w. N.; exemplarisch etwa Kirchhoff 2024, S. 74; Klumpe 2024, S. 12 ff.).  

 

30  Weitere Herausforderungen bestehen etwa in der korrekten Abbildung des relevanten Kartellzeit
raums sowie in der Berücksichtigung möglicher strategischer Preissetzungen oder sonstiger Sonder
effekte nach Kartellende (Haucap/Heimeshoff 2022, S. 80 ff). 

31  Unter Modellierungsannahmen sind die fachlichen und methodischen Annahmen zu verstehen, auf 
denen das ökonometrische Modell beruht. Dazu zählt beispielsweise, welche Variablen berücksich
tigt werden und wie ihre Zusammenhänge modelliert werden. 
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③④② Ein Beispiel hierfür ist das Zuckerkartell-Verfahren des LG Mannheim (LG Mann
heim, 14 O 103/18 Kart, 23.06.2023, Rz. 49). Nachdem von beiden Seiten ökonomet
rische Parteigutachten eingereicht worden waren, bestellte das Gericht im November 
2020 selbst einen Sachverständigen, der sein Gutachten – nach dem entsprechen
dem Beweisbeschluss vom März 2021 – im Oktober 2021 einreichte. Ein Ergänzungs
gutachten – basierend auf zwei weiteren Beweisbeschlüssen von Februar und März 
2022 – wurde im April 2022 vorgelegt. Anschließend wurden die Gutachten von Juni 
2022 bis Januar 2023 an sieben Verhandlungstagen erläutert. 

③④③ Ähnlich ist die Lage derzeit beim LG München, das 36 Verfahren zum LKW-Kartell 
verbunden und bereits 2019 einen gemeinsamen Sachverständigen bestellt hat 
(hierzu und zu folgendem Petrasincu 2026, S. 24). Das Sachverständigengutachten 
wurde 2022 vorgelegt, Anfang 2025 ergänzt und kürzlich in einer aufsehenerregenden 
mündlichen Verhandlung mit über 110 Parteivertreterinnen und Parteivertretern 
(Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Ökonominnen und Ökonomen) erör
tert (vgl. dazu Althaus 2026). Urteile sind in diesen Verfahren bisher noch nicht ergan
gen. 

2.1.1.2.2 Schadensschätzung in der gerichtlichen Praxis 

③④④ Dass Gerichte überhaupt Kartellschäden der Höhe nach schätzen, ist eine ver
hältnismäßig junge Entwicklung. Bis Ende der 2010er Jahre ergingen im Wesentlichen 
Grund- oder Feststellungsurteile, mit denen eine Vielzahl von Rechtsfragen des haf
tungsbegründenden Tatbestandes – auch in der Revision durch den BGH – geklärt 
wurden (Kühnen 2019, S. 516, Schweitzer/Woeste 2022, S. 49 m. w. N. eingehender 
Roth/Weber 2025, Rz. 103 f.). Auch bei diesen Verfahrensarten ist gemäß § 287 ZPO 
abzuschätzen, ob überhaupt ein Schaden in Betracht kommt.32 Denn für den Erlass 
eines Grundurteils genügt es, dass alle Fragen, die zum Grund des Anspruchs gehö
ren, erledigt sind, und nach dem Sach- und Streitstand wahrscheinlich ist, dass der 
Anspruch in irgendeiner Höhe besteht (BGH, VII ZR 168/15, 08.09.2016, Rz. 21). Eine 
genaue Bezifferung bzw. Schätzung der Schadenshöhe ist jedoch nicht notwendig. 
Mittlerweile gilt zudem die Schadensvermutung gemäß § 33a Abs. 2 GWB (vgl. bereit 
Tz. 🡭187 f.). 

③④⑤ Kläger und Beklagte legen in Kartellschadensersatzverfahren in aller Regel öko
nometrische Gutachten zum Nachweis oder zur Widerlegung der Ansprüche vor 
(Kruse 2022, S. 142; Klumpe/Paha 2024, S. 447). Die Umsetzung der Schadensschät
zung durch die Land- und Oberlandesgerichte als Tatsacheninstanzen variiert dage
gen stark. Grob lassen sich dabei drei Fallgruppen unterscheiden: Einige Gerichte ba

 

32  § 287 ZPO gilt auch für die Entstehung des Schadens dem Grunde nach, vgl. bereits oben, Tz. 🡭219. 
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sieren ihre Schadensschätzung auf ökonometrische Untersuchungen – entweder klä
ger- oder beklagtenseitig vorgelegte Gutachten oder gerichtlich bestellter Sachver
ständiger. Methodisch kommen in diesen Gutachten überwiegend ökonometrische 
Regressionsanalysen mit vergleichsbasierten Ansätzen zur Anwendung. In anderen 
Fällen stützen Gerichte ihre Schätzung dagegen auf qualitative oder quantitative Ei
genschaften des Kartells oder öffentliche Preisstatistiken. Unterstützend werden bei 
dieser Vorgehensweise in einigen Fällen Metastudien zu durchschnittlichen Scha
denshöhen vergangener Kartelle herangezogen. Zuletzt bezogen sich einige Gerichte 
auf zwischen den Parteien vereinbarte Schadenspauschalierungsklauseln (vgl. 🡭Ta
belle 2.1). Eine ähnlich heterogene Entwicklung lässt auch in anderen EU-Mitglieds
staaten beobachten (Klumpe 2024, S. 12 f.). 

Tabelle 2.1: Ausgewählte Ansätze zur gerichtlichen Schadensschätzung  

Gericht Az., Datum und Kartell Grundlage der Schätzung  

LG Dortmund 13 O 55/02 

01.04.2004 

Vitaminkartell 

Schätzung des Gerichts auf Grundlage von Feststellun
gen der Europäischen Kommission und einem Vergleich 
der Preisentwicklung vor, während und nach dem Kartell. 

KG Berlin 2 U 10/03,  
2 U 17/03, 01.10.2009 

Transportbetonkartell 

Eigene Schätzung des Gerichts anhand der Preisentwick
lung vor, während und nach dem Kartell im Bundesdurch
schnitt und auf dem Berliner Markt. Einholung eines 
Sachverständigengutachtens wird abgelehnt. 

LG Dortmund 8 O 115/14, 30.09.2020 

8 O 26/16 Kart, 04.11.2020 

8 O 116/14, 03.02.2021 

Schienenkartell 

Schätzung anhand (1) qualitativer Kriterien des Kartells 
und (2) Schadenspauschalisierungsklauseln. Klägerseitig 
vorgelegte Regressionsanalyse wird nicht herangezogen. 
Beauftragung eines gerichtlichen Sachverständigen wird 
abgelehnt. 

OLG Celle 13 U 120/16 

12.08.2021 

Spanplattenkartell 

Eigene Betrachtung der Preise vor, während und nach 
dem Kartell anhand einer Branchenstatistik durch das 
Gericht. Sachverständigenbeweis wird abgelehnt. 

LG Berlin 61 O 2/23 Kart 

07.02.2023 

Schienenkartell 

Schätzung auf Basis der klägerseitig vorgelegten Regres
sionsanalyse (Vorher-Nachher-Vergleich). Anpassung der 
Werte, soweit sie erheblich von empirischen Metastudien 
abweichen. 

LG Berlin 16 O 21/19 

02.03.2023 

electronic-cash-System 

Zeitliche Vergleichsmarktanalyse in der Form eines „wäh
rend-nachher“-Vergleichs ergänzt durch eine qualitative 
Betrachtung einiger Kartelleigenschaften. Kläger- und be
klagtenseitig vorgelegte Regressionsanalysen werden 
nicht herangezogen. 

LG Berlin 61 O 1/23 

15.06.2023 

Schätzung anhand einer Gesamtwürdigung aller Um
stände einschließlich qualitativer Kriterien und der klä
gerseitig vorgelegten Gutachten. 
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durchsetzbaren Streuschäden bei Verbraucherinnen und Verbrauchern manifestiert. 
Diese fehlende Durchsetzbarkeit soll nicht zugunsten der Kartellanten wirken, sodass 
ihnen der Einwand der Schadensabwälzung insoweit verwehrt bleibt (BGH, KZR 4/19, 
23.09.2020, Schienenkartell V, Rz. 50 ff.). Auf diese Rechtsprechung beruft sich auch 
das OLG Stuttgart: Der Kläger habe als Baumarkt im Wesentlichen an Verbraucherin
nen und Verbraucher veräußert, bei denen nur nicht quantifizierbare Streuschäden 
eingetreten seien. Eine doppelte Inanspruchnahme des Kartellanten sei daher nicht 
zu befürchten (OLG Stuttgart, 2 U 263/21, 20.11.2025, Rz. 265 ff.). 

③⑥0 Im Ergebnis kann dieser Ansatz allerdings bedeuten, dass ein Unternehmen 
(hier: der Kläger) eine zu hohe Kompensation erhält, da es den Schaden, zumindest 
teilweise, an seine Abnehmerinnen und Abnehmer weitergeben konnte. Je besser es 
daher gelingt, Verbraucherinnen und Verbrauchern Zugang zu Schadensersatz wegen 
Kartellverstößen zu eröffnen, desto besser kann der Kompensationsfunktion des 
Schadensrechts Rechnung getragen werden. 

2.1.1.2.4 Die gerichtliche Schadensschätzung in der Zukunft 

Erweiterung des Instrumentenkastens der Schadensschätzung 

③⑥② Das OLG Stuttgart knüpft mit seinem Ansatz an die in den letzten Jahren zu be
obachtende Entwicklung an, dass die Gerichte häufiger in der Situation sind und sich 
eher in der Lage sehen, Kartellschäden auch der Höhe nach zu quantifizieren. Dies gilt 
nicht nur für die oben angeführte Rechtsprechung zum Schadenersatz in Kartellfällen 
(Tz. 🡭233 ff., insb. 🡭Tabelle 2.1), sondern – wie das LG Berlin II zuletzt demonstriert 
hat (16 O 195/19, 13.11.2025) – in zunehmendem Maße auch in Fällen des Miss
brauchs einer marktbeherrschenden Stellung (zu diesem Urteil noch Tz. 🡭498). 

③⑥③ Von diesen Entscheidungen hebt sich das Urteil des OLG Stuttgart durch die Nut
zung des Schätzkorridors und sein umfassendes und strukturiertes Schätzmodell ab 
(Petrasincu 2026, S. 25). Der Ansatz fußt maßgeblich auf den Beiträgen von Kühnen 
(2019, S. 518 ff.) sowie Schweitzer und Woeste (2022), die bereits eine auf Schätz
fenstern und qualitativen Kriterien beruhende Schätzung vorgeschlagen hatten (befür
wortend auch Isikay 2020, S. 183 ff.; Thiede 2020, S. 659 ff.). Er zeichnet sich dadurch 
aus, dass der Senat zunächst abstrakt ein Modell entwickelt, das zur Schadensschät
zung zur Anwendung kommen soll, und es erst anschließend auf den konkreten Fall 
anwendet. Damit unterscheidet sich die Vorgehensweise von anderen Entscheidun
gen, die zwar ebenfalls die qualitativen Kriterien des streitgegenständlichen Kartells 
zur Schätzung der Schadenshöhe bewerten, dies jedoch nicht in einen größeren Rah
men einordnen (vgl. 🡭Tabelle 2.1). Darüber hinaus ist die ausführliche Auseinander
setzung des Senats mit ökonomischen Studien und Erkenntnissen hervorzuheben. 
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sächlichen Schadens das – wenn auch unerreichbare – Ziel bleiben (vgl. Schweit
zer/Woeste 2022, S. 56). Von herausgehobener Bedeutung ist aber, auch in Abwesen
heit detaillierter Daten und Preisinformationen einen Schaden zu schätzen. Das mit 
einem etwaigen Präzisionsverlust einer selbstbewussten Schätzung durch die Ge
richte einhergehende Risiko der Überkompensation der Geschädigten ist angesichts 
der Alternative einer systematischen Unterkompensation der Kartellgeschädigten und 
einer mangelhaften Abschreckungswirkung der Wettbewerbsregeln hinzunehmen. 
Hierfür spricht auch, dass die Kartellabsprache, die die Ursache des Schadens bildet, 
in den Verantwortungsbereich der Kartellanten fällt. 

③⑧⑩ Eine Schätzung des Schadens – auch der Höhe nach – darf nur dann ausbleiben, 
wenn das Gericht am Maßstab des § 287 ZPO zu der Überzeugung gelangt, dass über
haupt kein Schaden vorliegt oder überhaupt keine Anhaltspunkte für eine Schadens
schätzung greifbar sind, sodass eine Schätzung völlig in der Luft hinge. 

2.1.1.3 Fazit 

③⑨0 Trotz der grundsätzlich begrüßenswerten Entwicklungen bei der kollektiven 
Rechtsdurchsetzung und der Schadensschätzung steht die gerichtliche Durchset
zung von Kartellschadensersatzansprüchen weiterhin vor erheblichen Herausforde
rungen. Die Prozesse sind weiterhin sehr zeitintensiv und verbleiben häufig mehrere 
Jahre in jeder Instanz (vgl. bereits Tz. 🡭230 ff.). Hinzu kommt, dass bisher nur in weni
gen Fällen Leistungsurteile ergehen, die einen Anspruch auch der Höhe nach zuspre
chen. Wenn jedoch zunächst nur ein Grund- oder Feststellungsurteil ergeht, erhöht 
sich der Zeitaufwand noch weiter, weil für die konkrete Ermittlung der Schadenshöhe 
erneut alle Instanzen durchlaufen werden müssen (Schweitzer/Woeste 2022, S. 49). 

Der Verzicht auf eine ökonometrische Begutachtung würde in passenden Fällen die 
Verfahren beschleunigen. Die Gerichte stehen in diesen Fällen vor der Herausforde
rung, den Prozessstoff einschließlich der vorgelegten Parteigutachten zu bewältigen 
und den Weg zu einer Schadensschätzung anhand qualitativer Kriterien zu eröffnen. 
Es liegt in erster Linie in der Verantwortung der zuständigen Gerichte, eine effiziente 
Handhabung des Prozessstoffs zu gewährleisten und sicherzustellen, dass die Vor
teile der gerichtlichen Schätzung ohne Regressionsanalyse nicht durch eine zeitrau
bende Verhandlung über eine Vielzahl von Parteigutachten wieder aufgehoben wer
den. Sie sollten die ihnen zur Verfügung stehenden Instrumente des Zivilprozessrechts 
nutzen, um die Verfahren insgesamt weiter zu straffen und zu beschleunigen. 

③⑨② Sie stehen dabei vor der Schwierigkeit, Fälle mit zehntausenden Vorgängen an
hand des klassischen ZPO-Verfahrens handhaben zu müssen, das in erster Linie auf 
Einzelfallgerechtigkeit setzt und für Massenverfahren kaum geeignet ist (Klumpe 2022, 
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schätzen. Eine Schätzung ist auch dann geboten, wenn die Datenlage unvollstän
dig ist. Die der Schadensschätzung immanente Unsicherheit darf sich nicht struk
turell zulasten der Kartellgeschädigten auswirken. 

◼ Bei der Schadensschätzung können ökonometrische Regressionen in geeigneten 
Fällen sinnvoll sein. Daneben sollten die Gerichte auf qualitative Schätzungen zu
rückgreifen können. Diese Schätzmethodik sollte durch Gerichte, Rechtswissen
schaft und ökonomische Forschung stetig weiterentwickelt werden. Regressions
analysen dürfen nicht zur faktischen Zugangsvoraussetzung für Kartellschadens
ersatz werden, wenn Datenlage oder Prozessökonomie dagegen sprechen. 

◼ Der Gesetzgeber sollte die prozessualen Rahmenbedingungen so anpassen, dass 
Kartellschadensersatzverfahren effizienter, schneller und handhabbarer werden. 
Dazu kann insbesondere beitragen, gleichgelagerte Verfahren stärker zu bündeln, 
Zuständigkeiten weiter zu konzentrieren und den Gerichten wirksame Instrumente 
für den Umgang mit umfangreichem Prozessstoff an die Hand zu geben. 

 

2.1.2 Wettbewerb im Rüstungssektor 

③⑩0 Die sicherheitspolitischen Entwicklungen der vergangenen Jahre haben viele 
Staaten zu erheblichen Investitionen in ihre Verteidigungsfähigkeiten bewogen. Be
sonders groß ist der Aufholbedarf bei der Beschaffung von Rüstungsgütern in Eu
ropa.42 Programme wie „Readiness 2030“ verfolgen das Ziel, die militärische Einsatz
bereitschaft, sowie die außen- und sicherheitspolitische Autonomie der EU auszu
bauen (Europäische Kommission, 2025a). Auf nationaler Ebene zeigt sich die Entwick
lung im Sondervermögen Bundeswehr, das eine eigene Kreditermächtigung in Höhe 
von einmalig bis zu EUR 100 Mrd. umfasst (Art. 87a Abs. 1a des Grundgesetzes) und 
als Reaktion auf den russischen Angriffskrieg auf die Ukraine im Jahr 2022 verabschie
det wurde. 

③⑩② Der Rüstungssektor erlebt dadurch einen massiven Aufschwung. Dabei geht es 
einerseits darum, die Produktion bestehender Rüstungsgüter auszuweiten. Anderer
seits bedarf es militärischer Innovationen. Bereits vermeintlich einfache Rüstungsgü
ter weisen jedoch oft ein hohes Maß an Komplexität auf und setzen erhebliche Res
sourcen voraus. Die Herausforderungen bei der (Weiter-) Entwicklung neuer Waffen
systeme sind also besonders groß. Um die Nachfrage nach Rüstungsgütern befriedi
gen zu können, sei es durch Masse oder Innovationen, setzen viele Hersteller auf Zu
sammenschlüsse mit Wettbewerbern oder Unternehmen aus benachbarten Märkten.  

 

42  Zu einer Definition von Rüstungsgütern im Sinne sog. Wehrtechnik vgl. Podszun/Wardelmann, 2025, 
S. 522 f. 
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③⑩③ Dies wirft die Frage nach der Vereinbarkeit von Kooperationen zwischen bzw. Zu
sammenschlüssen von Rüstungsunternehmen mit dem Kartellrecht auf. Die Europä
ische Kommission und das Bundeskartellamt haben in letzter Zeit zahlreiche Fälle ge
prüft, letztlich aber keine Wettbewerbsprobleme festgestellt. In der Praxis steht das 
Kartellrecht der Aufrüstung bisher also nicht grundsätzlich entgegen. Aus Sicht der 
Monopolkommission ist es wichtig, dass die Behörden sorgfältig prüfen und etwaigen 
wettbewerbswidrigen Vorhaben Grenzen setzen. Der Aufbau zeitgemäßer Verteidi
gungsfähigkeiten kann nur im Wettbewerb und nicht gegen ihn gelingen. 

③⑩④ Die Entwicklungen im Rüstungssektor verdeutlichen beispielhaft ein häufiges 
Missverständnis der Wirtschaftspolitik: Industriepolitische, sicherheitspolitische oder 
andere Ziele werden häufig in einem Spannungsverhältnis zum Schutz des Wettbe
werbs gesehen. Der rasche Aufbau strategisch wichtiger Produktionskapazitäten im 
Verteidigungsbereich wird dann als staatliche Aufgabe begriffen, bei der wettbe
werbsrechtliche Überlegungen hinderlich scheinen. Doch das Gegenteil ist richtig: 
Märkte und Unternehmen entwickeln sich dann schnell, erfolgreich und effizient, 
wenn sie wettbewerbsoffen sind und verschiedenen Unternehmen die Freiheit lassen, 
sich zu entfalten. Zu den Grundsätzen einer entsprechend wettbewerbsorientierten 
Industriepolitik siehe ausführlich 🡭Kapitel 3. 

2.1.2.1 Besonderheiten des Rüstungssektors und Defizite beim 
Ausschreibungswettbewerb 

③⑩⑤ Der Rüstungssektor weist einige strukturelle Besonderheiten auf, die ihn von an
deren Wirtschaftsbereichen unterscheiden. Während Vorleistungen und Komponen
ten von Rüstungsgütern auch zwischen Unternehmen gehandelt werden, treten auf 
dem Endkundenmarkt in aller Regel ausschließlich staatliche Akteure als Nachfrager 
auf. Staatliche Rüstungsaufträge enthalten häufig spezifische Anforderungen für be
stimmte Bedarfe. Da Standardlösungen in solchen Fällen nicht als ausreichend er
achtet werden, müssen Produkte zunächst aufwendig (weiter-) entwickelt werden. 
Für Unternehmen bedeutet dies, dass in der Regel erhebliche finanzielle und perso
nelle Ressourcen sowie besonderes technisches Know-how erforderlich sind, um ei
nen Rüstungsauftrag zu bedienen. Nur wenige Hersteller verfügen über Möglichkeiten 
bzw. Kenntnisse, um Großaufträge eigenständig umzusetzen.  

③⑩⑥ Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass Staaten Minderheitsbeteiligungen an nati
onalen Rüstungsunternehmen halten; Deutschland etwa an Hensoldt und künftig – 
ebenso wie bereits Frankreich – an KNDS (Bundesregierung, 2026). Bei der Vergabe 
von Rüstungsaufträgen besteht also Potenzial für Ungleichbehandlungen. Soweit zu



2 – Würdigung der kartellrechtlichen Entscheidungspraxis 152 

 

 

dem einzelne Leistungen für das Militär vollständig „inhouse“ durch Staatsunterneh
men erbracht werden, findet überhaupt kein freier Wettbewerb statt (Pods
zun/Wardelmann, 2025, S. 523). 

③⑩⑦ Zwar existieren auch im Rüstungssektor standardisierte Beschaffungsvorgänge, 
beispielsweise im Bereich Schutzkleidung und persönliche Ausrüstung. In den vergan
genen Jahren sind neben den etablierten Anbietern – dank mehr Wagniskapital sowie 
zunehmender Digitalisierung – außerdem zahlreiche Start-ups aufgetreten, etwa bei 
der Entwicklung und Herstellung von Drohnen (Gürtler, 2026; Schimroszik, 2026). 
Weitere Unternehmen erwägen im Zuge der aktuellen Wirtschaftskrise anscheinend, 
ihre Produktion teilweise von zivilen auf militärische Güter umzustellen (Koenen, 
2026; Ramthun, 2026).  

③⑩⑧ Fraglich ist jedoch, ob das dadurch entstehende Wettbewerbspotenzial ausge
schöpft wird. Denn häufig führen sicherheits- und/oder industriepolitische Erwägun
gen der Nachfrager zu einer Bevorzugung etablierter nationaler Anbieter. Hinzu kom
men administrative Hürden (wie Sicherheitszertifizierungen), enge Kontakte zwischen 
den Unternehmen und dem Staat sowie lange Vertragslaufzeiten (Bernhardt/Dewen
ter, 2026, S. 4 ff., 18 ff.; Podszun/Wardelmann, 2025, S. 586). Dadurch entstehen 
Marktzutrittsschranken. Zwar gibt es vermehrt Anstrengungen zur Koordinierung und 
Bündelung nationaler Beschaffungsvorhaben auf europäischer Ebene, z. B. bei der 
Munitionsbeschaffung (European Defence Agency, 2023). Dennoch ist die Rüstungs
beschaffung in der EU weitgehend fragmentiert. Zuletzt entfielen – mit steigender Ten
denz – mehr als 60 Prozent der deutschen Rüstungsbeschaffung auf nationale Anbie
ter, während kaum Rüstungsprodukte von Anbietern aus anderen europäischen Län
dern bezogen wurden (Wolff u. a., 2026, S. 12).  

③⑩⑨ Gleichzeitig kann der Staat seine eigentlich vorhandene Nachfragemacht nicht 
in vollem Umfang nutzen. Er tritt zwar bei der Beschaffung von Rüstungsgütern in vie
len Bereichen als einziger Nachfrager auf und verfügt damit grundsätzlich über erheb
liche Nachfragemacht. An der staatlichen Beschaffung sind jedoch so viele Stellen mit 
unterschiedlichen Anreizen beteiligt, dass eine strategisch-ökonomische Nutzung der 
Position zersplittert wird. Nachfragemacht kann nur dann disziplinierend wirken, 
wenn tatsächlich Ausweichmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Gerade daran könnte 
es künftig fehlen, wenn sich die Zahl konkurrierender Systemanbieter aufgrund hoher 
Marktzutrittsschranken und zunehmender Konsolidierung weiter verringert. Verstärkt 
wird dies durch Informationsasymmetrien und unterschiedliche Anreizstrukturen, 
weil Rüstungsunternehmen Kosten und technische Möglichkeiten regelmäßig besser 
einschätzen können, während sich die staatliche Nachfrage vor allem an militärischen 
Erfordernissen ausrichtet. Die starke Stellung des Staates als Monopsonist gleicht die 
Marktmacht der wenigen Anbieter daher nicht ohne Weiteres aus. Zwischen Staat und 

https://www.wiwo.de/politik/deutschland/ruestungswirtschaft-jedes-sechste-deutsche-unternehmen-sucht-bereits-seine-chance-in-der-ruestung/100213290.html
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Rüstungsunternehmen kann sich vielmehr eine enge, wechselseitige Abhängigkeit 
herausbilden (vgl. dazu Bernhardt/Dewenter, 2026, S. 20; Podszun/Wardelmann, 
S. 586). 

2.1.2.2 Defizite beim Ausschreibungswettbewerb 

③⑩⑩ Auf die Defizite beim Ausschreibungswettbewerb im Rüstungssektor hat die Mo
nopolkommission in ihrer Stellungnahme „Why Competition Matters for Defence 
Spending“ vom April 2025 frühzeitig hingewiesen. Sie hat dort konkrete Empfehlungen 
für eine wettbewerbsfreundliche Beschaffungspolitik gemacht, die auf drei zentralen 
Forderungen beruhen (Monopolkommission, 2025; vgl. auch Bernhardt/Dewenter, 
2026, S. 24 ff.; Kapstein u. a., 2026, S. 13 ff., mit dem Fokus auf Innovation; Lange 
u.a., 2025): 

◼ stärkere europäische Koordinierung und Interoperabilität,  
◼ Vereinfachung und Beschleunigung der Beschaffungsverfahren und  
◼ ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Dringlichkeit und Innovation. 

Die Stellungnahme der Monopolkommission wird nachstehend vollständig in deut
scher Übersetzung wiedergegeben. Sie hat seit ihrer Veröffentlichung nach Auffas
sung der Monopolkommission an Dringlichkeit eher noch hinzugewonnen. 

2.1.2.2.1 Warum Wettbewerb für Rüstungsausgaben entscheidend ist 

④00 Sowohl die Europäische Union als auch Deutschland bereiten derzeit umfang
reiche, öffentlich finanzierte Investitionsprogramme vor, insbesondere im Verteidi
gungsbereich. Diese bieten erhebliche Chancen für die europäische Wirtschaft. Vor
rangiges Ziel der Rüstungsausgaben muss die Sicherstellung der sicherheitspoliti
schen Erfordernisse sowie der Verteidigungsfähigkeit der Mitgliedstaaten und der 
Union sein. Allerdings sollte die Beschaffungspolitik auch so ausgestaltet sein, dass 
sie dazu beiträgt, weitere politische Zielsetzungen zu fördern, insbesondere Innova
tion und Wettbewerbsfähigkeit. 

④0② Um die Potenziale dieser historisch bedeutsamen, zugleich aber anspruchsvol
len Situation voll auszuschöpfen, bedarf es eines klaren Bekenntnisses zu einem 
neuen, wettbewerbsorientierten europäischen Ordnungsrahmen. 

④0③ Die öffentliche Beschaffung großer Infrastrukturvorhaben war in der Vergangen
heit häufig mit Problemen verbunden: übermäßige Bürokratie, Kostenüberschreitun
gen, Fehlanreize und unzuverlässige Bedarfs- und Kostenprognosen. Große Unter
nehmen verfügen oftmals über strukturelle Vorteile beim Zugang zu öffentlichen Auf
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Ergänzend könnte die Einrichtung einer zentralen Clearingstelle dazu beitragen, Ver
fahren weiter zu vereinfachen und eine konsistente Anwendung der Regeln in allen 
Mitgliedstaaten sicherzustellen. 

④③⑥ Neben der Vereinfachung der Beschaffungsverfahren muss Europa digitale Lö
sungen kontinuierlich weiterentwickeln, um Geschwindigkeit und Transparenz zu er
höhen. Dazu gehören insbesondere elektronische Vergabeplattformen, KI-gestützte 
Instrumente zur Angebotsbewertung sowie das Monitoring von Projekten. 

④③⑦ Die Vergabe öffentlicher Mittel muss nach rechtsstaatlichen Grundsätzen erfol
gen und Rechenschaftspflicht sowie Wettbewerb sicherstellen. Das Vergabe- und das 
Beihilferecht sollten vereinfacht, jedoch nicht aufgegeben werden. Institutionen, die 
für die Aufdeckung wettbewerbswidrigen Verhaltens sowie von Korruption und Sub
missionsabsprachen zuständig sind, müssen angemessen ausgestattet sein, damit 
sie in der Lage sind, die Einhaltung der Regeln wirksam zu überwachen, ohne Innova
tion zu behindern. Zugleich sollten Rechtsschutzverfahren beschleunigt werden. 

2.1.2.3 Kartellrechtliche Grundlagen im Rüstungssektor 

④③⑧ Eingangs wurde bereits darauf hingewiesen, dass es in letzter Zeit vermehrt zu 
Kooperationen und Zusammenschlüssen von und zwischen Rüstungsunternehmen 
gekommen ist. Insoweit findet das Kartellrecht Anwendung, und zwar insbesondere 
das Kartellverbot (Art. 101 AEUV bzw. § 1 GWB) und die Zusammenschlusskontrolle 
(EU-Fusionskontrollverordnung bzw. §§ 35 ff. GWB). 

2.1.2.3.1 Bedeutung des Art. 346 Abs. 1 lit. b AEUV  

④③⑨ Das EU-Wettbewerbsrecht gilt im Rüstungssektor nicht uneingeschränkt. 
Art. 346 Abs. 1 lit. b AEUV bestimmt, dass jeder Mitgliedstaat die Maßnahmen ergrei
fen kann, die für die Wahrung seiner wesentlichen Sicherheitsinteressen erforderlich 
sind, soweit sie die Erzeugung von Waffen, Munition und Kriegsmaterial oder den Han
del damit betreffen. Es handelt sich bei dieser Vorschrift zwar nicht um eine klassische 
Bereichsausnahme. Vielmehr bietet sie den Mitgliedstaaten „nur“ die Möglichkeit, aus 
Gründen der nationalen Sicherheit Maßnahmen zu ergreifen, die mit den übrigen 
Grundprinzipien der EU nicht im Einklang stehen. Da die nationale Sicherheit gemäß 
Art. 4 Abs. 2 Satz 3 EUV aber in die alleinige Verantwortung der Mitgliedstaaten fällt, 
wird diesen eine Einschätzungsprärogative bei der Bestimmung ihrer Sicherheitsinte
ressen und der Wahl der zu treffenden Maßnahmen zugestanden (Wissenschaftliche 
Dienste Deutscher Bundestag, 2011, S. 7; Jaeckel, 2011, Rn. 3; von Graevenitz, 2026, 
S. 44). Nationale Sicherheitsinteressen werden von den Mitgliedstaaten häufig im 
Rahmen der Rüstungsbeschaffung geltend gemacht (Eisenhut, 2022, S. 3271; Hinde
lang/Eisentraut, 2019, S. 150). Im nationalen Recht enthält § 107 Abs. 2 Nr. 2 GWB 
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eine ausdrückliche, obgleich nur deklaratorische Ausnahme von den allgemeinen 
Vergaberegeln, die zu einer Bevorzugung etablierter nationaler Anbieter beiträgt. 

④③⑩ Auch im Bereich des Kartellrechts können sich die Mitgliedstaaten nach Maß
gabe des Art. 346 Abs. 1 lit. b AEUV auf wesentliche Sicherheitsinteressen berufen. 
Wegen ihres Ausnahmecharakters ist die Vorschrift eng auszulegen, und das Vorlie
gen ihrer Voraussetzungen müssen die Mitgliedstaaten nachweisen (EuGH, C-
615/10, 07.06.2012, Insinööritoimisto InsTiimi, Rz. 44 ff.; C-414/97, 16.09.1999, 
Kommission/Spanien, Rz. 21 f.). Dies entspricht auch der Praxis der Europäischen 
Kommission in der Fusionskontrolle, insbesondere mit Blick auf die Trennung von mi
litärischen und zivilen Teilen gemischter Zusammenschlüsse (Körber, 2025, Rn. 42, 
m. w. N.). Soweit die Voraussetzungen des Art. 346 Abs. 1 lit. b AEUV im Einzelfall er
füllt sind, ist das EU-Wettbewerbsrecht nicht anwendbar und nur das nationale Recht 
einschlägig. Die an einem Zusammenschluss beteiligten Unternehmen können dem
nach von einem Mitgliedstaat angewiesen werden, den Zusammenschluss ganz oder 
– wenn auch zivile Güter betroffen sind – teilweise nicht bei der Europäischen Kom
mission anzumelden (Körber, 2025, Rn. 41; Westermann, 2025, Rn. 12a; vgl. auch 
EU-Kommission, M.528, 24.11.1994, British Aerospace/VSEL, Rn. 9 ff.; krit. Dittert, 
2025, Rn. 30).43 

④④0 Es lässt sich nur schwer nachvollziehen, wie viele Anmeldungen auf Unions
ebene durch die Mitgliedstaaten aufgrund nationaler Sicherheitsinteressen verhindert 
werden (zu Beispielen aus der Fallpraxis vgl. Jungermann, 2013, Rn. 37 f.; Birmanns, 
2023, Rn. 44 ff.). Die Europäische Kommission prüft jedenfalls eine Vielzahl von Zu
sammenschlüssen im Rüstungssektor (dazu noch Abschnitt 🡭2.1.2.4.1).  

2.1.2.3.2 Besonderheiten der Marktabgrenzung bei Rüstungsgütern 

④④② Die Marktabgrenzung gilt im Kartellrecht als ein wichtiger Schritt, um die maß
geblichen Wettbewerbskräfte in einem Bereich zu identifizieren. Entscheidend ist da
bei in erster Linie, ob ein Produkt oder eine Dienstleistung aus Sicht der Nachfrager 
denselben Bedarf deckt und deshalb austauschbar ist (sog. Bedarfsmarktkonzept). 
Bei Rüstungsgütern könnte die in Tz. 🡭294 beschriebene enge inhaltliche und funkti
onale Spezialisierung einzelner Projekte den Schluss zulassen, dass jeder Auftrag ei
nen eigenen sachlichen Markt bildet. Denn aufgrund der oftmals kleinteiligen Vorga
ben an verschiedene Rüstungsgüter gibt es aus Sicht der Auftraggeber gerade kaum 
austauschbare Produkte (in diese Richtung etwa – für Avionik-Produkte – EU-Kommis
sion, M.3735, 14.03.2005, Finmeccanica/AMS, Rn. 9).  
 

43  Im Unterschied zu Art. 346 Abs. 1 lit. b AEUV gestattet Art. 21 Abs. 4 Unterabs. 1, 2 Verordnung 
139/2004 es den Mitgliedstaaten, zusätzlich zu der wettbewerbsrechtlichen Prüfung durch die Eu
ropäische Kommission geeignete Maßnahmen zum Schutz ihrer Sicherheitsinteressen zu ergreifen; 
vgl. Birmanns, 2023, Rn. 41. 
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④④③ Allerdings ist bei der Marktabgrenzung neben der Sicht der Nachfrager ergänzend 
die Angebotsseite zu berücksichtigen. Von Bedeutung ist demnach die Fähigkeit von 
Unternehmen, ihre Produktion kurzfristig und mit geringem Aufwand auf andere Pro
dukte umzustellen (sog. Angebotsumstellungsflexibilität). Im Rüstungssektor würde 
der alleinige Blick auf die Sicht der Nachfrager (= staatliche Auftraggeber) und deren 
spezifische Anforderungen an verschiedene Projekte vernachlässigen, dass einzelne 
(Groß-) Unternehmen über die Möglichkeit verfügen, ihre Produktion an unterschied
liche Anforderungen anzupassen. Wettbewerbsdruck entsteht also dadurch, dass 
jene Rüstungsunternehmen ihre Kapazitäten nutzen können, um – jedenfalls in einem 
bestimmten Produktbereich – verschiedene Aufträge bedienen zu können. Eine sach
liche Marktabgrenzung nur anhand der spezifischen Anforderungen an ein Rüstungs
gut und ohne Berücksichtigung der Produktionsumstellungskapazitäten potenzieller 
Lieferanten würde daher zu kurz greifen (Podszun/Wardelmann, 2025, S. 582). 

④④④ Eine weitere Besonderheit der sachlichen Marktabgrenzung im Rüstungssektor 
ist, dass einzelne Produkte mitunter zu „Gesamtsystemen“ zusammengefasst wer
den. So gehen sowohl die Europäische Kommission als auch das Bundeskartellamt 
von einem einheitlichen sachlich relevanten Markt für Gesamtsysteme für gepanzerte 
Militärfahrzeuge aus (EU-Kommission, M.3159, 25.07.2003, Rheinmetall/STN Atlas, 
Rn. 11; BKartA, B4-169/99, 23.03.2000, Rheinmetall/Kuka, Rn. 18). Dies liegt daran, 
dass staatliche Nachfrager die Aufträge für die Entwicklung, Herstellung und Lieferung 
entsprechender Rüstungsgüter an Systemanbieter vergeben. Diese Unternehmen 
stellen die Integration einzelner Teilsysteme bzw. Komponenten sicher und tragen als 
Generalauftragnehmer die Verantwortung für das Gesamtsystem. Unterhalb der 
Ebene der Systemanbieter werden die Märkte für Teilsysteme bzw. Komponenten – 
wie im Rahmen der kartellrechtlichen Marktabgrenzung üblich – tendenziell enger ab
gegrenzt (vgl. zum Ganzen auch Podszun/Wardelmann, 2025, S. 523, 583).  

④④⑤ Bei der räumlichen Marktabgrenzung ist zu berücksichtigen, dass das öffentliche 
Beschaffungswesen infolge der sicherheits- und/oder industriepolitischen Erwägun
gen häufig immer noch national geprägt ist (kritisch dazu bereits Tz. 🡭297 f.). Nach 
dem Bedarfsmarktkonzept ist insoweit tendenziell von nationalen – und weniger von 
europa- oder gar weltweiten – Märkten für Rüstungsgüter auszugehen. Dies gilt insbe
sondere für die vorgenannten Gesamtsysteme (BKartA, B4-169/99, 23.03.2000, 
Rheinmetall/Kuka, Rn. 16; vgl. auch Podszun/Wardelmann, 2025, S. 584). Bei alledem 
gilt, dass infolge europäischer Anstrengungen die militärische Zusammenarbeit zwi
schen den Mitgliedstaaten enger geworden ist. Damit erscheint es nicht gerechtfertigt, 
Sicherheitsinteressen national zu definieren. Sollte die Rüstungsbeschaffung künftig 
hauptsächlich europaweit stattfinden, würde die kartellrechtliche Marktabgrenzung 
entsprechend nachziehen. 
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2.1.2.4 Aktuelle kartellrechtliche Entscheidungspraxis im Rüs
tungssektor 

④④⑥ In den vergangenen Jahren hat es eine umfangreiche Fallpraxis von Europäischer 
Kommission und Bundeskartellamt im Rüstungssektor gegeben, allerdings eher in der 
Zusammenschlusskontrolle als bei der Kartellverfolgung. Die Europäische Kommis
sion hat im Jahr 2023 einen Kartellverstoß auf dem Markt für die Herstellung von Hand
granaten sanktioniert (EU-Kommission, AT.40760, 21.09.2023, Hand grenades). Eine 
Untersagungs- und Bußgeldentscheidung des Bundeskartellamts wegen wettbe
werbswidriger Absprachen bei Rüstungsgütern – namentlich bei Laufpolstern bzw. 
Schwingungsdämpfern für Kettenfahrzeuge – gab es zuletzt im Jahr 2015 (Bundeskar
tellamt, 2015). Darüber hinaus ist über „einfache“ Kooperationen, die nicht der fusi
onskontrollrechtlichen Anmeldepflicht unterliegen, sondern ausschließlich anhand 
des Kartellverbots geprüft werden, öffentlich wenig bekannt. Die Europäische Kom
mission hat jüngst immerhin klargestellt, dass sie den Unternehmen bei Rüstungsko
operationen mit kartellrechtlicher Guidance zur Verfügung steht (Europäische Kom
mission, 2025b, S. 9).  

2.1.2.4.1 Überblick über die Fusionskontrollpraxis der Europäischen Kom
mission 

④④⑦ Fusionskontrollrechtlich hat die Europäische Kommission zuletzt mehrere Zu
sammenschlüsse im Rüstungssektor geprüft. Durchgreifende wettbewerbliche Be
denken hat sie in keinem Fall festgestellt. Die Zusammenschlüsse sind jeweils im Vor
prüfverfahren ohne Nebenbestimmungen freigegeben worden. Beispielhaft sollen die 
folgenden Fälle genannt werden: 

◼ Gründung eines Gemeinschaftsunternehmens durch BAE Systems, Japan Aircraft 
Industrial Enhancement und Leonardo (EU-Kommission, M.11800, 16.06.2025). 
Gegenstand des Gemeinschaftsunternehmens ist die Entwicklung eines Kampf
flugzeugs der sechsten Generation. Die Europäische Kommission stellte fest, dass 
sich die bestehenden horizontalen Überschneidungen zwischen BAE Systems und 
Leonardo im Bereich Mehrzweckkampfflugzeuge auf dem italienischen Markt 
nicht verstärkten. 

◼ Erwerb von Iveco Defence Vehicles und Astra Veicoli Industriali durch Leonardo 
(EU-Kommission, M.12158, 16.03.2026; Entscheidungsgründe noch nicht veröf
fentlicht). Der Zusammenschluss betrifft in erster Linie gepanzerte Kampffahr
zeuge und militärische Lkw.  

◼ Erwerb der Marinesparte Naval Vessels Lürssen durch Rheinmetall (EU-Kommis
sion, 17.02.2026, M.12244). Als Ziele der Transaktion werden insbesondere der 
Ausbau der maritimen Aktivitäten Rheinmetalls und die Stärkung der europäi
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Unternehmen können das Projekt dem Bundeskartellamt zufolge nicht jeweils al
leine realisieren. Zudem überschneiden sich die Tätigkeiten der Unternehmen nur 
in Teilbereichen, oder es bestehe ausreichender Wettbewerb durch andere Unter
nehmen. 

◼ Gründung eines Gemeinschaftsunternehmens durch Nammo Raufoss und Diehl 
Defence (BKartA, B11-28/26, 10.03.2026). Das Gemeinschaftsunternehmen 
wurde für die Zwecke der Ausführung eines Auftrags zur Herstellung und Lieferung 
von Artilleriemunition für die Bundeswehr gegründet, für den die beiden Mutterun
ternehmen als Arbeitsgemeinschaft den Zuschlag erhalten hatten. 

2.1.2.5 Verbleibende wettbewerbliche Bedenken 

④⑤0 Unabhängig von den zuvor genannten Fällen und ihrer Beurteilung durch die Eu
ropäische Kommission bzw. das Bundeskartellamt verbleiben aus Sicht der Monopol
kommission in zweierlei Hinsicht grundsätzliche wettbewerbliche Bedenken. Dies be
trifft zum einen die Gründung von Gemeinschaftsunternehmen zwischen etablierten 
Unternehmen, zumal aus verschiedenen Mitgliedstaaten. Durch solche Zusammen
schlüsse werden mitunter industriepolitische Vorgaben erfüllt (Podszun/Wardel
mann, 2025, S. 527). Wenn die Kooperation mit einem nationalen Hersteller dazu 
führt, dass ausländische Unternehmen überhaupt erst einen, obgleich noch limitier
ten Zugang zu einem nationalen Markt erhalten, ist das grundsätzlich zu begrüßen. 
Positiv ist auch, dass die Gründung der Gemeinschaftsunternehmen anscheinend 
häufig mit dem Ziel erfolgt, einen konkreten Rüstungsauftrag zu erfüllen (Bundeskar
tellamt, 2025b; 2026). Ist der Auftrag einmal abgearbeitet, könnte das Gemein
schaftsunternehmen wieder aufgelöst werden und das Risiko dauerhafter, unter Um
ständen negativer Auswirkungen auf die Marktstruktur wäre theoretisch geringer.  

④⑤② Allerdings kann die Verbindung über ein Gemeinschaftsunternehmen auch dazu 
führen, dass die Muttergesellschaften auf ihren jeweiligen nationalen „Heimatmärk
ten“ langfristig möglicherweise weniger intensiv miteinander konkurrieren. Anerkannt 
ist, dass die Gründung eines Gemeinschaftsunternehmens bzw. die Beteiligung hie
ran eine – über die konzentrative Wirkung des Zusammenschlusses hinausgehende – 
Verhaltenskoordinierung der Muttergesellschaften zur Folge haben kann. Dies gilt ins
besondere, aber nicht nur, wenn die Muttergesellschaften und das Gemeinschafts
unternehmen auf demselben Markt tätig sind. Neben den Vorschriften über die Zu
sammenschlusskontrolle ist dann möglicherweise auch das Kartellverbot einschlägig 
(ausführlich zur Kontrolle von Gemeinschaftsunternehmen Bien, 2014). 

④⑤③ Wettbewerbliche Bedenken sind zum anderen wegen der Gefahr der Bildung von 
Rüstungskonglomeraten angebracht. Konglomerate Zusammenschlüsse, bei denen 

https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Meldung/DE/Pressemitteilungen/2025/01_20_2025_Rheinmetall.html
https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Meldung/DE/Pressemitteilungen/2025/01_20_2025_Rheinmetall.html
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die beteiligten Unternehmen nicht oder nur in Randbereichen miteinander konkurrie
ren und nicht auf vor- bzw. nachgelagerten Märkten tätig sind, werden wettbewerbs
politisch in der Regel weniger kritisch beurteilt als horizontale und vertikale Zusam
menschlüsse. Sie führen weder zu einer unmittelbaren Erhöhung der Marktkonzentra
tion auf demselben Markt noch zu einer direkten Abschottung von vor- oder nachge
lagerten Märkten. Auch wenn die Mehrzahl konglomerater Zusammenschlüsse dem
nach wettbewerblich unbedenklich ist, können sie insofern kritisch zu sehen sein, als 
solche Unternehmen ihre Größe und Finanzkraft sowie ihre Präsenz auf verschiede
nen Märkten nutzen könnten, um Wettbewerber zu verdrängen und Marktzutritts
schranken zu erhöhen. Als mögliche Schadenstheorien konglomerater Zusammen
schlüsse gelten unter anderem Leveraging-, Portfolio- und Spillover-Effekte (Mon
tag/von Bonin, 2023, Rn. 466 ff.; Thomas, 2025, Rn. 434 ff.). Solche Auswirkungen 
sind wiederum oftmals das Ergebnis von Koppelungs- und Bündelungspraktiken. 

④⑤④ Auch einzelne Rüstungsunternehmen können ihr Produktportfolio infolge des ak
tuellen Rüstungsbooms durch Zukäufe diversifizieren und sich in zahlreichen Märkten 
ausbreiten. Koppelungs- und Bündelungspraktiken von Rüstungskonglomeraten dürf
ten zwar in der Regel nicht der Verdrängung von Wettbewerbern dienen, sondern 
durch Sicherheits- und/oder Interoperabilitätsinteressen gerechtfertigt sein. System
geschäfte, wie etwa die Entwicklung, Herstellung und Lieferung gepanzerter Militär
fahrzeuge als Gesamtsysteme (dazu bereits Tz. 🡭333), werden von den Auftraggebern 
häufig entsprechend nachgefragt. Dennoch kann die Folge hiervon sein, dass kleinere 
Hersteller von der Teilnahme an Ausschreibungen faktisch ausgeschlossen und Auf
traggeber (noch) abhängiger von Großunternehmen werden (vgl. auch Sommer, 
2026). Zudem besteht die Gefahr, dass sich Zulieferer von Teilsystemen und Kompo
nenten auf zahlreichen Märkten den Vorgaben einiger weniger Systemanbieter unter
ordnen müssen, etwa bei der Bereitstellung von Schnittstellen moderner Waffensys
teme. Dies wäre umso gravierender, als Rüstungsverträge üblicherweise lange Lauf
zeiten haben, sodass einmal getroffene Entscheidungen eine nachhaltige Wirkung 
entfalten. Zu berücksichtigen ist insoweit aber auch, dass die staatlichen Auftragge
ber den Herstellern bei der Entwicklung von Rüstungsgütern häufig kleinteilige Vorga
ben machen (dazu bereits Tz. 🡭294, 🡭331). Dies könnte etwaigen Abhängigkeiten un
ter den Unternehmen entgegenwirken. 

2.1.2.6 Fazit 

④⑤⑤ Während der Ausschreibungswettbewerb im Rüstungssektor in weiten Teilen de
fizitär ist, erweist sich die kartellbehördliche Kontrolle insgesamt als funktionsfähig. 
Sowohl die Europäische Kommission als auch das Bundeskartellamt prüfen Zusam
menschlüsse in diesem Bereich effizient und – soweit ersichtlich – zugleich mit der 



2 – Würdigung der kartellrechtlichen Entscheidungspraxis 169 

 

 

2.1.3 Das Kraftstoffmaßnahmenpaket und der “Tankrabatt” 

④⑥0 Mit dem Ausbruch des Irankrieges und der Sperrung der Straße von Hormus sind 
die Kraftstoffpreise stark gestiegen. Mit dem Krieg verknappte sich das Angebot an 
Rohöl und Mineralölprodukten. Die unmittelbare Folge waren eine angespannte Ver
sorgungslage und höhere Preise. Zunächst folgt dieser Preisanstieg einer nachvoll
ziehbaren Logik, wonach ein knapperes Angebot bei anhaltender Nachfrage zu höhe
ren Preisen führt. Diese Marktlogik sollte grundsätzlich auch wirken können, weil 
Preise in einer Knappheitssituation eine wichtige Steuerungsfunktion erfüllen und An
reize zum Sparen sowie zur Anpassung von Angebot und Nachfrage setzen. 

④⑥② Die Sektoruntersuchung des Bundeskartellamts zu Raffinerien und Kraftstoff
großhandel deutet jedoch darauf hin, dass auch die Marktstruktur auf den vorgelager
ten Stufen eine wettbewerbshemmende Rolle spielen könnte. Zu den möglichen kriti
schen Marktstrukturmerkmalen zählt das Bundeskartellamt vor allem eine hohe Kon
zentration, vertikale Verflechtungen, hohe Marktzutrittsschranken und zu geringe Aus
weichmöglichkeiten auf der Nachfrageseite. Dadurch könnten sich Preiserhöhungen 
auf den vorgelagerten Märkten leichter und breiter durchsetzen. Die hohe Markttrans
parenz durch Preisnotierungssysteme könne diesen Effekt noch verstärken, weil sie 
Rückschlüsse auf das Verhalten einzelner Anbieter erleichtere und kollusives Verhal
ten stabilisieren könne (Bundeskartellamt 2025). Ein Indikator dafür, dass nicht allein 
der Irankrieg für den starken Preisanstieg verantwortlich war, ist der internationale 
Vergleich der Preisentwicklungen. Dieser zeigt, dass die Kraftstoffpreise in Deutsch
land nach Ausbruch des Irankrieges im europäischen Vergleich besonders schnell 
und stark anstiegen (Duso/Oschmann, 2026). Daraus folgt, dass ein Teil des starken 
Preisanstiegs jedenfalls auch auf Wettbewerbsprobleme der vorgelagerten Marktstu
fen zurückzuführen sein könnte. In eine ähnliche Richtung weisen die Befunde zum 
Ukrainekrieg, währenddessen Raffinerien ihre Preisaufschläge substanziell erhöhen 
konnten (Gregor/Haucap, 2026). 

④⑥③ Kaum ein Preis entfaltet politisch so schnell Wirkung wie der Kraftstoffpreis. Stei
gen Benzin- und Dieselpreise innerhalb kurzer Zeit spürbar an, wächst der Druck auf 
die Politik, schnell sichtbare Antworten zu liefern. So hat auch der jüngste Preisanstieg 
eine rege gesetzgeberische Aktivität ausgelöst, die von Eingriffen in das Kartellrecht 
bis zu kurzfristigen Entlastungsmaßnahmen reicht. 

④⑥④ Die kartellrechtlichen Maßnahmen zielen darauf, strukturelle Wettbewerbsprob
leme auf den Raffinerie- und Großhandelsmärkten gezielter aufzugreifen und dem 
Bundeskartellamt schnellere und wirksamere Eingriffe zu ermöglichen. Dazu gehören 
insbesondere Erleichterungen bei Maßnahmen nach Sektoruntersuchungen sowie 
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neue Instrumente zur Kontrolle möglicher Preismissbräuche auf vorgelagerten Markt
stufen. Damit rückt der Gesetzgeber gerade jene Marktstrukturen in den Blick, von de
nen der womöglich vermeidbare Teil des außergewöhnlich starken Preisanstiegs aus
gehen könnte. Diese politische Reaktion setzt somit an den vermuteten und adressier
baren Ursachen und nicht nur an den Symptomen an. 

④⑥⑤ Daneben sehen die Maßnahmen auch Eingriffe vor, welche die Lage kurzfristig 
entspannen sollen. Hierzu zählen die 12-Uhr-Regel und der sog. „Tankrabatt“ in Form 
einer befristeten Senkung der Energiesteuer. Diese Maßnahmen sollen die akute Be
lastung für Unternehmen sowie Verbraucherinnen und Verbraucher mindern und 
kurzfristig für Entlastung sorgen. Sie verändern jedoch nicht die strukturellen Prob
leme auf den vorgelagerten Märkten und tragen deshalb nicht zu einer langfristigen 
Lösung bei.  

④⑥⑥ Das Bundeskartellamt hat im Anschluss die organisatorischen Voraussetzungen 
für die Durchsetzung der neuen Regelungen geschaffen (BKartA, 2026). Hierzu wurde 
die bisherige Beschlussabteilung V personell verstärkt und als künftig zuständige 
13. Beschlussabteilung auf Verfahren im Mineralöl- und Kraftstoffbereich speziali
siert. Sie soll neben der Markttransparenzstelle für Kraftstoffe, die die Preisdaten der 
Tankstellen überwacht und künftig insbesondere die Einhaltung der sog. „12-Uhr-Re
gel“ kontrollieren soll, die neuen kartellrechtlichen Regeln zur Anwendung bringen. 

2.1.3.1 Kartellrechtliche Maßnahmen 

2.1.3.1.1 Vereinfachung von Sektoruntersuchungen (§ 32f Abs. 3 GWB) 

④⑥⑦ Durch eine Neufassung des § 32f Abs. 3 GWB hat der Gesetzgeber zunächst aus 
dem bisher zweistufigen Verfahren zur Auferlegung von Abhilfemaßnahmen im An
schluss an eine Sektoruntersuchung eine Verfahrensstufe gestrichen und strebt damit 
an, laufende und künftige Verfahren schneller auf den Weg bringen zu können (Deut
scher Bundestag 2026, S. 2, 8, 15). Bisher musste das Bundeskartellamt im An
schluss an eine Sektoruntersuchung zunächst in einem separaten Verfahren das Vor
liegen einer erheblichen und fortwährenden Störung des Wettbewerbs feststellen 
(§ 32f Abs. 3 Satz 1 GWB a. F.). Diese Verfügung war bereits an konkrete Unternehmen 
zu richten, die als Adressaten von Abhilfemaßnahmen in Betracht kommen (S. 2 a. F.). 
Im Anschluss daran konnte das Bundeskartellamt in einem weiteren Verfahren Abhil
femaßnahmen gemäß § 32f Abs. 3 Satz 6 und 7 GWB a. F. auferlegen. 

④⑥⑧ Die Neufassung durch das Kraftstoffmaßnahmenpaket streicht nun das sepa
rate Verfahren zur Feststellung der Wettbewerbsstörung. Diese Voraussetzung soll ab 
sofort inzident bei der Auferlegung von Abhilfemaßnahmen geprüft werden. Es ergeht 
dann eine einheitliche Entscheidung über das Vorliegen der Wettbewerbsstörung und 
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2.1.3.2 Kurzfristige Eingriffe in die Preisbildung 

2.1.3.2.1 Die “12-Uhr-Regel” 

④⑨③ Die “12-Uhr-Regel” adressiert die als problematisch empfundene hohe Preisän
derungsfrequenz an vielen Tankstellen, auf die auch schon das Bundeskartellamt in 
seiner Sektoruntersuchung hingewiesen hat (Bundeskartellamt 2025). Sie führe – so 
der Gesetzgeber – dazu, dass Autofahrerinnen und Autofahrer, die sich über Preisver
gleich-Apps informieren, vor der Situation stünden, dass sich die Preise schon wieder 
geändert hätten, wenn sie die Tankstelle erreichen (Deutscher Bundestag 2026, S. 1, 
8, 11). Um das Vertrauen in die Verlässlichkeit der über die MTS-K bereitgestellten In
formationen wieder herzustellen, werden Preiserhöhungen nun nur noch einmal am 
Tag um 12:00 Uhr gestattet. Preissenkungen bleiben dagegen unbegrenzt möglich. 

④⑨④ Festgeschrieben wird diese Regel in § 2 Abs. 1 des neu eingeführten “Kraftstoff
preisanpassungsgesetz” (KPAnG). Sie gilt für Betreiber öffentlicher Tankstellen und 
Unternehmen, die öffentlichen Tankstellen die Verkaufspreise für Kraftstoffe vorge
ben, und damit für denselben Adressatenkreis, der nach § 47k Abs. 2 GWB verpflichtet 
ist, Preisänderungen an die MTS-K zu melden. Betroffen sind die Änderungen der Ver
kaufspreise für sämtliche Otto- und Dieselkraftstoffe.49 Damit sind nicht nur die regu
lären Kraftstoffsorten, sondern beispielsweise auch Sonder- und Premiumprodukte 
wie Super Plus, B10 oder HVO 100 von der Regelung erfasst (Deutscher Bundestag 
2026a, S. 7, 12). Die Aufdeckung von Verstößen ist bei Letzteren bisher allerdings 
schwieriger, weil Preisänderungen bisher nicht an die MTSK gemeldet werden müssen 
(vgl. § 4 Abs. 2 MTSKraftV50). Im Rahmen der GWB-Novelle soll die Meldepflicht nun 
allerdings auch auf Super Plus ausgeweitet werden (vgl. § 47k Abs. 2 Satz 1 GWB-E). 

④⑨⑤ Verstöße gegen die 12-Uhr-Regel können mit einem Bußgeld geahndet werden. 
Zuständig für den Vollzug sind Behörden der Länder. Sofern sich aus den Meldungen 
der Tankstellen an die MTS-K ein Verstoß gegen die 12-Uhr-Regel ergibt, informiert sie 
die zuständige Behörde und gibt den Vorgang einschließlich aller benötigten Informa
tionen und Daten an sie ab (§ 47k Abs. 4 Satz 1, 2 GWB). Die zuständige Landesbe
hörde verfolgt in diesen Fällen auch Verstöße gegen die Meldepflicht, die tateinheitlich 
mit einem Verstoß gegen die 12-Uhr-Regel begangen werden (§ 82 Abs. 1a GWB). 
Während das Bundeskartellamt die Verstöße durch die automatisierten Meldungen 
an die MTS-K ohne Weiteres ermitteln kann, läuft die Durchsetzung durch die Landes
behörden noch an. 

 

49  Nicht betroffen sind z. B. Flug- und Schiffskraftstoffe, vgl. Deutscher Bundestag 2026, S. 14. 
50  MTS-Kraftstoff-Verordnung vom 22. März 2013 (BGBl. I S. 595, 3245); 2013 I S. 3304), die durch Ar

tikel 27 des Gesetzes vom 6. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 149) geändert worden ist. 
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wicklung in Deutschland ohne Steuersenkung. Der Preiseffekt wird mithilfe eines Dif
ferenz-von-Differenzen-Ansatzes aus der Veränderung des Preisabstands zwischen 
beiden Ländern vor und nach Einführung des Tankrabatts geschätzt.52 Französische 
TotalEnergies- und Autobahntankstellen werden wegen eines dort geltenden freiwilli
gen Preisdeckels aus der Vergleichsgruppe ausgeschlossen. 

④⑩③ Die Ergebnisse zeigen, dass die Steuersenkung von rund 17 Cent je Liter weitge
hend, aber nicht vollständig weitergegeben wurde. Im Durchschnitt sanken die deut
schen Preise relativ zu jenen in  Frankreich je nach Kraftstoffart um etwa 15 bis 16 Cent 
je Liter. Damit kamen schätzungsweise 100 bis 200 Mio. Euro des insgesamt rund 1,6 
Mrd. Euro umfassenden Entlastungsvolumens nicht bei den Verbraucherinnen und 
Verbrauchern an. Zugleich unterscheidet sich die Weitergabe deutlich nach regionaler 
Versorgungsstruktur. Im Nordwesten betrug der geschätzte Preisrückgang 16,7 bis 
17,3 Cent je Liter, im Süden dagegen nur 13,3 bis 14,9 Cent. Besonders ausgeprägt 
waren die Unterschiede bei Diesel, bei dem zwischen Nordwesten und Süden eine 
Differenz von 3,4 Cent je Liter bestand, wohingegen es bei E5 und E10 nur jeweils rund 
2,4 Cent waren. Die regionalen Muster deuten darauf hin, dass die Wettbewerbsver
hältnisse auf der Raffinerie- und Großhandelsstufe die Weitergabe der Steuersenkung 
beeinflusst haben. 

④⑩④ Dass die vorgelagerte Versorgungsstruktur die Kraftstoffpreise maßgeblich prägt, 
bestätigt die in Abschnitt 🡭2.4 dargestellte Ex-post-Evaluation des Zusammenschlus
ses von EG Group und OMV. Dort lassen sich die regional unterschiedlichen Preisef
fekte nicht durch den lokalen Wettbewerb zwischen Tankstellen erklären, sondern 
durch die Raffinerie- und Lieferstruktur. Beide Analysen deuten damit auf das selbe 
Problem hin: Über Preisniveau und Weitergabe von Kostenänderungen entscheidet 
weniger der Wettbewerb an der Tankstelle als der Wettbewerb auf der vorgelagerten 
Raffinerie- und Großhandelsebene. 

2.1.3.3 Fazit 

④⑩⑤ Mit dem Kraftstoffmaßnahmenpaket hat der Gesetzgeber den Wettbewerbsbe
hörden weitere – teilweise spezifisch auf den Kraftstoffsektor zugeschnittene – Ermitt
lungsinstrumente zur Verfügung gestellt, mit denen die Wettbewerbsaufsicht im Kraft
stoffsektor erleichtert und effektiviert werden soll. Weitere Maßnahmen sieht der Re
ferentenentwurf für eine 12. GWB-Novelle vor. Die Auswirkungen der beiden Geset
zespakete insbesondere auf das laufende § 32f GWB-Verfahren sollte jedoch nicht 
überbewertet werden. Von größerer Bedeutung ist, die bestehenden Instrumente zü
gig und effektiv zur Anwendung zu bringen, um die marktstrukturellen Probleme auf 
 

52  Der Ansatz entspricht dem in 🡭Box 2.2 erläuterten Differenz-von-Differenzen-Ansatz. Anders als 
dort steht hier jedoch nicht die Schätzung eines Kartellaufschlags im Mittelpunkt, sondern die Frage, 
wie stark die Preise nach Einführung der Energiesteuersenkung an den Tankstellen gesunken sind. 
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Verbrauch bewegen. Hinzu kommt eine verteilungspolitische Dimension, denn der 
Tankrabatt entlastet vor allem Vielfahrerinnen und Vielfahrer sowie Fahrzeuge mit ho
hem Verbrauch. Die Monopolkommission begrüßt daher, dass die Bundesregierung 
auf eine Verlängerung des Tankrabatts verzichtet. Zukünftig sollte auf kurzfristige Ein
griffe in die freie Preisbildung verzichtet werden und stattdessen der Fokus auf die Lö
sung struktureller Wettbewerbsprobleme gerichtet werden. 

 

◼ Das Bundeskartellamt sollte das begonnene Verfahren nach § 32f GWB auf Basis 
der ihm zur Verfügung stehenden Instrumente und Daten mit Nachdruck fortfüh
ren. 

◼ Nachhaltige strukturelle Lösungen sind gegenüber sektorspezifischen Marktein
griffen und ordnungspolitisch fragwürdigen Preiskontrollen vorzugswürdig. 

◼ Auf Eingriffe in die freie Preisbildung wie den „Tankrabatt“ sollte zukünftig verzich
tet werden, weil sie teuer sind, asymmetrisch entlasten und vor allem knappheits
bedingte Preissignale dämpfen. Die 12-Uhr-Regel sollte evaluiert und gegebenen
falls weiterentwickelt werden. 

2.2 Überblick über die legislativen Entwicklungen 

④⑩⑨ In diesem Abschnitt gibt die Monopolkommission einen Überblick über ausge
wählte legislative Entwicklungen in Deutschland sowie auf Unionsebene. Dies sind 
der Referentenentwurf für eine 12. GWB-Novelle (dazu Abschnitt 🡭2.2.1) das Kran
kenhausreformanpassungsgesetz (dazu Abschnitt 🡭2.2.2) und der Entwurf der neuen 
Fusionskontroll-Leitlinien (dazu Abschnitt 🡭2.2.3). Das Kraftstoffmaßnahmenpaket 
wurde bereits in einem separaten Abschnitt behandelt (dazu Abschnitt 🡭2.1.3). 

2.2.1 Referentenentwurf für eine 12. GWB-Novelle 

④⑩⑩ Das BMWE hat am 5. Juni 2026 einen Referentenentwurf für eine 12. GWB-No
velle vorgelegt (Bearbeitungsstand: 04.06.2026, 14:00 Uhr; RefE) und zugleich die 
Länder- und Verbändeanhörung eingeleitet. Die Schwerpunkte des Referentenent
wurfs bilden Änderungen im Bereich der Fusionskontrolle, neue Ermittlungsbefug
nisse im Zusammenhang mit öffentlichen Vergabeverfahren sowie verschiedene An
passungen des kartellbehördlichen und gerichtlichen Verfahrens. Die Monopolkom
mission begrüßt den schlanken, auf Entbürokratisierung und einen effizienteren Res

Empfehlungen  
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sourceneinsatz gerichteten Zuschnitt des Entwurfs und bewertet ihn insgesamt posi
tiv. Sie teilt dieses Ziel ausdrücklich, weist aber darauf hin, dass einzelne Maßnahmen 
keine echte Entlastung bewirken oder über das Ziel hinausgehen; diese Vorschläge 
sieht sie kritisch. Zudem fehlen einige Punkte, die sie für wichtig hält. Bei anderen 
Punkten ist es dagegen begrüßenswert, dass sie nicht in das Gesetz aufgenommen 
werden sollen. Im Einzelnen: 

2.2.1.1 Änderungen in der Fusionskontrolle 

2.2.1.1.1 Anhebung der Umsatzschwellen 

⑤00 Der Entwurf sieht zunächst eine deutliche Anhebung der Umsatzschwellen vor. 
Die weltweite Umsatzschwelle soll von bislang EUR 500 Mio. auf EUR 750 Mio. und 
die beiden Inlandsumsatzschwellen sollen von EUR 50 Mio. auf EUR 75 Mio. bzw. von 
EUR 17,5 Mio. auf EUR 20 Mio. angehoben werden, § 35 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 lit. a 
GWB-E. Die Anpassungen werden mit dem Erfordernis begründet, die Wirtschaft wei
ter zu entlasten und behördliche Ressourcen effizienter einzusetzen (Bundesministe
rium für Wirtschaft und Energie, 2026, S. 33). 

⑤0② Die Monopolkommission hat sich zuvor gegen eine erneute Erhöhung der 
Schwellenwerte ausgesprochen (Monopolkommission, 2024, Tz. 258). Bereits durch 
die 10. GWB-Novelle im Jahr 2021 wurden die beiden Inlandsumsatzschwellen erheb
lich erhöht, und zwar von EUR 25 Mio. auf EUR 50 Mio. bzw. EUR 5 Mio. auf EUR 17,5 
Mio. Nach dieser Reform sanken die Anmeldezahlen um beinahe ein Drittel, bevor die 
Anmeldungen in den Jahren 2024/2025 wieder – jedoch nur geringfügig – gestiegen 
sind. Die Schwellenwerte waren zuvor über einen langen Zeitraum unverändert geblie
ben, obwohl die deutsche Fusionskontrolle im internationalen Vergleich weiterhin ver
gleichsweise niedrige Umsatzschwellen aufwies. Eine weitere substanzielle Anhe
bung der Umsatzschwellen schon nach kurzer Zeit begründet dagegen – isoliert be
trachtet – die Gefahr, dass die Effektivität der Fusionskontrolle beeinträchtigt wird.  

⑤0③ Die Fusionskontrolle dient dazu, das Entstehen wirtschaftlicher Macht zu verhin
dern. Machtpositionen sind häufig unabhängig von hohen Umsätzen. So ist gerade im 
Anwendungsbereich der nationalen Fusionskontrolle die Prüfung eher kleiner regio
naler Zusammenschlüsse wichtig. Durch eine Anhebung der Schwellen könnten sol
che Zusammenschlüsse vermehrt der Fusionskontrollpflicht entzogen sein. Das 
BMWE geht selbst von einer voraussichtlichen Verringerung um ca. 13-14 Prozent, d. 
h. 120 Fusionskontrollverfahren jährlich aus, einschließlich eines Hauptprüfverfah
rens (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, 2026, S. 24). Hinzu kommt eine 
gewisse Vorfeldwirkung der Fusionskontrolle. Demnach werden einzelne Zusammen
schlussvorhaben angesichts eines zu erwartenden behördlichen Vetos erst gar nicht 
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⑤0⑧ Zum anderen schafft das Verfahren zusätzliche Rechtsunsicherheit. Die Voraus
setzungen für ein Einschreiten des Bundeskartellamts sind vergleichsweise offen for
muliert. Unternehmen müssen daher zunächst abwarten, ob eine Aufforderung zur 
Anmeldung des betreffenden Zusammenschlusses erfolgt. Im Fall eines solchen Call-
ins verlängert sich die Verfahrensdauer sogar gegenüber dem heutigen System, da auf 
die Anzeigephase noch ein reguläres Fusionskontrollverfahren folgt. Aus behördlicher 
Sicht ist zudem fraglich, ob sich die erhofften Effizienzgewinne tatsächlich realisieren 
lassen. Das Bundeskartellamt wird bereits die eingehenden Anzeigen einer ersten Prü
fung unterziehen müssen. Die weiten gesetzlichen Kriterien könnten dann dazu füh
ren, dass die Behörde vorsorglich in einer größeren Zahl von Fällen eine Anmeldung 
verlangt. Dabei sollte auch erwogen werden, dass die Branchenkenntnis einzelner Be
schlussabteilungen durch die insgesamt abnehmende Anzahl an Fusionskontrollver
fahren (dazu bereits Abschn. 1.1) tendenziell reduziert werden könnte. Insgesamt be
steht daher das Risiko, dass das neue Verfahren zusätzlichen Verfahrensaufwand er
zeugt, ohne den Prüfaufwand wesentlich zu reduzieren. 

⑤0⑨ Aus Sicht der Monopolkommission ist das Anzeigesystem eine interessante Neu
erung, die jedoch in der vorliegenden Form noch nicht den gewünschten Entlastungs
effekt mit sich bringt. Für eine Wirksamkeit sollte der Umfang der von den Unterneh
men für die Anzeige eines Zusammenschlusses beizubringenden Angaben abgesenkt 
werden. Gelingt dies nicht, spricht mehr dafür, beim einheitlichen Anmeldesystem zu 
bleiben. 

2.2.1.1.4 Stärkung eines Drittrechtsschutzes bei der Ministererlaubnis 

⑤0⑩ Der Referentenentwurf sieht vor, die Einschränkung des Drittrechtsschutzes ge
gen eine Ministererlaubnis aufzuheben. Seit der 9. GWB-Novelle im Jahr 2017 steht 
Dritten die Beschwerde gegen eine solche Entscheidung nur zu, wenn sie in eigenen 
Rechten verletzt sind, § 73 Abs. 2 Satz 2 GWB. Die Monopolkommission begrüßt die 
im Referentenentwurf vorgeschlagene Streichung dieser Vorschrift. Sie hat frühzeitig 
empfohlen, die Einschränkung der Drittklagebefugnis gegen eine Ministererlaubnis 
rückgängig zu machen (Monopolkommission, 2018, Tz. 914 ff.). Aus wettbewerbspo
litischer Sicht ist ein effektiver Zugang zur gerichtlichen Kontrolle derartiger Entschei
dungen, die nur durch wenige inhaltliche Vorgaben beschränkt werden, besonders 
wünschenswert. 

2.2.1.2 Einführung eines Vergabe-Screenings 

⑤②0 Der Referentenentwurf sieht die Einführung eines Vergabe-Screenings vor. Nach 
§ 114 Abs. 4 GWB E sollen öffentliche Auftraggeber in Vergabeverfahren oberhalb der 
EU-Schwellenwerte künftig nicht nur den Zuschlagsempfänger, sondern sämtliche 
Bewerber und Bieter zentral melden. Die zu meldenden Daten umfassen Name und 
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Adresse, die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer und, soweit vorhanden, die bun
deseinheitliche Wirtschafts-Identifikationsnummer sowie den Preis oder die Kosten 
des Angebots, soweit ein solches erfolgt ist. Die Daten werden beim Datenservice Öf
fentlicher Einkauf gespeichert, der beim Beschaffungsamt des Bundesministeriums 
des Innern angesiedelt ist. Nach § 32h Abs. 1 GWB-E soll das Bundeskartellamt Zugriff 
auf die Daten erhalten und befugt sein, sie systematisch und verdachtsunabhängig im 
Hinblick auf mögliche Verstöße gegen das Kartellverbot auszuwerten. Die Regelung 
schafft damit eine gesetzliche Grundlage für ein datenbasiertes Screening öffentlicher 
Vergabeverfahren in Deutschland. In anderen Ländern existieren entsprechende Be
fugnisse bereits; die Begründung des Referentenentwurfs nennt ausdrücklich Grie
chenland und Dänemark (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, 2026, S. 
32). Auch die akademische Literatur und Diskussion zu Indikatoren und möglichen 
Ansätzen ist bereits fortgeschritten (vgl. nur Kruse, 2023; OECD, 2022). Neuere For
schung zeigt zudem, dass sich öffentliche Unternehmenskommunikation mithilfe von 
Natural Language Processing auf Hinweise für Kollusion untersuchen lässt. Dieser An
satz floss bereits in die Nachprüfungen der Europäischen Kommission im Autoreifen
sektor 2024 ein (Duso u. a., 2026a). 

⑤②② Die Monopolkommission begrüßt die im Referentenentwurf vorgesehene Einfüh
rung eines Vergabe-Screenings. Die zentrale Verfügbarkeit von Vergabedaten und der 
Zugriff des Bundeskartellamts auf diese Daten dürften die Aufdeckungswahrschein
lichkeit von wettbewerbsbeschränkenden Absprachen bei öffentlichen Ausschrei
bungen erheblich steigern. Das Vergabe-Screening stellt damit einen sinnvollen 
Schritt zur Stärkung der Kartellrechtsdurchsetzung im Beschaffungswesen dar. Mit 
der Einführung des Vergabe-Screenings verbindet die Monopolkommission zudem die 
Hoffnung, dass datenbasierte Analysen künftig insgesamt eine größere Rolle bei der 
Durchsetzung des Wettbewerbsrechts einnehmen werden („computational anti
trust“). 

2.2.1.3 Wegfall eines besonderen Feststellungsinteresses 

⑤②③ Für die kartellbehördliche Feststellung eines Kartellrechtsverstoßes auch nach 
dessen Beendigung soll künftig kein besonderes Feststellungsinteresse mehr erfor
derlich sein. Hierzu sollen in § 32 Abs. 3 GWB die Wörter „soweit ein berechtigtes In
teresse besteht“ gestrichen werden. Der Referentenentwurf sieht in der Änderung eine 
Klarstellung, da bereits die bestehende Vorschrift aufgrund von Art. 10 Abs. 1 Unter
abs. 2 Richtlinie (EU) 2019/1 richtlinienkonform auszulegen sei (Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie, 2026, S. 30). Die Monopolkommission begrüßt den Anpas
sungsvorschlag. Die Erleichterung der nachträglichen Feststellung eines Verstoßes ist 
wünschenswert vor allem mit Blick auf die private Durchsetzung und die Bindungswir
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kung der kartellbehördlichen Entscheidung für das gerichtliche Schadensersatzver
fahren gemäß § 33b GWB (so auch OLG Düsseldorf, VI-Kart 4/22 (V), 28.08.2024, 
Stihl). 

2.2.1.4 Erweiterung des Anspruchs auf eine Entscheidung, dass 
kein Anlass zum Tätigwerden besteht 

⑤②④ Unternehmen sollen künftig nicht nur bei horizontalen, sondern auch bei vertika
len/konglomeraten Kooperationen einen Anspruch auf eine Entscheidung des Bun
deskartellamts, dass kein Anlass zum Tätigwerden besteht (§ 32c Abs. 1 GWB), ha
ben. Hierzu sollen in § 32c Abs. 4 Satz 1 GWB die Wörter „mit Wettbewerbern“ gestri
chen werden. Aus Sicht der Monopolkommission ist die Streichung nachvollziehbar. 
Kooperationen zwischen Nicht-Wettbewerbern dürften an Bedeutung gewinnen; der 
Referentenentwurf verweist beispielhaft auf Datenpools (Bundesministerium für Wirt
schaft und Energie, 2026, S. 31). Auch bei solchen Kooperationen kann die Schaffung 
zusätzlicher Rechtssicherheit im Einzelfall geboten sein. Zugleich scheint der An
spruch aus § 32c Abs. 4 Satz 1 GWB bislang weniger häufig geltend gemacht worden 
zu sein als ursprünglich erwartet, sodass die Ressourcen des Bundeskartellamts 
nicht übermäßig in Anspruch genommen werden (Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie, 2026, S. 31). 

⑤②⑤ Auch bei den weiteren Voraussetzungen für den Antrag auf eine Entscheidung 
des Bundeskartellamts sollte eine Streichung vorgenommen werden. Nach aktueller 
Rechtslage muss „ein erhebliches rechtliches und wirtschaftliches Interesse“ an ei
ner Entscheidung des Bundeskartellamts bestehen. Die Monopolkommission emp
fiehlt, das Wort „erhebliches“ zu streichen. Dadurch würde den Unternehmen die Gel
tendmachung des Anspruchs aus § 32c Abs. 4 Satz 1 GWB zusätzlich erleichtert, ohne 
dass beim Bundeskartellamt mit Kapazitätsengpässen zu rechnen ist. 

2.2.1.5 Änderungen bei den Verfahrensrechten 

⑤②⑥ Der Referentenentwurf sieht eine Neufassung der Rechte auf Anhörung und Ak
teneinsicht vor. Der bisherige § 56 GWB soll auf drei Vorschriften – §§ 56, 56a und 56b 
GWB E – aufgeteilt werden. Das macht die Vorschrift(en) nicht nur übersichtlicher, 
sondern geht auch mit inhaltlichen Änderungen einher, die unter anderem der Verfah
rensbeschleunigung dienen. Dieses Anliegen ist grundsätzlich richtig; Wettbewerbs
verfahren müssen schneller und effizienter werden. 

⑤②⑦ Allerdings enthält der Referentenentwurf auch Anpassungsvorschläge, gegen
über denen Bedenken bestehen. So ist in § 56 Abs. 1 Satz 2 GWB-E vorgesehen, dass 
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die Akteneinsicht von Beigeladenen, die an dem streitigen Rechtsverhältnis nicht der
art beteiligt sind, dass die Entscheidung auch ihnen gegenüber nur einheitlich ergehen 
kann, im Ermessen der Kartellbehörde steht. Der Referentenentwurf spricht hier unter 
Bezugnahme auf die Rechtsprechung des BGH von einer gesetzlichen Klarstellung 
(Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, 2026, S. 49; vgl. BGH, KVB 69/23, 
20.02.2024, Google Offenlegung). Für die vorgesehene Anpassung bei der Aktenein
sicht von einfach Beigeladenen spricht, dass die Gewährung von Verfahrensrechten 
durch die Kartellbehörde aufwendig sein kann, insbesondere wegen der Schwärzung 
von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen anderer Unternehmen. Dennoch erscheint 
es nicht angemessen, die Beteiligungsrechte von Dritten einzuschränken. Dritte sto
ßen kartellbehördliche Verfahren häufig erst an und tragen maßgeblich zu ihrem Fort
gang bei. Ihre Verfahrensposition sollte eher gestärkt denn geschwächt werden. 

⑤②⑧ Ähnliches gilt für die Ergänzung des § 73 Abs. 1 Satz 2 GWB-E, wonach be
stimmte Verfahrenshandlungen durch die Beteiligten vor Gericht erst zusammen mit 
der abschließenden Sachentscheidung angegriffen werden können. Der Vorschlag 
hat zwar eher deklaratorischen Charakter, da die entsprechende Rechtslage bereits 
aus § 44a VwGO folgt. Vor dem Hintergrund der abweichenden Auffassung des OLG 
Düsseldorf (VI-Kart 5/22 (V), 21.12.2022, Stihl Beiladung) sah der Referentenentwurf 
Anlass, diese Rechtsfolge ausdrücklich im GWB zu verankern (Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie, 2026, S. 53). Auch dieser Vorschlag ist im Ergebnis aber Aus
druck einer restriktiven Handhabung der Verfahrensrechte der Beteiligten. 

⑤②⑨ Die Monopolkommission hat in ihrem Policy Brief zum EU-Wettbewerbsrecht be
reits vorgeschlagen, Verfahrensfristen mit Meilensteinen einzuführen und das Verfah
ren bei der Europäischen Kommission frühzeitig auf einige wenige, klar strukturierte 
Schriftsatzrunden sowie mündliche Anhörungen auszurichten. Dies würde zu schnel
leren Verfahren und kürzeren Entscheidungen führen, die auf das Wesentliche kon
zentriert wären (Monopolkommission, 2025b, S. 2 f.). 

⑤②⑩ Die Monopolkommission begrüßt die übersichtlichere Fassung der Regelungen 
zum Verfahren. Kartellbehördliche Verfahren müssen beschleunigt werden. Das 
Spannungsfeld zwischen zügiger und effizienter Verfahrensführung, angemessenen 
Verteidigungsrechten der Betroffenen und den Rechten Dritter wird mit weiteren Vor
schlägen in einem Sondergutachten der Monopolkommission ausgelotet werden. 

2.2.1.6 Stärkere Digitalisierung und umfassende Veröffentli
chungspflichten 

⑤③0 Der Referentenentwurf enthält an mehreren Stellen Vorgaben für eine stärkere 
Digitalisierung der Behördenverfahren sowie für umfassende Veröffentlichungen des 
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Bundeskartellamts. Mit Blick auf den Digitalisierungsaspekt ist besonders erwäh
nenswert, dass ab dem Jahr 2028 Fusionskontrollanmeldungen nur noch in elektroni
scher Form beim Bundeskartellamt eingereicht werden sollen (§ 39 Abs. 1 Satz 3 i. V. 
m. § 187 Abs. 15 GWB-E). Außerdem sollen förmliche Auskunftsverlangen der Kartell
behörden künftig durch elektronische Übermittlung bekanntgegeben werden können 
(§ 59 Abs. 5 Satz 3 und 4 GWB-E).  

⑤③② Die neuen Veröffentlichungsvorgaben in § 43 Abs. 4 bzw. § 61 Abs. 3 Satz 2 GWB-
E sehen vor, dass das Bundeskartellamt zahlreiche Entscheidungen in Verwaltungs
verfahren auf seiner Internetseite veröffentlicht. Bislang gibt es lediglich gewisse Mit
teilungspflichten bei Bußgeldentscheidungen (§ 53 Abs. 5 GWB). Künftig müssen Ver
waltungsentscheidungen im Volltext veröffentlicht werden, soweit nicht wichtige 
Gründe im Sinne von § 56 Abs. 2 Satz 1 GWB-E entgegenstehen (Sicherstellung der 
ordnungsgemäßen Erfüllung der Aufgaben der Behörde, Wahrung des Geheimschut
zes oder von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen oder sonstigen schutzwürdigen 
Interessen des Betroffenen). Der Referentenentwurf stellt klar, dass die Veröffentli
chung ungeachtet eines anhängigen Rechtsmittelverfahrens erfolgen soll und etwai
gen Ausnahmen durch Schwärzungen Rechnung getragen werden kann (Bundesmi
nisterium für Wirtschaft und Energie, 2026, S. 51). 

⑤③③ Die Monopolkommission begrüßt die Anpassungsvorschläge. Die stärkere Digi
talisierung kann zu schnelleren und effizienteren Behördenverfahren führen. Die Ver
öffentlichungspflichten erhöhen die Transparenz des Handelns des Bundeskartell
amts und verbessern die Kontrolle der getroffenen Entscheidungen. Die Monopolkom
mission setzt sich seit Jahren für eine stärkere Ex-post-Kontrolle insbesondere im Be
reich der Fusionskontrolle ein (vgl. Monopolkommission, 2024, Tz. 352 ff.). Zwar ver
öffentlicht das Bundeskartellamt auch jetzt schon einen Großteil seiner Entscheidun
gen. Die gesetzliche Vorgabe dürfte aber dazu führen, dass diese Praxis noch erheb
lich ausgeweitet wird. Dabei wird der Mehrwert der Veröffentlichungen auch davon 
abhängen, dass diese zeitnah erfolgen. Deshalb sollte in § 43 Abs. 4 bzw. § 61 Abs. 3 
Satz 2 GWB-E ergänzt werden, dass das Bundeskartellamt die Entscheidung „unver
züglich nach Erlass im Volltext auf seiner Internetseite veröffentlichen“ soll. 

2.2.1.7 Begrenzung der Amtszeit der Präsidentin oder des Präsi
denten des Bundeskartellamts 

⑤③④ Der Referentenentwurf sieht vor, die Amtszeit der Präsidentin oder des Präsiden
ten des Bundeskartellamts auf acht Jahre zu befristen, § 51a Abs. 1 Satz 2 GWB-E. Für 
diese Dauer soll ein Beamtenverhältnis auf Zeit begründet werden. Die Monopolkom
mission befasst sich im Rahmen der Vorbereitung eines Sondergutachtens zurzeit mit 
dem Bundeskartellamt als Institution. Dabei werden auch solche Fragen thematisiert.  
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⑤③⑤ Auch aus Sicht der Monopolkommission sprechen die besseren Gründe für eine 
Befristung der Amtszeit, wobei ihr eine Dauer von acht Jahren als sachgerecht er
scheint. Der Referentenentwurf weist zu Recht darauf hin, dass bei allen anderen 
Wettbewerbsbehörden in der Europäischen Union sowie wie bei vergleichbaren deut
schen Behörden eine Befristung der Amtszeit üblich ist (Bundesministerium für Wirt
schaft und Energie, 2026, S. 45). Allerdings sollte in der Regelung selbst klargestellt 
werden, dass eine Wiederernennungsmöglichkeit nicht besteht, die Amtszeit der Prä
sidentin oder des Präsidenten des Bundeskartellamts also auf eine einmalige Dauer 
von acht Jahren befristet ist. Derzeit findet sich eine entsprechende Aussage aus
schließlich – und ziemlich versteckt – in der Gesetzesbegründung (Bundesministe
rium für Wirtschaft und Energie, 2026, S. 22). 

2.2.1.8 Einführung der zulassungsfreien Rechtsbeschwerde 

⑤③⑥ Die Rechtsbeschwerde gegen Entscheidungen des OLG Düsseldorf an den Bun-
desgerichtshof sollen künftig zulassungsfrei sein, § 77 Satz 2 GWB-E. Die Monopol-
kommission begrüßt die Einführung der zulassungsfreien Rechtsbeschwerde. Kar-
tellbehördliche Verfahren sind stets von großer Bedeutung. Ihre gerichtliche Überprü
fung ist zudem so selten, dass die Möglichkeiten des BGH, sich zu entsprechenden 
Rechtsfragen zu äußern, nicht noch künstlich erschwert werden sollte. Eine Überlas
tung des BGH mit derartigen Verfahren ist nicht zu erwarten. Die im Referentenentwurf 
vorgesehene Abhilfe ist besonders positiv zu bewerten. 

2.2.1.9 Verlängerung der sektorspezifischen Missbrauchsaufsicht 
im Energiesektor 

⑤③⑦ Der Referentenentwurf sieht eine Verlängerung der in § 29 GWB verankerten be
sonderen Missbrauchsaufsicht für den Energiesektor bis zum 31. Dezember 2032 vor 
(§ 187 Abs. 1 GWB-E). Die Norm war zunächst 2007 eingeführt worden und auf fünf 
Jahre befristet, ihr Anwendungsbereich wurde allerdings wiederholt – zuletzt bis zum 
31. Dezember 2027 – verlängert. Die als temporäre Ausnahmevorschrift gedachte Re
gelung würde dann für insgesamt 25 Jahre gelten. 

⑤③⑧ Die Monopolkommission hat § 29 GWB angesichts ordnungspolitischer und 
wettbewerbstheoretischer Risiken sowie praktischer Probleme wiederholt kritisiert 
(vgl. etwa Monopolkommission, 2011, Tz. 710 ff.; Monopolkommission, 2012, Tz. 92 
ff.). Der Referentenentwurf begründet die neuerliche Verlängerung mit der Erwartung, 
dass es angesichts monopolistischer Marktpositionen auch künftig zu missbräuchli
chen Verhaltensweisen durch Versorgungsunternehmen kommen könne (Bundesmi
nisterium für Wirtschaft und Energie, 2026, S. 60 f.). Derartige Bedenken können die 
Aufrechterhaltung einer sektorspezifischen Sonderregel jedoch für sich genommen 
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dadurch an Flexibilität verliert. So könnte sich der Vollzug wettbewerblich unbedenk
licher Zusammenschlüsse, die bislang innerhalb eines Monats durch das Bundeskar
tellamt freigegeben wurden, künftig verzögern, weil zunächst zwingend das landesbe
hördliche Verfahren durchlaufen werden muss (Bangard, 2026, S. 28; Janssen/Sehy, 
2025, S. 785, 787). 

⑤⑤② Aus Sicht der Monopolkommission ist die Ausnahme von der deutschen Fusi
onskontrolle für Krankenhauszusammenschlüsse bereits dem Grunde nach verfehlt. 
Die Regelung fördert erhebliche Konzentrationstendenzen und schwächt den Wettbe
werb zwischen Krankenhäusern. Dadurch steigt die Gefahr von regionalen Vermach
tungen mit negativen Auswirkungen auf die Versorgungsqualität. Zudem treten die 
Länder im Krankenhausbereich teilweise selbst als Träger von Kliniken auf, sodass In
teressenkonflikte nicht ausgeschlossen erscheinen. Die aus § 187 Abs. 10 GWB a. F. 
übernommene Pflicht der Landesbehörden, sich vor der Erteilung der Erforderlich
keitsbestätigung mit dem Bundeskartellamt ins – bloße – Benehmen zu setzen (§ 186a 
Abs. 2 Satz 2 GWB), ändert an dem Verlust einer wettbewerblichen Prüfung praktisch 
nichts. Der Monopolkommission ist durchaus bewusst, dass auch Synergieeffekte 
und insbesondere höhere Fallzahlen die Versorgungsqualität verbessern können. 
Dies kann aber nicht pauschal angenommen werden, wie der Zusammenschluss der 
Universitätskliniken Heidelberg/Mannheim zeigt. Dort hat das Bundeskartellamt er
hebliche Wettbewerbsbehinderungen, aber kaum relevante Effizienzen festgestellt. 
Die Monopolkommission hat deshalb vorgeschlagen, die Abwägung zwischen wett
bewerblich induzierten Qualitätsveränderungen und aus Synergieeffekten resultieren
den Verbesserungen der Versorgungsqualität im Krankenhaussektor explizit in die Fu
sionskontrolle aufzunehmen (Monopolkommission, 2020, Tz. 158 ff., insb. 165; Mo
nopolkommission, 2024, Tz. 171 ff.). 

2.2.3 Entwurf der neuen EU-Fusionskontroll-Leitlinien 

⑤⑤③ Die Europäische Kommission hat am 30. April 2026 einen Entwurf neuer Fusi
onskontroll-Leitlinien zur Konsultation veröffentlicht (Europäische Kommission, 
2026). Die neuen Leitlinien sollen die bisherigen Horizontal-Leitlinien von 2004 und 
Nicht-Horizontal-Leitlinien von 2008 zusammenführen und vor allem modernisieren. 
Die Leitlinien können das Recht nicht ändern und haben auch keine unmittelbare Bin
dungswirkung für Dritte. Maßgeblich bleiben weiterhin die EU-Fusionskontrollverord
nung sowie die Rechtsprechung der Unionsgerichte. Die Leitlinien dienen aber als 
Auslegungshilfe und machen die Anwendung des geltenden Rechts transparenter und 
vorhersehbarer. Zugleich können sie Impulse für eine Weiterentwicklung der Behör
denpraxis setzen. 
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damit zulasten der Verbraucherinnen und Verbraucher in Europa gehen darf. Auch so
weit die Monopolkommission in ihrem Policy Brief empfohlen hat, (1) dynamische 
Schadenstheorien weiterzuentwickeln, (2) auf eine eigene Innovationsverteidigung zu 
verzichten sowie (3) einen Analyserahmen für digitale Ökosysteme zu ergänzen, ent
spricht dies weitestgehend dem Ansatz der Europäischen Kommission in dem Entwurf 
der Leitlinien. 

2.3 Überblick über die kartellrechtliche Entschei
dungspraxis 

⑤⑥③ In diesem Abschnitt gibt die Monopolkommission einen Überblick über ausge
wählte Entscheidungen der Wettbewerbsbehörden und Gerichte auf deutscher sowie 
auf Unionsebene. Die Verfahren betreffen die Fusionskontrolle (dazu Ab
schnitt 🡭2.3.1), die Missbrauchsaufsicht, einschließlich der Durchsetzung des DMA 
(dazu Abschnitt 🡭2.3.2), die Kartellaufsicht (dazu Abschnitt 🡭2.3.3) und den Kartell
schadensersatz (dazu Abschnitt 🡭2.3.4). Maßgeblich für die Fallauswahl waren ins
besondere, ob sich die Monopolkommission bereits mit einem bestimmten Thema 
befasst hatte, welche Relevanz der jeweiligen Entscheidung für den Berichtszeitraum 
zukam und ob sich hierzu bedeutsame Entwicklungen ergeben haben. 

2.3.1 Fusionskontrolle 

2.3.1.1 Deutsche Fusionskontrolle 

⑤⑥④ In den Jahren 2024/2025 wurden insgesamt 1.750 Zusammenschlüsse beim 
Bundeskartellamt angemeldet, von denen auf das Jahr 2024 870 und auf das Jahr 
2025 880 Anmeldungen entfielen Damit ist die Anzahl der Anmeldungen etwas höher 
als in den Jahren 2022/2023 (1.642), nachdem sie zuvor wegen der Anhebung der An
meldeschwellen im Zuge der im Januar 2021 in Kraft getretenen 10. GWB-Novelle 
deutlich zurückgegangen war. Der ganz überwiegende Teil der angemeldeten Zusam
menschlussvorhaben konnte im Vorprüfverfahren freigegeben werden. Das Bundes
kartellamt schloss – wie in den Jahren 2022/2023 – insgesamt elf Hauptprüfverfahren 
ab, davon aber nur drei im Jahr 2025. In beiden Jahren wurde jeweils ein Zusammen
schluss untersagt.54 Hinzu kommen fünf Fälle – vier im Jahr 2024 und einer im Jahr 
2025 –, in denen die Anmeldungen im Hauptprüfverfahren zurückgenommen wur
den.55 Ein Hauptprüfverfahren hat das Bundeskartellamt eingestellt, nachdem die Er
mittlungen ergeben hatten, dass mangels hinreichender Inlandsauswirkungen keine 
 

54  BKartA, B3-37/24, 24.07.2024, Unikliniken Heidelberg/Mannheim; B4-100/24, 11.06.2025, Tön
nies/Vion. 

55  In vier Fällen erfolgten die Rücknahmen wegen wettbewerblicher Bedenken des Bundeskartellamts: 
B5-75/23, 11.04.2024, Hunter Douglas/Erfal; B7-24/24, 19.07.2024, Ansys/ Safe Parent; B6-32/24, 
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Kooperationsvereinbarungen wie Interlining- oder Slot-Swap-Arrangements die Wett
bewerbsfähigkeit konkurrierender Anbieter stärken. Am Flughafen Mailand-Linate sol
len Start- und Landerechte an Wettbewerber übertragen werden, um einen Marktzu
tritt bzw. eine Expansion zu erleichtern. Mittlerweile hat die Europäische Kommission 
EasyJet, IAG und Air France-KLM als geeignete Wettbewerber zur Übernahme von 
Strecken bzw. Slots genehmigt (M.11071, 09.11.2024). Gegen die bedingte Freigabe 
haben Condor (T-320/25) und Luxair (T-274/25) Nichtigkeitsklage vor den Unionsge
richten erhoben, Luxair (T-522/25) auch gegen den Beschluss zur Genehmigung der 
Erwerber. 

⑤⑦⑩ Den Erwerb von Wiz durch Google hat die Europäische Kommission im Vorprüf
verfahren ohne Nebenbestimmungen freigegeben (M.11964, 10.02.2026; vgl. Europä
ische Kommission, 2026a). Es bestand keine originäre Fusionskontrollpflicht des Zu
sammenschlusses bei der Europäischen Kommission. Er war aber in mindestens drei 
Mitgliedstaaten anmeldepflichtig (Zypern, Irland, Schweden) und wurde auf Grund
lage von Art. 4 Abs. 5 Verordnung 139/2004 an die Europäische Kommission verwie
sen. Der Zusammenschluss betrifft den Bereich Cloud-Dienstleistungen, insbeson
dere Cloud-Sicherheit. Wiz bietet Sicherheitslösungen für Multi-Cloud-Umgebungen 
an, während Google im Bereich der Cloud-Infrastruktur sowie ergänzend – aber über
wiegend für die Nutzer seiner eigenen Cloud – der Cloud-Sicherheitsdienste tätig ist. 
Den Schwerpunkt der wettbewerblichen Prüfung bildeten konglomerate Effekte, na
mentlich Risiken einer Bündelung von Cloud-Infrastruktur- und Sicherheitsdiensten 
sowie etwaige Abschottungseffekte gegenüber konkurrierenden Cloud-Anbietern. Die 
Europäische Kommission stellte fest, dass Google im Bereich der Cloud-Infrastruktur 
mit Amazon und Microsoft zwei Wettbewerber hat, die über eine sehr starke Markt
stellung verfügen. Die Nachfrager verfügten demnach über ausreichend Wech
selmöglichkeiten. Google werde durch den Erwerb von Wiz auch keinen Zugriff auf 
sensible Geschäftsdaten anderer Cloud-Anbieter erhalten.  

2.3.2 Missbrauchsaufsicht und Durchsetzung des DMA 

2.3.2.1 Deutsche Missbrauchsaufsicht 

⑤⑧0 Der BGH hat die Beschwerde von Apple gegen die Feststellung einer überragen
den marktübergreifende Bedeutung für den Wettbewerb durch das Bundeskartellamt 
gemäß § 19a Abs. 1 GWB zurückgewiesen (KVB 61/23, 18.03.2025). Der BGH stellt 
klar, dass unter den Begriff der mehrseitigen Märkte im Sinne von § 18 Abs. 3a GWB 
nicht nur Vermittlungsplattformen fallen, die auf einen Geschäftsabschluss zwischen 
unterschiedlichen Nutzergruppen zielen, sondern auch Aufmerksamkeitsplattfor
men. Es genüge, dass durch die Plattform die Aufmerksamkeit einer Nutzergruppe auf 
die andere gelenkt oder eine Interaktion zwischen unterschiedlichen Nutzergruppen 
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nur von begrenzter Dauer gewesen. Die Monopolkommission hat wiederholt eine Ab
schaffung des aus ihrer Sicht ordnungspolitisch verfehlten Verbots des Verkaufs unter 
Einstandspreis empfohlen (Monopolkommission, 2025c, Tz. 357). Die Vorschrift führt 
zu einer Begrenzung des Preiswettbewerbs, bietet zusätzliche Anreize für den Lebens
mitteleinzelhandel, besonders niedrige Preise an Lieferanten zu zahlen, und privile
giert, wie der vorliegende Fall zeigt, vertikal integrierte Konzerne. 

⑤⑧③ Das Bundeskartellamt hat bereits im Jahr 2022 einen Verstoß gegen das Miss
brauchsverbot durch Lufthansa gegenüber Condor festgestellt (B9-21/21, 
29.08.2022). Condor begehrte Zugang zu den von Lufthansa angebotenen Zubringer
flügen, um Passagiere zu den eigenen Langstreckenflügen zu befördern. Durch die 
Verweigerung des Zugangs habe Lufthansa den Wettbewerb auf dem nachgelagerten 
Markt unbillig behindert (dazu bereits Monopolkommission, 2024, Tz. 203). Nachdem 
das OLG Düsseldorf im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes die Beschwerde von 
Lufthansa gegen den Beschluss des Bundeskartellamts angeordnet und der BGH die 
Rechtsbeschwerde bzw. Nichtzulassungsbeschwerde dagegen zurückgewiesen 
hatte (BGH, KVR 8/24, 03.12.2024; OLG Düsseldorf, VI-Kart 8/22 (V), 10.05.2024), 
hob das OLG Düsseldorf die behördliche Verfügung schließlich im Hauptsacheverfah
ren auf (VI-Kart 7/22 (V), 20.08.2025). Der Beschluss des Bundeskartellamts sei 
rechtswidrig, da gegenüber den an der Entscheidung beteiligten Mitgliedern der zu
ständigen Beschlussabteilung die Besorgnis der Befangenheit bestehe. Anlass hierfür 
waren nicht hinreichend dokumentierte Kontakte zwischen der Beschlussabteilung 
und dem (damaligen) Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz. Zwar könn
ten Gespräche zwischen dem Bundeskartellamt und dem Ministerium geboten sein, 
soweit sie dem Informationsaustausch oder der Sachverhaltsermittlung dienten. Der
artige Kontakte unterlägen jedoch besonderen Anforderungen an Dokumentation und 
Transparenz. Das OLG beanstandete, dass Lufthansa im Rahmen der Akteneinsicht 
lediglich ein gekürzter Gesprächsvermerk zugänglich gemacht worden war. Die Über
mittlung der nicht dem Original entsprechenden Fassung des Gesprächsvermerks 
stelle einen schwerwiegenden Verfahrensfehler dar, der geeignet sei, Misstrauen in 
die Unparteilichkeit und Unvoreingenommenheit der Mitglieder der Beschlussabtei
lung zu begründen. 

⑤⑧④ Das Bundeskartellamt hat Amazon die Verwendung bestimmter Preiskontroll
mechanismen auf seinem Online-Marktplatz untersagt und bei dem Unternehmen ei
nen wirtschaftlichen Vorteil in Höhe von EUR 59 Mio. aus dem Verstoß abgeschöpft 
(B2-73/20, 04.02.2026). Amazon hat Angebote von Dritthändlern, die von Amazon als 
preislich zu hoch bewertet wurden, aus der sog. Buy Box ausgeschlossen oder voll
ständig von der Plattform entfernt. Das Bundeskartellamt sieht in den beanstandeten 
Mechanismen eine Gefährdung der Preisgestaltungsfreiheit der Händler sowie eine 
potenzielle Verdrängungswirkung zulasten von Dritthändlern, die auf die Sichtbarkeit 
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Zugang zur NFC-Schnittstelle („Near Field Communication“) auf iPhones für kontakt
lose Zahlungen („tap and go“). Die Kommission hatte vorläufig festgestellt, dass Apple 
auf dem Markt für mobile Geldbörsen („Wallets“) auf iOS-Geräten über eine beherr
schende Stellung verfüge und Wettbewerber durch die ausschließliche Nutzung der 
NFC-Funktion für Apple Pay benachteiligte. Drittanbieter von mobilen Wallets hätten 
keinen gleichwertigen Zugang zur NFC-Schnittstelle erhalten und seien dadurch von 
kontaktlosen Zahlungen auf iPhones ausgeschlossen worden. Die Zusagen verpflich
ten Apple insbesondere dazu, Drittanbietern kostenlosen Zugang zur NFC-Schnitt
stelle auf iOS-Geräten zu gewähren. Zudem muss Apple konkurrierenden Wallet-An
bietern Zugang zu zentralen iPhone-Funktionen wie der Face-/ Touch ID und der Dop
pelklick-Funktion ermöglichen. Nutzerinnen und Nutzer sollen ferner alternative Wal
let-Apps als Standardanwendung für kontaktlose Zahlungen festlegen können.  

⑤⑨④ Auch gegenüber Microsoft hat die Europäische Kommission eine Zusagenent
scheidung wegen des möglichen Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung 
erlassen (AT.40721 und AT.40873, 12.09.2025, Microsoft Teams I und II). Die Europä
ische Kommission warf Microsoft im Wesentlichen vor, seine cloudbasierte Kommu
nikations- und Kollaborationssoftware Teams in missbräuchlicher Weise mit seinen 
etablierten Programmpaketen Office 365 und Microsoft 365 bzw. den darin enthalte
nen Softwareanwendungen (Word, Excel, PowerPoint und Outlook) zu koppeln. Durch 
die standardmäßige Integration von Teams in die Office-Pakete sowie die gleichzeitige 
Verweigerung der Interoperabilität von konkurrierender Kommunikations- und Kolla
borationssoftware mit den Office-Anwendungen verschaffe Microsoft – so die vorläu
fige Feststellung der Europäischen Kommission – Teams einen ungerechtfertigten 
Vertriebsvorteil. Schließlich verpflichtete sich Microsoft dazu, die Nutzung von Office-
Paketen ohne Teams zu erleichtern sowie die Interoperabilität und Datennutzung mit 
konkurrierenden Kommunikations- und Kollaborationsdiensten zu verbessern. 

2.3.2.3 Durchsetzung des DMA 

⑤⑨⑤ Das LG Mainz hat einer Klage von 1&1 gegen Google wegen eines Verstoßes ge
gen Art. 5 Abs. 8 DMA weitgehend stattgegeben (12 HK O 32/24, 12.08.2025; nicht 
rechtskräftig). Die Entscheidung ist nach einem Eilbeschluss des OLG Köln gegen 
Meta (15 UKl 2/25, 23.05.2025) die zweite Entscheidung eines deutschen Gerichts zur 
privaten Durchsetzung des DMA. Die Verordnung ist im September 2022 in Kraft ge
treten, die Verpflichtungen sind seit März 2024 umzusetzen. Während im Verfahren 
vor dem OLG Köln datenschutzrechtliche Fragen im Vordergrund standen, betraf das 
Verfahren vor dem LG Mainz vor allem wettbewerbliche Aspekte. Das LG Mainz unter
sagte Google, seinen Plattformdienst Gmail bei der Einrichtung von Android-Smart
phones zu bevorzugen. Es sei mit dem Koppelungsverbot aus Art. 5 Abs. 8 DMA nicht 
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die Zwecke personalisierter Werbung einwilligen oder ein kostenpflichtiges Abonne
ment für einen werbefreien Dienst abschließen mussten, erfüllte nach Auffassung der 
Europäische Kommission die Vorgaben des DMA nicht. Meta führte im November 
2024 eine weitere Version von Facebook und Instagram ein, die nach Angaben des 
Unternehmens weniger personenbezogene Daten für Werbezwecke verarbeitet. Die
ses Modell wird von der Europäischen Kommission weiterhin geprüft. Der festgestellte 
und sanktionierte Verstoß betrifft den Zeitraum von März 2024 bis November 2024. 

2.3.3 Horizontale und vertikale Beschränkungen 

2.3.3.1 Deutsche Kartellaufsicht 

⑤⑨⑧ Das Bundeskartellamt ist auch nach Prüfung der neueren sportkartellrechtlichen 
EuGH-Rechtsprechung aus dem Dezember 2023 der Auffassung, dass die sog. 50+1-
Regel grundsätzlich mit dem Kartellverbot vereinbar sei, sie aber einheitlich angewen
det werden müsse (Bundeskartellamt, 2025d; vgl. bereits ausführlich zu den EuGH-
Urteilen Monopolkommission, 2024, Tz. 261 ff.). Nach Einschätzung des Bundeskar
tellamts stellt die 50+1-Regel keine bezweckte Wettbewerbsbeschränkung dar, da 
das Ziel der Vereinsprägung grundsätzlich geeignet sei, eine Ausnahme vom Kartell
recht zu tragen. Dazu müsse jedoch sichergestellt sein, dass erstens alle Vereine ih
ren Fans die Möglichkeit böten, als stimmberechtigtes ordentliches Neumitglied auf
genommen zu werden, und zweitens, dass das Weisungsrecht des Muttervereins ge
genüber der am Spielbetrieb beteiligten Gesellschaftsform auch tatsächlich umge
setzt werde. Das Bundeskartellamt weist in der Pressemitteilung darauf hin, den Ver
fahrensbeteiligten die Gelegenheit zur Stellungnahme zu seinen „Empfehlungen“ und 
seiner vorläufigen rechtlichen Bewertung zu geben, und kündigt bereits an, die Emp
fehlungen danach finalisieren und das Verfahren schließlich einstellen zu wollen. Das 
Verfahren wegen der 50+1-Regel läuft bereits seit dem Jahr 2018. Im Juli 2023 hatte 
das Bundeskartellamt noch in Aussicht gestellt, die damals von der DFL angebotenen 
Verpflichtungszusagen für verbindlich zu erklären (dazu bereits Monopolkommission, 
2024, Tz. 226). 

⑤⑨⑨ Das Bundeskartellamt hat auf eine Anfrage von RTL und RTL 2 „erhebliche kar
tellrechtliche Bedenken“ gegenüber einer geplanten Vermarktungskooperation geäu
ßert (B6-46/23, 17.12.2024, vgl. Bundeskartellamt, 2024a und 2025f). Das Vorhaben 
betraf die gemeinsame Vermarktung von Fernsehwerbung durch die beiden Sender
gruppen. RTL2 ist kein Tochterunternehmen von RTL bzw. Bertelsmann, sondern ein 
Gemeinschaftsunternehmen von RTL und anderen Mediengesellschaften. Das Bun
deskartellamt ging im Wesentlichen von einem separaten TV-Werbemarkt aus. Zwar 
gewinne Werbung auf Streaming-Plattformen an Bedeutung; deren Wettbewerbs
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Abs. 3 DMA ein Verbot für die Verwendung – sowohl enger als auch weiter – Bestpreis
klauseln. 

⑤⑩③ Die Europäische Kommission hat gegen Delivery Hero und Glovo Geldbußen in 
Höhe von insgesamt EUR 329 Mio. wegen eines Verstoßes gegen das Kartellverbot 
verhängt (AT.40795, 02.06.2025, Food delivery services). Gegenstand des Verfahrens 
waren wettbewerbswidrige Absprachen im Bereich der Online-Essenslieferdienste im 
Zeitraum von Juli 2018 bis Juli 2022. Nach den Feststellungen der Europäischen Kom
mission wurde eine Minderheitsbeteiligung von Delivery Hero an Glovo für wettbe
werbsbeschränkende Kontakte zwischen den Unternehmen genutzt. Die Kommission 
beanstandete insbesondere drei Verhaltenskomplexe: (1) Absprachen zur gegenseiti
gen Nichtabwerbung von Personal („no poach agreements“), (2) den Austausch wett
bewerblich sensibler Informationen und (3) eine Marktaufteilung. Die Minderheitsbe
teiligung von Delivery Hero an Glovo selbst sei nicht unzulässig gewesen, ermöglichte 
jedoch in der konkreten Ausgestaltung eine enge Abstimmung der Geschäftsstrate
gien zwischen den Wettbewerbern. Insbesondere habe die Beteiligung – so die Euro
päische Kommission – den Zugang zu vertraulichen Geschäftsinformationen für De
livery Hero erleichtert und Einflussmöglichkeiten auf Entscheidungsprozesse bei 
Glovo eröffnet. Delivery Hero hatte im Juli 2018 zunächst eine Minderheitsbeteiligung 
an Glovo und im Juli 2022 die alleinige Kontrolle über das Unternehmen erworben. 

2.3.4 Kartellschadensersatz 

2.3.4.1 Deutsche Rechtsprechung 

⑤⑩④ Der BGH hat gegenwärtig darüber zu entscheiden, ob juristische Personen von 
ihren Organmitgliedern – Vorstände oder Geschäftsführer – gemäß § 43 Abs. 2 
GmbHG bzw. § 93 Abs. 2 Satz. 1 AktG Schadensersatz für von diesen verschuldete 
Kartellbußgelder verlangen können. Er erwägt, diese Normen im Hinblick auf den 
Zweck der Unternehmensgeldbuße einschränkend auszulegen, sieht sich dazu auf
grund des nationalen Rechts, das eine solche Einschränkung nicht vorsehe, aber nicht 
in der Lage. Insofern könnte aber, so der BGH, Art. 101 AEUV eine abweichende Aus
legung gebieten, weil durch die Organhaftung die Wirksamkeit der Geldbuße einge
schränkt werden könnte. Er hat daher das Verfahren ausgesetzt und dem EuGH diese 
Frage zur Entscheidung vorgelegt (BGH, KZR 74/23, 11.02.2025). Die Monopolkom
mission hat im XXV. Hauptgutachten bereits darauf hingewiesen, dass insofern so
wohl die generalpräventive als auch die vermögensabschöpfende Wirkung der Buß
gelder berücksichtigt werden sollte. Ein vollständiger Ausschluss des Regresses bei 
den handelnden und persönlich verantwortlichen Personen ist daher nicht gerechtfer
tigt. Er sollte allerdings insoweit eingeschränkt werden, als dem Bußgeld bei dem Un
ternehmen Kartellgewinne gegenüberstehen (Monopolkommission 2024, Tz. 312 ff.) 
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Rundholz diene jedoch in erster Linie den wirtschaftlichen Interessen der Waldbesit
zer. Zudem fehle es an dem notwendigen Betrauungsakt. Zur Bejahung des Schadens 
dem Grunde nach stützt sich der Senat auf die Befugnis zur Schadensschätzung des 
§ 287 Abs. 1 ZPO und insbesondere auf den Erfahrungssatz, dass die im Rahmen ei
nes Kartells erzielten Preise über denjenigen liegen, die sich ohne die wettbewerbsbe
schränkende Absprache gebildet hätten (dazu bereits Tz. 🡭223). Diesen Erfahrungs
satz habe das beklagte Land nicht widerlegen können. 

⑤⑩⑧ Das LG Berlin II hat entschieden, dass Booking.com gegenüber 1.099 Unter
kunftsbetreibern zum Ersatz der Schäden verpflichtet ist, die durch die Verwendung 
kartellrechtswidriger Bestpreisklauseln seit dem 1. Januar 2013 entstanden sind (61 
O 60/24 Kart, 16.12.202560). Die erhobene Feststellungsklage hielt das Gericht für zu
lässig, soweit die Feststellung der Schadenersatzpflicht wegen der Verwendung der 
Bestpreisklauseln begehrt wurde. Trotz des Grundsatzes des Vorrangs der Leistungs
klage sei die Feststellungsklage ausnahmsweise zulässig, da mögliche Nachlaufef
fekte durch die Marktabschottung und Oligopolisierung eine fortdauernde Schädigung 
der Kläger plausibel erscheinen ließen. Nach Auffassung des Gerichts bewirkten so
wohl die sog. weiten als auch die engen Bestpreisklauseln eine Beschränkung des 
Wettbewerbs, weil sie jedenfalls die Preisgestaltungsfreiheit der Unterkunftsbetreiber 
einschränkten und dadurch den Wettbewerb beim Vertrieb von Unterkünften ein
schränkten. Den Unterkunftsbetreibern werde die Möglichkeit genommen, die im Ei
genvertrieb nicht anfallende Vermittlungsprovision im Wettbewerb zu nutzen und die 
Preisvorteile an Verbraucherinnen und Verbraucher weiterzugeben. Das Urteil ist 
noch nicht rechtskräftig. 

⑤⑩⑨ In zwei weiteren Entscheidungen hat sich das LG Berlin II mit der Frage des Scha
densersatzes wegen des Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung durch 
Google durch die Bevorzugung konzerneigener Vergleichsdienste bei der Internetsu
che befasst (16 O 195/19 Kart, 14.11.2025). Hinsichtlich der Feststellung des Versto
ßes gegen Art. 102 AEUV war die Kammer gemäß § 33b GWB zunächst an den Be
schluss der Europäischen Kommission und die daraufhin ergangenen Entscheidun
gen europäischer Gerichte gebunden. Soweit der Zeitraum des Verstoßes über den in 
dem Beschluss der Kommission festgestellten hinausging, stellte ihn die Kammer 
selbst fest und machte sich dabei auch die Ausführungen der Kommission zu eigen. 
Im Rahmen der Ermittlung der Schadenshöhe wies die Kammer zunächst darauf hin, 
dass für Eintritt, Höhe und Kausalität des Schadens die Bindungswirkung nach § 33b 
GWB nicht gelte. Zudem stützte sich die Kammer weder auf die gesetzliche Vermu
tungsregel (§ 33a Abs. 2 Satz 1 GWB) – die ohnehin nur auf Kartelle Anwendung findet 
– noch auf eine tatsächliche Vermutung. Nach Auffassung der Kammer war jedoch 
 

60  Die Entscheidungsgründe des Urteils sind noch nicht veröffentlicht. Die Pressemitteilung des LG 
Berlin II ist unter folgendem Link abrufbar https://www.berlin.de/gerichte/presse/pressemitteilun
gen-der-ordentlichen-gerichtsbarkeit/2025/pressemitteilung.1626886.php, Abruf am 22.05.2026. 

https://www.berlin.de/gerichte/presse/pressemitteilungen-der-ordentlichen-gerichtsbarkeit/2025/pressemitteilung.1626886.php
https://www.berlin.de/gerichte/presse/pressemitteilungen-der-ordentlichen-gerichtsbarkeit/2025/pressemitteilung.1626886.php
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⑥0⑤ Ähnliches gilt nach Auffassung des EuGH für die Frage, in welchem Mitgliedstaat 
ein Kartellschaden entstanden ist (C-425/22, 04.07.2024, MOL). Gemäß Art. 7 Nr. 2 
der Verordnung 1215/2012 können Kartellschadensersatzklagen grundsätzlich am 
Handlungs- und am Erfolgsort der schädigenden Handlung erhoben werden. Erfolgs
ort sei im Kontext von wettbewerbswidrigen Handlungen jeweils der Mitgliedstaat, in 
dem sich der von dem wettbewerbswidrigen Verhalten betroffene Markt befindet. Eine 
rein mittelbare Folge des schädigenden Ereignisses sei dagegen nicht ausreichend. 
Daher verneinte der Gerichtshof eine internationale Gerichtszuständigkeit in einem 
Mitgliedstaat, wenn dort nur die – nicht kartellgeschädigte – Muttergesellschaft, ihren 
Sitz hat, die – allein kartellgeschädigten – Tochterunternehmen aber in einem anderen 
Mitgliedstaat ansässig sind. Aus dem Begriff der wirtschaftlichen Einheit ergebe sich 
nichts anderes. 

2.4 Der Zusammenschluss EG Group/OMV und seine 
Lehren für die Wettbewerbspolitik 

2.4.1 Ex-post-Evaluationen verbessern kartellrechtliche 
Entscheidungspraxis und Gesetzgebung 

⑥0⑥ In der Fusionskontrolle werden Entscheidungen immer unter Unsicherheit ge
troffen. Das Bundeskartellamt muss die wettbewerblichen Auswirkungen eines Zu
sammenschlusses vor dessen Vollzug einschätzen. Auch bei sorgfältiger Prüfung 
bleibt zunächst offen, ob die Entscheidung, die verwendeten Prüfinstrumente und 
mögliche Nebenbestimmungen die tatsächliche Marktentwicklung richtig erfassen. 
Ex-post-Evaluationen schließen diese Lücke. Sie zeigen nachträglich, welche Wirkun
gen tatsächlich eingetreten sind, und sind somit relevant für künftige Entscheidungen. 

⑥0⑦ Nachdem die Monopolkommission im letzten Hauptgutachten die Anwendungs
möglichkeiten von Ex-post-Evaluationen einschließlich ihrer Vorteile im Allgemeinen 
diskutiert hat, soll ihr Nutzen in diesem Hauptgutachten anhand eines konkreten Falls 
gezeigt werden. Dafür greift der vorliegende Abschnitt auf die Studie zum Zusammen
schluss von EG Group und OMV von Oschmann (2025) zurück. Der Fall eignet sich 
dafür besonders gut: Erstens betrifft er den Kraftstoffmarkt, der wirtschaftlich bedeu
tend und (aktuell) politisch sehr relevant ist (siehe Abschnitt 🡭2.1.3). Zweitens lassen 
sich Preiswirkungen im Tankstellenmarkt vergleichsweise konkret untersuchen. Drit
tens zeigt der Fall, dass die naheliegende Erklärung nicht immer die wichtigste sein 
muss. Die Studie zeigt, dass die beobachteten Preiserhöhungen nach dem Zusam
menschluss nicht auf sinkenden lokalen Wettbewerb zwischen Tankstellen zurückzu
führen sind, den die Fusionskontrolle primär im Blick hatte. Der Zusammenschluss 
trennte die übernommenen OMV-Tankstellen aus einem integrierten Versorgungsnetz 
heraus, was in Bayern zu spürbaren Preissteigerungen führte. 
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2.5 Empfehlungen auf einen Blick  

⑥④③ Die nachfolgenden Empfehlungen bündeln die zentralen Handlungsempfehlun
gen dieses Kapitels in kompakter Form. Zur besseren Orientierung sind sie thematisch 
gegliedert und fortlaufend nummeriert. Die ausführliche Begründung und Einordnung 
finden sich in den jeweiligen Abschnitten des Gutachtens. 

 

1 Das Sammelklageinkasso stellt in Abwesenheit eines Sammelklage-
instrumentes in Deutschland eine wichtige Möglichkeit zur Bündelung von 
Kartellschäden dar. Um auch die Durchsetzung von Streuschäden 
rechtssicher zu ermöglichen, sollten die Gerichte die nach der Entscheidung 
des BGH verbliebenen Spielräume im Sinne der Förderung einer effektiven und 
zügigen Durchsetzung von Kartellschadensersatzansprüchen nutzen. 
Abschnitt 🡭2.1.1.1 

2 Im Rahmen der Schadensschätzung sollten die Gerichte ihre Verantwortung 
zur Schadensschätzung aktiv wahrnehmen und auf Basis der zur Verfügung 
stehenden Informationen den Schaden – wenigstens in Form eines 
Mindestschadens –schätzen. Eine Schätzung ist auch dann geboten, wenn die 
Datenlage unvollständig ist. Die der Schadensschätzung immanente 
Unsicherheit darf sich nicht strukturell zulasten der Kartellgeschädigten 
auswirken. Abschnitt 🡭2.1.1.2.4 

3 Bei der Schadensschätzung können ökonometrische Regressionen in 
geeigneten Fällen sinnvoll sein. Daneben sollten die Gerichte auf qualitative 
Schätzungen zurückgreifen können. Diese Schätzmethodik sollte durch 
Gerichte, Rechtswissenschaft und ökonomische Forschung stetig 
weiterentwickelt werden. Regressionsanalysen dürfen nicht zur faktischen 
Zugangsvoraussetzung für Kartellschadensersatz werden, wenn Datenlage 
oder Prozessökonomie dagegen sprechen. Abschnitt 🡭2.1.1.2.4 

4 Der Gesetzgeber sollte die prozessualen Rahmenbedingungen so anpassen, 
dass Kartellschadensersatzverfahren effizienter, schneller und handhabbarer 
werden. Dazu kann insbesondere beitragen, gleichgelagerte Verfahren stärker 
zu bündeln, Zuständigkeiten weiter zu konzentrieren und den Gerichten 
wirksame Instrumente für den Umgang mit umfangreichem Prozessstoff an die 
Hand zu geben. Abschnitt 🡭2.1.1.3 

 Kartellschadensersatz 
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Kurz gefasst 

Industriepolitik ist zurück im Zentrum der wirtschaftspolitischen 
Debatte. In der politischen Debatte geht es nicht mehr darum, ob 
Industriepolitik sinnvoll ist, sondern nur noch darum, wie sie 
ausgestaltet werden sollte. Die Monopolkommission zeigt in diesem 

Kapitel, dass Industriepolitik den Wettbewerb nicht verdrängen, sondern stärken 
sollte. Das gilt für die allgemeine industriepolitische Strategie ebenso wie für den 
Umgang mit hohen Strompreisen als einem wichtigen Kostenfaktor der Industrie.  

1 - Wie können Industrie- und Wettbewerbspolitik gemeinsam 
dazu beitragen, die Wettbewerbsfähigkeit des europäischen 
Binnenmarkts zu stärken?  

PROBLEM 

Der europäische Binnenmarkt und der Industriestandort Deutschland 
stehen unter erheblichem Anpassungsdruck. Geopolitische Spannungen, 
Abhängigkeiten in kritischen Lieferketten, steigende Energiekosten und die 

notwendige Dekarbonisierung erhöhen den Handlungsdruck. Hinzu kommen 
strukturelle Schwächen wie eine wachsende Innovationslücke gegenüber den USA 
und China, Fachkräftemangel sowie hohe regulatorische Belastungen und 
langwierige Genehmigungsverfahren. 

KONTEXT 

Industriepolitik soll wirtschaftliche Entwicklung gezielt beeinflussen und 
wird in der aktuellen Debatte vor allem als Antwort auf Innovationsschwä
che, Transformation und geopolitische Verwundbarkeit verstanden. Dabei 

ist zu unterscheiden zwischen horizontalen Maßnahmen, die die Rahmenbedingun
gen für viele Unternehmen verbessern, und vertikalen Eingriffen, die einzelne Bran
chen, Technologien oder Unternehmen gezielt fördern. Aus Sicht der Monopolkom
mission ist diese Unterscheidung zentral: Horizontale Maßnahmen stärken tendenzi
ell den Binnenmarkt, vertikale Eingriffe greifen stärker in die Marktprozesse ein und 
bergen größere Risiken für Wettbewerb, Innovation und Ressourcenverteilung. Auszu
schließen sind Letztere aber nicht – sofern sie ein klar diagnostiziertes Markt- oder 
Transformationsversagen adressieren und wettbewerbsoffen, transparent und befris
tet bleiben. 
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3 Industriestrompreise als Mittel der In
dustriepolitik 

⑥④④ Die deutsche Industrie steht gegenwärtig unter erheblichem Anpassungsdruck 
und vor einer Reihe struktureller Probleme. Das Wachstum der deutschen Industrie
produktion hat sich in den vergangenen Jahren kontinuierlich abgeschwächt. Seit dem 
Jahr 2017 weist der Produktionsindex des produzierenden Gewerbes in Deutschland 
einen anhaltenden Abwärtstrend auf. Während der saison- und kalenderbereinigte 
Produktionsindex im November 2017 bei 108,5 Punkten lag, ist er im Februar 2026 auf 
91,2 Punkte gesunken (Statistisches Bundesamt, 2026c). Dabei ist die Industrie für 
die deutsche Wirtschaft von herausragender Bedeutung, da sie rund ein Viertel zum 
Bruttoinlandsprodukt beiträgt (Statista Research Department, 2026). Abschnitt 🡭1.4 
in 🡭Kapitel 1 zeigt zudem, dass diese Schwäche (zumindest im Hinblick auf sehr 
große Industriekonzerne) standortspezifisch in Deutschland, nicht jedoch weltweit 
auftritt.  

⑥④⑤ Ein ähnliches Bild der deutschen Industrie und insbesondere der energieintensi
ven Unternehmen zeichnet beispielweise der Bundesverband der Deutschen Indust
rie (BDI) in seinem Industriebericht oder auch die Standortperspektiven-Studie 2025 
(Simon-Kucher, 2025). Laut dem Industriebericht des BDI habe vor allem der starke 
Anstieg der Energiepreise im Jahr 2022 die deutsche Industrie deutlich stärker belas
tet als andere EU-Mitgliedstaaten. Analysen der Monopolkommission bestätigen, 
dass die energieintensive Industrie überproportional von einer sinkenden Arbeitspro
duktivität und Wertschöpfung betroffen ist (siehe Abschnitt 🡭1.3). Zudem zeigt die 
Standortperspektiven-Studie auf, dass rund 73 Prozent der energieintensiven Unter
nehmen ihre Investitionen ins Ausland verlagern – davon 42 Prozent ins europäische 
Ausland, 31 Prozent auf andere Kontinente (Simon-Kucher, 2025). 

⑥④⑥ Globale wirtschaftliche, technologische und geopolitische Verschiebungen ha
ben die strukturellen Herausforderungen für den deutschen Wirtschaftsstandort zu
nehmend verstärkt. Internationale Vergleiche zeigen, dass Deutschland in verschie
denen strategischen Technologiebereichen zurückliegt. So hat etwa China in zentra
len Zukunftstechnologien wie Batterien, Solar oder zuletzt vor allem im Bereich der E-
Mobilität stark aufgeholt (vgl. z. B. Alonso, 2024; Greitemeier u. a., 2025). So stamm
ten im Jahr 2024 fast 65 Prozent aller weltweit verkauften Elektrofahrzeuge aus China 
(International Energy Agency, 2025). Auch zahlreiche Analysen, darunter der Draghi-
Bericht, machen auf einen zunehmenden Innovationsrückstand Europas gegenüber 
Ländern wie den USA und China aufmerksam (Draghi, 2024). 
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steht ansonsten ein hohes Risiko, dass gerade energieintensive Unternehmen in Zu
kunft verstärkt ihre Investitionen oder gar ihren gesamten Unternehmenssitz und ihre 
Produktion ins Ausland verlagern. Die Sicherung wettbewerbsfähiger und verlässli
cher Stromkosten ist für die Standortbindung der Unternehmen in Deutschland damit 
unerlässlich. 

⑥⑤⑨ Die dargestellten Problemfelder der deutschen Industrie können ein Anzeichen 
struktureller Defizite in der Wettbewerbsfähigkeit sein, die sowohl die technologische 
Leistungsfähigkeit der Industrie als auch die Geschwindigkeit von Transformations
prozessen betreffen. Vor diesem Hintergrund kann das Ergreifen industriepolitischer 
Maßnahmen ein geeignetes Mittel der Politik sein, um den aufgezeigten Herausforde
rungen zu begegnen. Dies gilt allerdings nur, sofern der Wettbewerb klar im Mittel
punkt einer solchen Industriepolitik steht. Die Monopolkommission möchte daher in 
dem nachfolgenden Kapitel einen Beitrag dazu leisten und zunächst allgemein auf die 
Dimensionen der Industriepolitik eingehen und näher aufzeigen, inwieweit diese wett
bewerbsorientiert ausgestaltet werden kann (Abschnitt 🡭3.1). Anschließend wird der 
Fokus auf industriepolitische Maßnahmen im Strommarkt und die Strompreise als in
dustriepolitischer Spezialfall gelegt (Abschnitt 🡭3.2). Alternative Maßnahmen, bei
spielsweise im Arbeitsmarkt, werden an dieser Stelle nicht weiter thematisiert, kön
nen jedoch höchst relevante Beiträge leisten. 

3.1 Industriepolitik wettbewerbsorientiert gestalten  

3.1.1 Herausforderungen: Globale Unsicherheiten, Innovati
onsschwäche, Transformation 

⑥⑤⑩ Mehrere Untersuchungen – darunter der Draghi-Report (Draghi, 2024), der EU In
dustrial Policy Report (Luiss Hub for New Industrial Policy and Economic Governance 
(LUHNIP), 2024) und der Annual Single Market and Competitiveness Report (Europä
ische Kommission, 2025b) – sehen das europäische und deutsche Wirtschaftsmodell 
durch geopolitische Instabilitäten, Abhängigkeiten in kritischen Lieferketten und nicht 
zuletzt durch steigende Energiekosten bedroht. Ein gemeinsames Ergebnis der Unter
suchungen: Europa fällt in strategischen Technologiefeldern erheblich zurück. Die In
novationslücke zu den USA und zu China wächst.  

⑥⑥0 Entsprechende Forderungen zielen darauf ab, dass Europa und die Mitgliedstaa
ten mehr Anstrengungen für Wettbewerbsfähigkeit, Sicherheit und Resilienz unter
nehmen müssen. Zentrale Mittel hierfür sollen eine Neuausrichtung der Industriepoli
tik und eine Anpassung der Wettbewerbspolitik zur Stärkung der Wettbewerbsfähig
keit des europäischen Binnenmarktes sein, so der Draghi-Report (2024). Auch Letta 
spricht sich in seinem Bericht für den Rat der Europäischen Union „Much More Than 
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hat (Monopolkommission, 2004; Monopolkommission, 2020). Dies würde zum einen 
zu einer erhöhten Marktkonzentration auf nationaler Ebene führen, was wiederum in 
erhöhter Marktmacht, höheren Preisaufschlägen sowie möglicherweise vermehrter 
politischer Einflussnahme resultieren könnte (siehe auch Abschnitt 🡭1.1). Abschnitt 
🡭3.2.3 zeigt zudem, dass horizontale Maßnahmen gesamtwirtschaftlich effizienter 
sein können als gezielte, vertikale Fördermaßnahmen. In der praktischen Umsetzung 
der Industriepolitik bestehen zudem erhebliche Probleme, auf die in diesem Gutach
ten eingegangen wird. So ist unter anderem zweifelhalt, ob die Politik hinreichend in 
der Lage ist, die geeigneten Branchen für industriepolitische Maßnahmen auszuwäh
len.  

3.1.2 Begriffsbestimmungen 

⑥⑦0 Zur Einordung der Debatte um eine Neuausrichtung der Industriepolitik ist zu
nächst eine Begriffsdefinition erforderlich. Die Debatte leidet zum Teil unter begriffli
chen Unklarheiten. Bereits der Begriff der Industriepolitik ist etwas irreführend. Es geht 
in der Regel nicht allein um Politikmaßnahmen zur Unterstützung der Industrie, son
dern auch um Maßnahmen in anderen Sektoren, z. B. im Bereich der Künstlichen In
telligenz. Zudem ist häufig nicht klar, welche konkreten Politikmaßnahmen unter den 
Begriff der Industriepolitik fallen und welche Maßnahmen eher anderen Bereichen der 
Wirtschaftspolitik zuzuordnen sind, etwa der Regionalpolitik oder der Handelspolitik.  

⑥⑦② In der Wissenschaft existiert keine einheitliche Definition des Begriffs Industrie
politik. Nach den Arbeiten von Rodrik (2004) und Stiglitz et al. (2013) umfasst Indust
riepolitik die Gestaltung von Rahmenbedingungen und Politikmaßnahmen, welche die 
Ausprägung bestimmter wirtschaftlicher Aktivitäten beeinflussen, den mit Wirt
schaftswachstum einhergehenden Strukturwandel ermöglichen oder gezielt die Wirt
schaftsstruktur verändern sollen. Criscuolo et al. (2022) verwenden eine noch breitere 
Definition und definieren Industriepolitik als Maßnahmen, die darauf abzielen, die 
Leistungsfähigkeit der heimischen Wirtschaft strukturell zu verbessern. Sie umfasst 
eine Vielzahl von Instrumenten, die vom Schutz geistigen Eigentums über öffentliche 
Beschaffung, Anreize für Forschung und Entwicklung oder öffentliche Förderung bis 
hin zur Bereitstellung von Qualifikationen reichen.  

⑥⑦③ Häufig wird zudem zwischen horizontaler und vertikaler Industriepolitik unter
schieden (Owen, 2012; Pelkmans, 2006) (siehe 🡭Box 3.2). Die horizontale Industrie
politik legt die Rahmenbedingungen für alle Unternehmen sektorübergreifend fest. 
Hierzu zählen unter anderem die Schaffung eines einheitlichen Steuersystems, die 
Wahrung eines funktionsfähigen Wettbewerbes oder auch die Integration des europä
ischen Binnenmarktes. Sie ist eher angebotsseitig ausgerichtet, die Grenzen zur Ord
nungspolitik sind fließend. 
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⑥⑦④ Vertikale Industriepolitik hingegen bezieht sich auf gezielte staatliche Maßnah
men in einzelnen Sektoren oder gar Unternehmen. Typische Maßnahmen sind die 
staatliche Unterstützung von Unternehmen in Form von Finanzierungshilfen zur Errei
chung vorgegebener Ziele. Grob unterscheiden lassen sich dabei nachfrageseitige In
strumente wie Kaufprämien oder gezielte öffentliche Beschaffungen und angebotssei
tige Maßnahmen zur Förderung bestimmter Technologien oder Produktionsprozesse. 

⑥⑦⑤ Zum Teil sind die Grenzen zwischen horizontaler und vertikaler Industriepolitik 
jedoch nicht klar auszumachen, etwa wenn Start-ups sektorübergreifend finanziell ge
fördert werden. Solche Maßnahmen enthalten sowohl horizontale als auch vertikale 
Aspekte. 

Box 3.2: Definition Industriepolitik 

 

HORIZONTALE UND VERTIKALE INDUSTRIEPOLITIK 
Eine von mehreren Definitionen: Unter Industriepolitik sind alle wirt-
schaftspolitischen Maßnahmen zu verstehen, die das Ziel haben, die 
Struktur und Entwicklung der Wirtschaft zu beeinflussen (Criscuolo et al., 
2022). 

 
Horizontale Industriepolitik 

Die horizontale Industriepolitik 
bezieht sich auf Maßnahmen, die 
viele oder alle Branchen und Un
ternehmen betreffen. Sie zielt da
rauf ab, die allgemeinen Rahmen
bedingungen für die Wirtschaft zu 
verbessern. Instrumente hierfür 
sind zum Beispiel: 

◼ Wettbewerbsregeln 
◼ Regulatorische Vorschriften 
◼ Infrastrukturinvestitionen 

Vertikale Industriepolitik 

Die vertikale Industriepolitik (oder 
auch „targeted industrial policy“) 
beschreibt Maßnahmen in be
stimmten Branchen oder Unter
nehmen. Sie zielt häufig darauf ab, 
die Wettbewerbsfähigkeit oder die 
Innovationsfähigkeit von Unter
nehmen in ausgewählten Berei
chen zu stärken. Instrumente hier
für sind zum Beispiel: 

◼ Subventionen 
◼ Steuererleichterungen für be

stimmte Unternehmen 
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3.1.3 Gründe für und gegen Industriepolitik 

⑥⑦⑥ In der öffentlichen Diskussion um die Industriepolitik geht es derzeit weniger um 
das „ob“, sondern nur noch um das „wie“. In der Tat lassen sich industriepolitische 
Eingriffe auch aus ordnungspolitischer Perspektive begründen. Die mit industriepoli
tischen Maßnahmen einhergehenden Eingriffe in den freien Wettbewerb sind jedoch 
rechtfertigungsbedürftig. Aus Sicht der Monopolkommission sollten Eingriffe primär 
auf der Grundlage erfolgen, die Zukunftsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts zu stärken 
und die Transformation zu unterstützen. Dabei sollte ein klarer und nachprüfbarer Be
zug zur Behebung eines Markt- oder Transformationsversagens gezogen werden. Ein
griffe hingegen, die im Wesentlichen zum Ziel haben, Wirtschaftsstrukturen zu bewah
ren, sind abzulehnen.68 Hierauf wird in Abschnitt 🡭3.2 näher eingegangen.  

⑥⑦⑦ Horizontale industriepolitische Maßnahmen sind aus Wettbewerbssicht weitge
hend unkritisch und zu begrüßen. Eine konsistente Durchsetzung der Wettbewerbsre
geln, eine Vereinfachung regulatorischer Vorschriften und der Abbau von bürokrati
schen Hemmnissen kommen allen Unternehmen zugute und stärken den Wirt
schaftsstandort. Dabei sollte es primär darum gehen, Innovationen in Zukunftsfeldern 
und Markteintritte zu fördern. Denn die Analyse in Abschnitt 🡭1.3 in 🡭Kapitel 1 dieses 
Hauptgutachtens zeigt, dass gerade die Hightech-Industrie große Produktivitätsge
winne verzeichnet und sich im internationalen Wettbewerb behaupten kann.  

⑥⑦⑧ Aus Wettbewerbssicht problematischer sind vertikale Maßnahmen. Sie greifen 
stärker in einzelne Märkte ein, dienen der Förderung einzelner Sektoren oder gar Un
ternehmen und bergen somit die Gefahr, den Wettbewerb zu verzerren. Ein funktions
fähiger Wettbewerb ist jedoch die Grundlage für eine leistungsfähige und innovations
freundliche Wirtschaft. Vertikale Eingriffe können Anreize für Effizienz und Innovation 
mindern. In bestimmten Konstellationen eines Markt- oder Transformationsversagens 
können jedoch auch solche Maßnahmen gerechtfertigt werden. Dies wird nachfol
gend dargestellt. In Abschnitt 🡭3.1.4.3 macht die Monopolkommission Empfehlun
gen, wie vertikale Industriepolitik und Wettbewerbspolitik komplementär eingesetzt 
werden können.  

3.1.3.1 Gründe für vertikale Industriepolitik 

⑥⑦⑨ Im Folgenden werden Gründe identifiziert, die zur Bewältigung der oben ange
führten Herausforderungen – globale Unsicherheiten, Innovationsschwäche, Trans
formation – beitragen und zur Rechtfertigung vertikaler industriepolitischer Maßnah
men herangezogen werden können. Ökonomische Gründe liegen vor allem im Bereich 
 

68  Vgl. insoweit auch Art. 173 AEUV, der Maßnahmen zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit durch 
die EU und die Mitgliedstaaten in den Kontext wettbewerbsorientierter Märkte stellt. 
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⑥⑧⑤ Auch wenn Unternehmen oder Branchen nicht über die notwendige Infrastruktur 
verfügen, um neue Produkte oder Dienstleistungen zu entwickeln und zu produzieren, 
kann es schwierig sein, sich an veränderte Marktbedingungen anzupassen. Auch hier 
kann es notwendig sein, dass der Staat den Aufbau der Infrastruktur finanziell fördert. 
Im Draghi-Report wird beispielsweise empfohlen, Infrastrukturen zur Dekarbonisie
rung der Wirtschaft zu fördern. 

3.1.3.2 Gründe gegen vertikale Industriepolitik 

⑥⑧⑥ Vertikale industriepolitische Maßnahmen können jedoch auch gesamtwirt
schaftliche Nachteile mit sich bringen. Dies gilt insbesondere dann, wenn sie zu Wett
bewerbsverzerrungen führen und dadurch die langfristige Innovationsdynamik schwä
chen. Denn wirksamer Wettbewerb ist der Garant für Wettbewerbsfähigkeit. Er ist Trei
ber der Produktivitäts- und Innovationsdynamik in den Märkten (Monopolkommission, 
2025b). 

⑥⑧⑦  Ein Beispiel für wettbewerbsverzerrende Maßnahmen sind Fördermaßnahmen, 
mit denen einzelne, als „nationale“ oder „europäische Champions“ auserkorene Un
ternehmen unterstützt werden. Aber auch breiter wirkende Maßnahmen können zu 
Wettbewerbsverzerrungen führen, z. B. wenn bestimmte Branchen gefördert werden 
oder aufgrund des Subventionsdesigns nur bestimmte Unternehmen in den Genuss 
der Fördermaßnahmen kommen. Ein typisches Problem ist dabei, dass staatliche 
Subventionen und andere Fördermaßnahmen eher große als kleine Unternehmen un
terstützen. Das kann zu Wettbewerbsverzerrungen führen und somit die Produktivi
täts- und Innovationsdynamik in den Märkten mindern. 

⑥⑧⑧ Bis 2026 soll die Gesamtsumme aller staatlichen Finanzhilfen laut dem 30. Sub
ventionsbericht des Bundes auf jährlich EUR 77,8 Mrd. ansteigen – 33 Milliarden mehr 
als noch im Jahr 2023 (Bundesministerium der Finanzen, 2025). Die Monopolkommis
sion hat sich bereits in der Vergangenheit mehrfach kritisch gegenüber Subventionen 
insbesondere für einzelne Unternehmen geäußert (Monopolkommission, 2020, 
Tz.761). Sie sieht vor allem die Gefahr von Fehlallokationen und einer Behinderung des 
Strukturwandels. Zudem bergen industriepolitische Maßnahmen Governance-Prob
leme.  

⑥⑧⑨ Die Förderung einzelner Branchen oder Technologien birgt die Gefahr von Fehl
allokationen durch eine „Anmaßung von Wissen“ (Hayek, 1996). Das kann dazu füh
ren, dass Technologien unterstützt werden, die sich im Nachhinein als unterlegen her
ausstellen, oder dass Unternehmen gefördert werden, deren Geschäftsmodell nicht 
zukunftsfähig ist. Der Staat hat hierbei ein erhebliches Informationsproblem. Er hat 
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sich die Maßnahmen an Interessen ausrichten, die zwar kurzfristig die Wiederwahl
wahrscheinlichkeit erhöhen, jedoch zu langfristig ineffizienten Ergebnissen führen. 
Die Folgen solcher Fehlentscheidungen, etwa eine langfristig geringere Innovations
dynamik, sind breit gestreut und liegen in der Zukunft. Die Leidtragenden solcher Maß
nahmen, vor allem die Steuerzahlenden, können sich typischerweise schlechter orga
nisieren als die kurzfristigen Profiteure, die wie oben angeführt, Anreize haben, in 
Rent-Seeking zu investieren. Da die negativen Folgen zudem in der Zukunft liegen, tra
gen die aktuellen Entscheidungsträgerinnen und -träger nicht das Risiko von Fehlent
scheidungen. Hinzu kommt, dass die Folgen der Fehlentscheidungen in der Zukunft 
selten eindeutig bestimmten Fehlentscheidungen in der Vergangenheit zugeordnet 
werden können. 

⑥⑨④ Die Politik kann daher Anreize haben, Subventionen eher für den Erhalt beste
hender Strukturen als für noch unsichere Zukunftsfelder zu gewähren. Selbst wenn 
manche Fehlentwicklungen nachträglich erkannt werden, sind einmal gewährte Sub
ventionen nur schwer wieder abzubauen, da sich die Profiteure der Subventionen oft 
gut organisieren können. Industriepolitische Maßnahmen im Bereich der energiein
tensiven Industrien sind ein exemplarisches Beispiel dieser Entwicklungen, worauf in 
Abschnitt 🡭3.2 eingegangen wird.  

⑥⑨⑤ Entsprechend stellt eine Industriepolitik hohe Anforderungen an die Governance 
(Barteska/Englmaier, 2025). Sie steht vor spezifischen politischen Herausforderun
gen, die die Effektivität beeinträchtigen können. Die Erfolgsmessung ist oft schwierig, 
was zur ineffizienten Fortführung von Programmen führen kann. Hinzu kommt, dass 
die Beendigung von Programmen häufig auf noch mehr Widerstand der Lobbyisten 
führt als eine Einführung von Programmen, wodurch Subventionen häufig politisch ze
mentiert werden. 

⑥⑨⑥ Koordinations- und Informationsprobleme in den Verwaltungen können dazu 
führen, dass eher Unternehmen gefördert werden, die eine aus ihrer Sicht erfolgreiche 
Lobbyarbeit betrieben haben, als solche, die hinsichtlich der politischen Zielerrei
chung besser geeignet wären. Bürokratische Antragsverfahren können solche besser 
geeigneten Unternehmen davon abhalten, Förderungen zu beantragen. 

3.1.4 Wettbewerbsorientierte Industriepolitik 

3.1.4.1 Horizontalte Instrumente nutzen: Binnenmarkt vollenden, 
Wettbewerbspolitik stäken, koordiniert vorgehen 

⑥⑨⑦ Ein Großteil der oben beschriebenen Herausforderungen resultiert aus dem an 
vielen Stellen noch zu fragmentierten europäischen Binnenmarkt, wie auch Letta 
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eine stärker koordinierende Rolle der Europäischen Union vorgesehen, was zu begrü
ßen ist.69 Die Umsetzung in die Praxis bleibt abzuwarten.  

3.1.4.2 Industriepolitik klar auf Bereinigung von Markt- und Trans
formationsversagen ausrichten 

⑥⑩⑧ Wie oben dargestellt kann sich ergeben, dass der Einsatz vertikaler industriepo
litischer Instrumente zur Erreichung bestimmter politischer Ziele gerechtfertigt sein 
kann. Die Monopolkommission empfiehlt, dass diese Ziele in einem ersten Schritt 
vorab in einer breiter gefassten Industriestrategie definiert werden. Die Ziele sollten 
klar die Bereinigung von etwaigen Markt- und Transformationsversagen in strategisch 
wichtigen Sektoren adressieren. Auch weitere Ziele können legitim sein. Sie sollten im 
politischen Prozess verhandelt werden. In einem zweiten Schritt sollte dann die Aus
wahl der Branchen oder Unternehmen folgen, die von vertikalen industriepolitischen 
Maßnahmen profitieren sollen. Die Monopolkommission empfiehlt, Branchen auszu
wählen, von denen starke Impulse für die gesamtwirtschaftliche Effizienz ausgehen, 
allen voran Branchen, von denen starke Spillover-Effekte ausgehen. In einem dritten 
Schritt schließlich müssen geeignete Maßnahmen gefunden werden. Die Monopol
kommission empfiehlt, hierbei klar das Wettbewerbsprinzip in den Mittelpunkt zu stel
len und Förderungen weitgehend wettbewerblich zu vergeben. 

⑥⑩⑨ Eine klare Zielformulierung ist Voraussetzung dafür, die Verwaltung zu befähigen, 
die Ziele und daraus abgeleitete Unterziele zu erreichen, die Zielerreichung zu kontrol
lieren und zu evaluieren, worauf in Abschnitt 🡭3.1.4.3 eingegangen wird. Manche 
Stimmen sprechen in diesem Zusammenhang auch von Visionen oder Mission (Maz
zucato, 2013) und entsprechend von einer missionsorientierten Industriepolitik.  

⑥⑩⑩ Im Mittelpunkt industriepolitischer Maßnahmen sollte die Stärkung der ökonomi
schen Effizienz stehen. Industriepolitische Eingriffe sollten sich somit daran messen 
lassen, ob sie geeignet sind, die ökonomische Effizienz zu steigern (Piechucka u. a., 
2024). Bestehen beispielsweise signifikante Wissens-Spillover oder große Pfadabhän
gigkeiten, können industriepolitische Markteingriffe geeignet sein, ein Markt- und 
Transformationsversagen zu bereinigen und somit die ökonomische Effizienz zu stei
gern. Im Idealfall sollten klare und möglichst nachprüfbare Indizien dargelegt werden, 
 

69 Ein europäisches Beispiel bietet Spanien: Die Wettbewerbsbehörde CNMC ist nach Art. 5 Abs. 2 des 
Gesetzes 3/2013 als beratendes Organ für Fragen wirksamen Wettbewerbs gesetzlich in Regulie
rungsprozesse eingebunden und kann Stellungnahmen zu Normsetzungsvorhaben abgeben. Ergän
zend kann sie Wettbewerbsstudien und Berichte erstellen sowie untergesetzliche Regelungen, die 
den Wettbewerb behindern, gerichtlich anfechten. Das spanische Modell zeigt damit, wie wettbe
werbliche Prüf- und Beratungsfunktionen institutionell abgesichert werden können. Vor diesem Hin
tergrund ist die im „Kompass für Wettbewerbsfähigkeit“ vorgesehene stärker koordinierende Rolle 
der EU zu begrüßen; entscheidend bleibt jedoch ihre praktische Ausgestaltung (OECD, 2025). 
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Nicht zuletzt deshalb, sollte der Auswahlprozess transparent und wettbewerbsoffen 
gestaltet werden. 

⑦0⑨ Auch wenn bereits ergriffene Maßnahmen in der Praxis nicht ausdrücklich darauf 
abzielen, ein Markt- oder Transformationsversagen zu bereinigen, findet sich an der 
Wurzel der industriepolitischen Ziele oft ein Markt- oder Transformationsversagen. 
Auch in einem missionsorientierten Ansatz sollte die Politik die ökonomischen Gründe 
für den Unterstützungsbedarf der Industrien identifizieren. Denn erstens könnte man 
auch zu dem Schluss kommen, dass das ökonomische Problem gar nicht oder kaum 
existiert. Zweitens, wenn das Problem tatsächlich existieren sollte, können die be
troffenen Unternehmen oder Sektoren identifiziert werden, in denen das Problem am 
ehesten auftritt. Und drittens, wenn das Problem identifiziert ist, kann die Politik eine 
geeignete Lösung für die Bewältigung des Problems finden (Piechucka u. a., 2023). 

3.1.4.3 Instrumente wettbewerbsorientiert ausrichten 

⑦0⑩ Die Monopolkommission empfiehlt, die Probleme in den ausgewählten Indust
rien in einem wettbewerbsorientierten, transparenten und diskriminierungsfreien Ver
fahren zu lösen, wie nachfolgend dargestellt wird (so auch Expertenkommission For
schung und Innovation, 2025). Sie macht hierzu Empfehlungen für Kriterien für eine 
wettbewerbsorientierte Ausgestaltung industriepolitischer Instrumente. So sollten 
unter anderem Fördermaßnahmen vorzugsweise in wettbewerblichen Verfahren ver
geben werden. 

⑦②0 Einigen der adressierten Herausforderungen lässt sich durch nachfrageseitige 
Instrumente begegnen. Diese greifen tendenziell weniger stark in den Wettbewerb ein 
als gezielte angebotsseitige Förderungen einzelner Unternehmen. Die Industrie, vor 
allem die energieintensiven Bereiche, befindet sich in noch unsicheren Transformati
onsprozessen zur Dekarbonisierung. Hinzu kommen weitere geopolitische Unsicher
heiten, etwa durch eine wechselhafte Zollpolitik. Eine Sicherstellung der Nachfrage 
durch die öffentliche Hand kann in der Transformationsphase ein Mittel sein, diese 
Unsicherheiten zu reduzieren und Investitionen in nachhaltige Prozesse anzureizen 
(Andreoni, 2016; Chang/Zach, 2018). Die öffentliche Beschaffung steht zudem gerade 
in den Bereichen Infrastruktur, Technologie und Verteidigung im Fokus. An strategi
schen Zielen ausgerichtet, kann sie entscheidende Impulse zur Schaffung neuer 
Märkte geben (Schnitzer/Weber, 2025; Duso 2025).  

⑦②② So steht die öffentliche Beschaffung im Mittelpunkt des Rechtsakts zur be
schleunigten Dekarbonisierung der Industrie, dem Industrial Accelerator Act 
(COM(2026)100 - Proposal for a Regulation on establishing a framework of measures 
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⑦③④ Eine Bewertung der Wirksamkeit von industriepolitischen Maßnahmen ist mit er
heblichen methodischen Schwierigkeiten verbunden. Die kausalen Zusammenhänge 
zwischen dem industriepolitischen Instrument und dem beobachteten Ergebnis sind 
sehr komplex, insbesondere dann, wenn mehrere Instrumente parallel zum Einsatz 
kommen (Barteska/Englmaier, 2025). Daher sollte die Industriepolitik auch wissen
schaftlich eng begleitet und wissenschaftlich evaluiert werden. Die Ergebnisse kön
nen genutzt werden, um für die Umsetzung zukünftiger Maßnahmen zu lernen. 

 

◼ Industriepolitische Maßnahmen sollten primär die allgemeinen Rahmenbedin-
gungen verbessern, insbesondere durch die Vollendung des Binnenmarkts, die 
Stärkung der Wettbewerbspolitik und eine europäische Koordination. Nationale 
Alleingänge und vertikale Gegenreaktionen auf internationale Subventionen soll-
ten vermieden werden, sofern horizontale Instrumente gleiche Wettbewerbsbe-
dingungen wirksamer herstellen können.  

◼ Die Auswahl geförderter Branchen, Technologien oder Unternehmen sollte auf 
transparenten, ex ante definierten Kriterien beruhen und nachprüfbar auf 
Wissensspillover, Pfadabhängigkeiten, Transformationsversagen oder andere klar 
benannte Ziele bezogen sein. Vertikale Förderung sollte europäisch koordiniert 
werden und weder der Sicherung bestehender Strukturen noch einzelner 
„Champions“ dienen. 

◼ Fördermaßnahmen sollten in transparenten, diskriminierungsfreien, und mög
lichst wettbewerblichen Verfahren einfach und effizient vergeben werden, damit 
auch KMU und Start-ups realistisch teilnehmen können. Erforderlich sind eine 
wettbewerbliche Folgenabschätzung, Abwägungen von Kosten und Nutzen, klare 
Meilensteine, Befristungen und wissenschaftliche Evaluationen, um Dauersub
ventionen und Fehlallokationen zu vermeiden. Dazu sollten klare Ziele und Meilen
steine verbindlich vorgegeben werden, deren Erreichung überprüft werden kann.   

3.2 Strompreise als industriepolitischer Spezialfall 

⑦③⑤ Industriepolitische Eingriffe in den Strommarkt, sowohl horizontale als auch ver
tikale, entfalten zugleich direkte und indirekte Effekte auf die Marktteilnehmer. Direkte 
Effekte liegen vor, wenn sich die Produktion eines Marktteilnehmers aufgrund indust
riepolitischer Strompreiseingriffe verändert. Indirekte Effekte ergeben sich, wenn sich 
die Produktion eines Marktteilnehmers verändert, weil 1) sich das Angebot vorgelager
ter Industrien als Reaktion auf industriepolitische Eingriffe verändert oder 2) sich die 

Empfehlungen 
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Abbildung 3.2: Vertikale Industriepolitik – Beispiel Stahlindustrie 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

⑦③⑨ Das Beispiel verdeutlicht die Komplexität der Wirkung industriepolitischer Ein
griffe im Strommarkt, da alle Industrien elektrische Energie als Inputfaktor nutzen und 
gleichzeitig in Wertschöpfungsketten organisiert sind. Derzeit greifen zahlreiche verti
kale und einige horizontale Instrumente gleichzeitig (vgl. dazu Abschnitt 🡭3.2.2). Vor 
diesem Hintergrund ist eine isolierte, trennscharfe Zuordnung direkter und indirekter 
Effekte einzelner Maßnahmen in der Praxis nur begrenzt möglich, weil sich die Effekte 
des bestehenden Maßnahmen-Portfolios überlagern und gegenseitig beeinflussen 
können. 

3.2.1 Einordnung des Strommarkts für die Industrie 

⑦③⑩ Die Industrie ist noch vor den privaten Haushalten der wichtigste Abnehmer von 
Strom. Insgesamt verbrauchte die Industrie im Jahr 2025 rund ein Viertel des gesam
ten Strombedarfs in Deutschland. Vor diesem Hintergrund sind Industrieunterneh
men, insbesondere energieintensive Verarbeiter, in besonderem Maße von Schwan
kungen der Strompreise betroffen. Stromkosten sind daher für Standortentscheidun
gen und das Erreichen betrieblicher Zielsetzungen der Unternehmen von maßgebli
cher Bedeutung. Aus diesem Grund werden im vorliegenden Kapitel die Rahmenbe
dingungen sowie die Entwicklung des Strompreises für die Industrie thematisiert. 
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⑦④0 Der Aufbau der folgenden Abschnitte ist wie folgt: Zunächst werden die Entwick
lung der Strompreise für industrielle Verbraucher dargestellt und zur Einordnung der 
Preisdynamik die einzelnen Preiskomponenten differenziert analysiert (🡭3.2.1.1). Da
rauf aufbauend werden die deutschen Strompreise als Inputfaktor im internationalen 
Vergleich eingeordnet (🡭3.2.1.3). Abschließend folgt eine vertiefte Betrachtung aus
gewählter, besonders energieintensiver Industriebranchen, um die Verteilungs- und 
Wettbewerbswirkungen von Stromkosten zu illustrieren (🡭3.2.1.4). 

⑦④② Die Ergebnisse verdeutlichen die erhebliche Steuerungswirkung industriepoliti
scher Maßnahmen: Über gezielte Eingriffe in Preisbestandteile, Entlastungs- und För
dermechanismen lässt sich die Kostenbelastung der Industrie direkt und kurzfristig 
beeinflussen. Dies hat entsprechende relevante Implikationen für Wettbewerbsfähig
keit, Investitionen und Standortentscheidungen. 

3.2.1.1 Abnehmer vergünstigter Preise bleiben länger auf erhöh
tem Preisniveau 

⑦④③ Zunächst wird die Strompreisentwicklung für die Industrie betrachtet, differen
ziert nach Industrien, welche Vergünstigungen erhalten, und Industrien, welche keine 
Vergünstigungen erhalten. 🡭Abbildung 3.3 stellt den jährlichen Industriestrompreis
index der Bundesnetzagentur dar, entsprechend mit (blaue Linie) und ohne (orangene 
Linie) Berücksichtigung von Vergünstigungen.70 Dieser Index setzt sich aus den folgen
den Komponenten zusammen: 1) Umlagen, Steuern, Netzentgelte und Abgaben, 2) 
Vertriebskosten und Marge und 3) Beschaffungskosten.71 Somit bildet der Index einen 
Indikator für die durchschnittliche Preisentwicklung des Strompreises für die Industrie 
ab. 

⑦④④ Bei den gezeigten Strompreisindizes handelt es sich nicht um Preisindizes für 
dieselben Stromabnehmer, bei denen die Vergünstigungen lediglich rechnerisch her
aus- bzw. hinzugerechnet werden, sondern um zwei modellierte Referenzfälle: „ohne 
Vergünstigungen“ bildet einen industriellen Abnehmer ohne Inanspruchnahme ge
setzlicher Entlastungen ab, während „mit Vergünstigungen“ einen Abnehmer mit ma
ximal möglichen Vergünstigungen (z. B. bei Netzentgelten, Stromsteuer, Konzessions
abgabe und Umlagen) repräsentiert. 

 

70  Vergünstigungen beinhalten Netzentgelte, Stromsteuer, Konzessionsabgaben, Umlage nach KWKG, 
Umlage Offshore-Netze und Umlage nach §19 StromNEV. 

71  Die Vertriebskosten und Margen werden auf 5 Prozent des Preises gesetzt. Die Beschaffungskosten 
werden mittels der Beschaffungsstrategien der Stromlieferanten ermittelt. Die Preise für verschie
dene Stromprodukte werden anteilig an der Gesamtbeschaffung gewichtet. 
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⑦④⑤ Vor diesem Hintergrund ist erstens erkennbar, dass der Index „mit Vergünstigun
gen“ bis August 2022 deutlich stärker ansteigt als der Index „ohne Vergünstigungen“ 
(um rund 300 Indexpunkte). Dies bedeutet nicht, dass begünstigte Unternehmen ab
solut höhere Strompreise zahlen, sondern dass sich ihre Stromkosten relativ zum Ba
siszeitpunkt stärker verteuert haben. Ein plausibler Grund ist, dass bei begünstigten 
Abnehmern ein größerer Anteil der Gesamtkosten auf die (volatile) Beschaffungskom
ponente entfällt, während Entlastungen bei Abgaben und Umlagen einen kleineren zu
sätzlichen Dämpfungseffekt haben. 

⑦④⑥  Zweitens bleibt die Differenz zwischen beiden Referenzfällen seit dem Auseinan
derlaufen der Reihen ab Februar 2021 bestehen: Während der Index „ohne Vergünsti
gungen“ ab Februar 2023 wieder näher an das Ausgangsniveau (August 2021) heran
rückt, verharrt der Index „mit Vergünstigungen“ darüber. Insgesamt verdeutlicht 🡭Ab
bildung 3.3 damit, dass selbst im Referenzfall eines begünstigten, typischerweise 
energieintensiven Industrieabnehmers ein anhaltend erhöhtes Stromkostenniveau 
bestehen bleibt. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das hohe Strompreisni
veau seit August 2022 stark abgeflacht ist. Das Strompreisniveau im Referenzfall be
günstigter Industrieabnehmer liegt jedoch immer noch über dem Niveau nicht be
günstigter Abnehmer. 

Abbildung 3.3: Indizes zu Industriestrompreisen 

 
Quelle: Industriestrompreisindex von SMARD (Strom- und Gasmarktdaten für Deutschland), Bundesnetzagentur, 
2026. Der Indexwert wird mit dem Basismonat Januar 2021 berechnet. 

⑦④⑦ Beide Indizes zeigen zwischen Januar 2018 und Februar 2021 ein relativ stabiles 
Preisniveau. Die enorme Preisvariation in den folgenden zwei Jahren zwischen Februar 
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Abbildung 3.6: Stromanteile ausgewählter Sektoren 2010-2022 

  
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von EXIOBASE 3 (2018). 

3.2.1.3 Stromhandel und Strompreise im internationalen Vergleich 

⑦⑤⑦ Trotz der relativ geringen Stromkostenintensität in vielen Sektoren sind Strom
preise und -kosten aus ökonomischer Sicht relevant: zum einen gibt es, wie im vorhe
rigen Abschnitt gezeigt, einige Sektoren mit deutlich höheren Stromkostenanteilen; 
zum anderen kann insbesondere für Branchen mit hohen internationalem Wettbe
werbsdruck ein hoher Strompreis auch bei relativ geringen Anteilen zu Wettbewerbs
nachteilen führen. 

⑦⑤⑧ Die Entwicklung des Industriestrompreisindex verdeutlicht, dass ein Bündel un
terschiedlicher Einflussfaktoren, wie Lieferengpässe, Veränderungen der Nachfrage 
sowie konkrete staatliche Maßnahmen (z. B. Wegfall der EEG-Umlage), das Preisni
veau für elektrische Energie als Inputfaktor beeinflussen. Das Preisniveau wirkt sich 
wiederum direkt auf den grenzüberschreitenden Stromhandel aus und ist zugleich ein 
zentraler Faktor für die internationale Wettbewerbsfähigkeit.  

⑦⑤⑨ Der deutsche Stromhandel konzentriert sich überwiegend auf die unmittelbaren 
Nachbarstaaten. Zu den fünf wichtigsten Handelspartnern zählen Frankreich, Öster
reich, Niederlande, Tschechien und Polen (vgl. 🡭Abbildung 3.7). Die Import- und Ex
portstruktur unterscheiden sich dabei je nach bilateraler Handelsbeziehung deutlich. 
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So bezog Deutschland im Jahr 2024 insbesondere aus Frankreich große Strommen
gen (20.493 GWh), während die Exporte nach Frankreich innerhalb der Top-5-Partner 
vergleichsweise gering ausfielen (693 GWh). Ein gegenläufiges Muster zeigt sich beim 
Handel mit Polen: Aus Polen importierte Deutschland im Jahr 2024 die geringste 
Strommenge innerhalb der Top-5-Partner (708 GWh), zugleich war Polen der wich
tigste Abnehmer deutscher Stromexporte (9.542 GWh). 

Abbildung 3.7: Deutsche Handelspartner im Jahr 2024 

 
Quelle: vbw Bayern, 2025. Eigene Darstellung 

⑦⑤⑩ Die Zusammensetzung der Preise für elektrische Energie als Inputfaktor unter
scheidet sich zwischen den Ländern vor allem aufgrund von nationaler Energiepolitik, 
verschiedenen Energiequellen, unterschiedlicher Netzstruktur und Regulierung. 🡭Ab
bildung 3.8 stellt den durchschnittlichen Strompreis im Jahr 2024 für Großverbrau
cher (Lastfall 70-150 GWh; das sind z. B. Stahl-, Papier- oder Chemieunternehmen) 
dar.72 Die ausgewiesenen Preise enthalten keine Mehrwertsteuer und keine erstat
tungsfähigen Steuern. Das Preisniveau in Europa ist sehr stark gestreut. Die Preisun
terschiede setzen sich im Wesentlichen aus der jeweiligen Kombination von Energie
beschaffung und Vertrieb, Netzentgelten und Steuern, Abgaben und Umlagen zusam
men. 

 

72  Eine direkte internationale Vergleichbarkeit der Strompreise ist nur eingeschränkt möglich, da Be
richtsformate und Erhebungsmethoden zwischen den Ländern variieren und die Transparenz der 
Strompreisbildung sowie die Abgrenzung der Lastfälle international unterschiedlich sind. Der Ver
gleich dient daher ausschließlich einer indikativen Einordnung des Niveaus.  
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⑦⑥0 Der EU-27-Durchschnitt liegt bei rund 12 ct/kWh. Besonders niedrige Preise sind 
in den skandinavischen Ländern zu beobachten.73 Größere kontinentaleuropäische 
Industrienationen weisen erhebliche Unterschiede in den Strompreisen auf. Deutsch
land liegt mit 14 ct/kWh leicht über dem EU-27-Durchschnitt. In einem ähnlichen Be
reich liegen Italien und die baltischen Staaten. Unterhalb des EU-27-Durchschnitts 
befinden sich Frankreich, Spanien, Portugal und Bulgarien. 

Abbildung 3.8: Strompreise im Europavergleich (70-150 GWh) 

 
Quelle: vbw Bayern, 2025. Strompreise des Abnahmefalls 70-150 GWh im Jahr 2024. 

⑦⑥② 🡭Abbildung 3.9 stellt den internationalen Vergleich der Preise dar. Für Deutsch
land und EU-27 werden die oberen beiden Lastfälle (70-150 GWh und >150 GWh) ge
mittelt. In der Einordnung weist Deutschland ein überdurchschnittlich hohes Preisni
veau auf. Auch innerhalb der USA gibt es regionale Preisunterschiede. Bei einem 
durchschnittlichen Preisniveau für die gesamte USA von ca. 8 ct/kWh lag der Strom
preis beispielsweise in Kalifornien bei rund 20 ct/kWh, was unter anderem auf eine 

 

73  Norwegen beispielsweise verzeichnet einen Preis von ca. 5 ct/kWh, Schweden und Finnland ver
zeichnen Preise von ca. 6 ct/kWh. Diese niedrigen Preise sind vor allem auf kostengünstige Wasser
kraft und zentralisierte Netzsysteme zurückzuführen. Besonders hohe Preise sind in Großbritannien 
(ca. 27 ct/kWh) und Irland (ca. 19 ct/kWh) zu beobachten. Hier wirken ein hoher Gasanteil am 
Strom-Mix sowie der geografisch bedingte, begrenzte Zugang zum kontinentaleuropäischen Strom
netz preistreibend. 
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veraltete Netzstruktur zurückzuführen ist.74 Für China wird im Jahr 2024 ein durch
schnittlicher Strompreis von rund 8 ct/kWh ausgewiesen. Im Vergleich zu den USA und 
Europa ist die regionale Preisdifferenzierung weniger stark ausgeprägt. Innerhalb von 
China gibt es eine relativ geringe Preisvariation von 6-10 ct/kWh. In China besteht der 
Strom-Mix aus einem großen Anteil konventioneller Energieträger, wie Kohle, was in 
Verbindung mit geringen CO2-Preisen den Preis niedrig hält. 

⑦⑥③ Der internationale Vergleich zeigt, dass die Strompreise in verschiedenen Län
dern teils erheblich variieren. Maßgebliche Treiber sind neben den reinen Beschaf
fungskosten insbesondere energie- und industriepolitisch beeinflussbare Komponen
ten wie Steuern, Abgaben/Umlagen, Netzentgelte, Förder- und Entlastungsinstru
mente sowie die Energieträger- und Erzeugungsstruktur. Diese Preisunterschiede wir
ken sich unmittelbar auf die grenzüberschreitenden Stromhandelsströme aus. 

Abbildung 3.9: Strompreise im internationalen Vergleich 2024 

Quelle: vbw Bayern, 2025. Durchschnittliche Strompreise in Deutschland und EU-27 sind über die oberen zwei 
Lastfälle (70-150 GWh und >150 GWh) gemittelt. Angaben für das Jahr 2024. 

3.2.1.4 Energieintensive Industrien – höherer Energieverbrauch 
und stärkerer Produktionsrückgang 

⑦⑥④ Innerhalb der deutschen Industrie entfällt ein besonders hoher Energieverbrauch 
auf wenige Branchen. Die Herstellung chemischer Erzeugnisse ist dabei besonders 
energieintensiv (324 TWh) und liegt damit in einer Größenordnung, die dem Verbrauch 

 

74  Besonders hohe Strompreise verzeichneten im Jahr 2024 auch die Bundestaaten Hawaii (32 ct/kWh) 
und Alaska (18 ct/kWh).  
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aggregierten Ebene kein eindeutiger Zusammenhang zwischen Strompreisen und Im
porten zeigt. 

⑦⑦③ Die Ergebnisse zeigen, dass Strom als zentraler Produktionsfaktor der Industrie 
nicht nur durch Marktpreise, sondern in hohem Maße durch industriepolitisch gestalt
bare Preisbestandteile geprägt wird. Der Industriestrompreisindex steigt 2021–2022 
stark an (getrieben vor allem durch die Gas-Krise) und fällt ab 2022 wieder, bleibt aber 
auf erhöhtem Niveau. Die Zerlegung der Preise belegt zugleich die Effektivität staatli
cher Eingriffe: Änderungen bei Umlagen, Steuern und Netzentgelten wirken direkt und 
kurzfristig auf die industrielle Kostenbelastung. 

⑦⑦④ Im internationalen Vergleich wird die Strompreisbildung damit als Ergebnis ver
schiedener Regulierungsmaßnahmen sichtbar. Dies hat Folgen für Stromhandel und 
Wettbewerbsfähigkeit. Deutschlands Handelsströme reagieren auf Preis- und Ange
botsvorteile (z. B. bei hoher erneuerbarer Einspeisung), während die europäischen 
Preise insgesamt stark streuen und gegenüber den USA bzw. China höher liegen. Be
sonders relevant sind energieintensive Branchen, weil sie einen Großteil des industri
ellen Energieverbrauchs bündeln und deshalb am stärksten auf Stromkosten reagie
ren. Der Produktionsindex energieintensiver Industrien fällt seit Ende 2021 deutlich 
stärker als die Gesamtindustrie und erholt sich nicht symmetrisch. Dies ist ein Hin
weis, dass neben Preisimpulsen auch persistente Kostennachteile und strukturelle 
Anpassungen wirken. 

3.2.2 Förderrahmen birgt Risiken für den Wettbewerb 

⑦⑦⑤ Obwohl sich die Strompreise in den vergangenen Jahren stabilisiert haben, bleibt 
Deutschland im EU- und internationalen Vergleich ein Standort mit relativ hohen 
Stromkosten (vgl. 🡭Abbildung 3.8 und 🡭Abbildung 3.9). In Verbindung mit ebenfalls 
hohen Kosten für andere Inputfaktoren, z. B. Löhne, verschärft dies den strukturellen 
Wettbewerbsnachteil. Zur Stärkung der Zukunftsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts 
sowie der Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit wird die finanzielle Unterstützung 
energieintensiver Industriezweige und Gewerbe daher bereits seit Längerem als ein 
geeignetes Instrument der Industriepolitik angesehen. Gegenwärtig zeigt sich dies in 
der Diskussion um den sog. „Industriestrompreis“, eine von der Bundesregierung 
kürzlich eingeführte Subvention von Branchen mit besonders hohem „Verlagerungsri
siko“. Darunter wird das Risiko verstanden, dass Produktionsstätten angesichts hoher 
Energiepreise aus Deutschland und Europa abwandern. 

⑦⑦⑥ Diverse finanzielle Entlastungsmaßnahmen für energieintensive Branchen gibt 
es bereits seit dem Jahr 1999. So wurden 1999 in Deutschland beispielsweise umfas
sende Entlastungen bei der Energie- und Stromsteuer für das Produzierende Gewerbe 
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3.2.2.2.2 Förderrahmen wettbewerbsfreundlich weiterentwickeln 

⑦⑨⑩ Die Monopolkommission empfiehlt daher, die zersplitterten Förderregeln zu ei
ner einheitlicheren und konsistenteren Förderlandschaft weiterzuentwickeln. Dies 
würde die bürokratische Belastung der Unternehmen und die damit einhergehenden 
Risiken für den Wettbewerb absenken. Auch würde die staatliche Aufsicht vereinfacht 
werden. Dazu sollten insbesondere die Anforderungen an die „ökologischen Gegen
leistungen“ und die notwendigen Nachweise homogenisiert werden. Dies sollte au
ßerdem mit der Schaffung effizienter, einheitlicher Verwaltungsstrukturen, wie der 
Vereinheitlichung der behördlichen Zuständigkeiten oder der Digitalisierung der Da
tenführung, einhergehen. 

⑦⑩0 Mittelfristig sollte die gegenwärtig bestehende Verknüpfung aus Subvention und 
Gegenleistung in Form der ökologischen Konditionalität wettbewerbsfreundlicher 
ausgestaltet werden. Die Monopolkommission empfiehlt dazu, den Zusammenhang 
zwischen Subventionen und Gegenleistungen umzukehren. Die Subventionen sollten 
nicht weiter branchenabhängig pauschal gewährt werden, sofern eine behördlich 
überprüfte „Gegenleistung“ durch die Unternehmen erbracht wird. Vielmehr ist anzu
streben, die „Gegenleistungen“ zukünftig auszuschreiben und diejenigen Unterneh
men und Branchen zu unterstützen, die diese am effizientesten erbringen können. 

⑦⑩② So könnten beispielsweise Investitionen in Energieeffizienz oder der Bezug von 
elektrischer Energie aus erneuerbaren Energien künftig finanziell unterstützt werden, 
indem entsprechende Investitionen ausgeschrieben werden. Es würden dann diejeni
gen Unternehmen die Subvention erhalten, die die Leistung am effizientesten, d.h. am 
kostengünstigsten, erbringen können. Das hätte den Vorteil, dass die effizientesten 
Technologien von der staatlichen Förderung profitieren würden und gleichzeitig die 
negativen Auswirkungen auf den Wettbewerb minimal gehalten würden.  

3.2.3 Simulation der Auswirkungen einer Subvention des 
Strompreises 

⑦⑩③ Im folgenden Abschnitt soll die Wirkung einer möglichen Subvention des Strom
preises für verschiedene Kombinationen aus Wirtschaftssektoren illustrativ darge
stellt werden. Hierzu wird eine Input-Output-Analyse durchgeführt. Input-Output-
Analysen sind in der ökonomischen Forschung weit verbreitet und seit mehr als 70 
Jahren ein etabliertes Instrument für ökonomische Analysen (Miller/Blair, 2021). 

⑦⑩④ Eine Input-Output-Tabelle ist ein Gleichungssystem, welches angibt, wie viele ih
rer Produkte die einzelnen Sektoren einer Volkswirtschaft in einem bestimmten Zeit


